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264. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES DER 
STADT BIELEFELD sowie BEBAUUNGSPLAN NR. III/3/27.02 
„Bildungscampus Herforder Straße Feldstraße“ 
 

 
 
 

AUSWERTUNG DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG  
ZUM VORENTWURF 
 
 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss hat in seiner Sitzung am 29.11.2022 – nach vorheriger Be-
ratung durch die Bezirksvertretung Mitte am 24.11.2022 – den Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan Nummer III/3/27.02 sowie den Änderungsbeschluss für die 264. Änderung 
des Flächennutzungsplans gefasst. Am 24.10.2023 hat der Stadtentwicklungsausschuss den 
Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange gefasst.  
 
Am 22.11.2023 hatte die Öffentlichkeit im Rahmen eines Unterrichtungs- und Erörterungster-
mins im Else-Zimmermann-Saal des Technischen Rathauses die Gelegenheit, sich über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung zu infor-
mieren und Fragen zur Planung zu stellen. Zusätzlich konnten die Unterlagen über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung in der Zeit vom 13.11.2023 bis einschließlich dem 
01.12.2023 in der Bauberatung des Bauamtes der Stadt Bielefeld, August-Bebel-Straße 92 
(Erdgeschoss, Flur C, Zimmer 041), 33602 Bielefeld sowie im Internet eingesehen werden. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 
mit Schreiben vom 06.11.2023 um Stellungnahme bis zum 18.12.2023 gebeten.  
 
Aufgrund der zeitgleichen Durchführung der Verfahrensschritte sind im Wesentlichen zu bei- 
den Planverfahren (264. FNP-Änderung und Aufstellung des Bebauungsplans Nr. III/3/27.02)  
Stellungnahmen vorgetragen worden. Eine „Trennung“ der Stellungnahmen zu den einzelnen  
Planverfahren ist nicht immer hinreichend möglich. Soweit erforderlich, wird somit in den ein- 
zelnen Stellungnahmen der Verwaltung bzw. bei der Berücksichtigung der vorgetragenen Hin- 
weise und Anregungen in der Planung auf ihre Bedeutung für das jeweilige Planverfahren  
eingegangen. 
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungsschritte vorgetragenen Stellungnahmen werden 
nachstehend wie folgt wiedergegeben:  
 
1. Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 Absatz 1 BauGB, einschließlich dem Vermerk über den öffentlichen Unterrichtungs- und 
Erörterungstermin 

 
2. Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 
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3. Ergebnis der Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung zum Vor-
entwurf und Übersicht der wesentlichen Ergänzungen und Änderungen zum Entwurf  

 
Die eingegangenen Stellungnahmen beziehen sich auf den folgenden Vorentwurf der Ände-

rung des Flächennutzungsplanes und den Vorentwurf des Bebauungsplanes: 
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VORENTWURF DER 264. FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG (ohne Maßstab) 
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1.  AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG 
DER ÖFFENTLICHKEIT 

 
Seitens der Öffentlichkeit sind insgesamt 3 Stellungnahmen zur Planung vorgetragen worden. 
Diese werden im Folgenden tabellarisch mit der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dar-
gestellt.  
 

EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

EINWENDER 1 

 

12.01.2023 

Guten Tag an „Pit“ (Peter) Clausen, per-

sönlich mir bekannt als ehemaliger Be-

wohner dieses Stadtteils! 

Er wird sich bestimmt erinnern wie die 

Gegebenheiten hier sind. 

Aus dem Zeitungsartikel kann ich als 

„normal“ Bürger nicht entnehmen was 

dieser Beschluss für ich als Grund-

stücksinhaber in diesem Gebiet bau-

rechtlich für mein Grundstück bedeutet. 

Hiermit bitte ich freundlich um Auskunft. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. 

Für die privaten Grundstückseigentümer 

ergeben sich aus der Festsetzung als 

Gemeinbedarfsfläche im Wesentlichen 

Einschränkungen hinsichtlich gewerbli-

cher Nutzungsmöglichkeiten. Der bisher 

rechtskräftige Bebauungsplan setzt für 

die Grundstücke ein Gewerbegebiet fest. 

Mit Rechtskraft des Bebauungsplans 

Nummer III/3/27.02 ist eine wesentliche 

Änderung oder Errichtung genehmi-

gungspflichtiger baulicher Anlagen im 

Rahmen der Zweckbestimmungen der 

Gemeinbedarfsfläche „Schule, sportli-

chen Zwecken und sozialen Zwecken 

dienende Gebäude und Einrichtungen“ 

und der weiteren Festsetzungen des Be-

bauungsplans möglich. Die Gemeinbe-

darfsfläche kann auch durch Flächen für 

eine Mobilstation oder der Zweckbestim-

mung dienende Nebenanlagen genutzt 

werden.  

Sonstige gewerbliche Nutzungsmöglich-

keiten entfallen.  

Die bisher bestehende Wohnnutzung 

kann im Rahmen des Bestandsschutzes 

auf Basis der bestehenden Genehmi-

gung fortgeführt werden. Ein Bebauungs-

plan, der nach erfolgter Genehmigung ei-

ner baulichen Anlage aufgestellt wird, 

stellt eine rechtskräftige Genehmigung 

nicht in Frage. Eine genehmigungsbe-

dürftige Ausweitung oder Änderung der 

Wohnnutzung ohne Betriebsbezug ist auf 

der planungsrechtlichen Grundlage des 

bisher festgesetzten Gewerbegebiets be-

reits jetzt nicht ohne Weiteres möglich, 

sodass vorliegend keine relevante Ein-

schränkung der tatsächlichen Wohnnut-

zung gesehen wird. Bereits im bisher 

festgesetzten Gewerbegebiet wider-

spricht eine zunehmende Verfestigung 

der Wohnnutzung den Grundzügen der 
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EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

Planung. 

EINWENDER 2 

 

24.11.2023 

 

Im Folgenden möchte ich Stellung neh-

men zur frühzeitigen Bürgerbeteiligung 

im Zusammenhang mit der Neuaufstel-

lung B-Plan III/3/27.02 und der 264 Ände-

rung FNP. 

Aus meiner Sicht hat die Veranstaltung 

erheblich zur Klärung einer große Zahl 

von Fragen beitragen können und war im 

Sinne einer für alle Beteiligten positiven 

und konstruktiven Kommunikation sehr 

hilfreich. Es ist hier sehr schnell deutlich 

geworden, wie umfangreich das geplante 

Projekt werden wird und wie erheblich die 

Auswirkungen auf betroffene Anlieger*in-

nen seien werden. Vielleicht auf Grund 

der engen Zeitvorgaben und einer zu-

nächst schwierigen Gliederung der The-

men konnten einige Fragestellungen aus 

meiner Sicht noch nicht endgültig oder 

ausreichend formuliert und / oder beant-

wortet werden. In diesem Zusammen-

hang erscheint es mir notwendig, für eine 

im Sinne einer verlässlichen, transparen-

ten und rechtlich verwertbaren Beantwor-

tung auch die Expertise des Rechtsamtes 

einzuholen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen, den vorgetragenen Anregun-

gen wird teilweise gefolgt. 

Fragen zum Planungs- und Eigentums-

recht 

1. Wie ist der mehrfach angeführte Pas-

sus „besondere Vorkaufssatzung“ zu 

verstehen? Auf welche gesetzlichen 

oder bauordnungsrechtlichen oder 

sonstigen Regelungen wird hier Bezug 

genommen? Welche Texte / Darstel-

lungen können für die von der genann-

ten Satzung betroffenen Anwohner*in-

nen als langfristig gültig und rechts-

wirksam angesehen werden? 

 

 

 

 

 

 

2. Wie ist der Bestandsschutz der beste-

henden Wohnbebauung im Einzelnen 

Zu 1.:  

Mit Beschluss vom 02.03.2023 hat der 

Rat der Stadt Bielefeld die Satzung über 

die Anordnung eines besonderen Vor-

kaufsrechts innerhalb des Plangebiet des 

Bebauungsplans Nummer III/3/27.02 be-

schlossen. Die Beschlussvorlage sowie 

der dazugehörige Satzungstext wird im 

Ratsinformationssystem der Stadt Biele-

feld unter der Drucksachen-Nummer 

5400/2020-2025 zur Verfügung gestellt. 

Der Beschluss der Satzung erfolgte auf-

grund der §§ 7 und 41 der Gemeindeord-

nung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) und des § 25 Absatz 1 Num-

mer 2 des Baugesetzbuches (BauGB). 

Zur Begründung der Vorkaufsrechtssat-

zung wird auf die entsprechende Be-

schlussvorlage verwiesen.  

 

Zu 2.:  
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EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

konzipiert? Auf welche gesetzliche 

Grundlage wird hier Bezug genom-

men? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3. Welcher Rahmen für ggf. durchzufüh-

rende Baumaßnahmen ergibt sich zum 

Ende der zeitlich befristeten Ände-

rungssperre? 

 

 

Für die bestehende Wohnbebauung 

ergibt sich der Bestandsschutz im We-

sentlichen aus der rechtskräftigen Bau-

genehmigung. Dieser Schutz ist auf die 

genehmigten Anlagen und Einrichtungen 

und die genehmigte Funktion begrenzt 

und erlischt bei Zerstörung oder erhebli-

cher Änderung des genehmigten Be-

stands oder Aufnahme einer anderen 

Nutzung. Ein Bebauungsplan, der nach 

erfolgter Genehmigung einer baulichen 

Anlage aufgestellt wird, stellt eine rechts-

kräftige Genehmigung nicht in Frage. 

Hierzu wird auf die ständige Rechtspre-

chung verwiesen, siehe unter anderem 

das Oberverwaltungsgericht für das Land 

Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 22. 

August 2016 –10 A 601/16. 

Gemäß Rechtsprechung des Bundesver-

waltungsgerichts endet der Schutz durch 

die Genehmigung, sobald durch Zerstö-

rung oder erhebliche Änderung die Iden-

tität des Gebäudes verloren geht und es 

sich „gegenüber dem früheren Zustand 

als etwas anderes […] darstellt“ (vgl. 

BVerwG, Az.: 4 B 48.94, Rn. 6). Die Ge-

nehmigung gewährleistet eine bestimmte 

rechtmäßig ausgeübte Nutzung. Durch 

Aufnahme einer anderen Nutzung, die er-

kennbar nicht nur vorübergehend ausge-

übt wird und nach außen sichtbar wird, 

entfällt ebenfalls der durch die ursprüng-

liche Genehmigung gegebene Bestands-

schutz. 

Eine darüberhinausgehende gesetzliche 

Regelung oder Festsetzung zum Be-

standsschutz kommt im vorliegenden Fall 

nicht zum Tragen. Die Ausübung des 

Vorkaufsrechts kommt erst im Fall eines 

Verkaufs durch die privaten Grundstücks-

eigentümer zum Tragen, sodass eine 

Fortsetzung der genehmigten Nutzung 

durch die heutigen Eigentümer gewähr-

leistet ist. 

 

Zu 3.:  

Die Veränderungssperre ist durch den 

Rat der Stadt Bielefeld beschlossen und 

zuletzt nochmals verlängert worden, um 

die angestrebten städtebaulichen Ent-

wicklungsziele der Stadt Bielefeld zu si-

chern und vor nachteiligen Einwirkungen 
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EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu schützen. Ziel ist der Abschluss des 

Bauleitplanverfahrens vor Ablauf der Ver-

änderungssperre. Folglich gilt der dann 

rechtskräftige Bebauungsplan als pla-

nungsrechtliche Grundlage für zu bean-

tragende Baumaßnahmen.  

Der derzeit in Aufstellung befindliche Be-

bauungsplan Nummer III/3/27.02 sieht 

zum Entwurf die Ausweisung einer Ge-

meinbedarfsfläche mit der Zweckbestim-

mung Schule, sportlichen Zwecken und 

sozialen Zwecken dienende Gebäude 

und Einrichtungen vor. Die Gemeinbe-

darfsfläche kann auch durch Flächen für 

eine Mobilstation oder der Zweckbestim-

mung dienende Nebenanlagen genutzt 

werden.  

Für die privaten Grundstückseigentümer 

ergeben sich aus der Festsetzung als 

Gemeinbedarfsfläche im Wesentlichen 

Einschränkungen in den gewerblichen 

Nutzungsmöglichkeiten. Der bisher 

rechtskräftige Bebauungsplan setzt für 

die Grundstücke ein Gewerbegebiet fest. 

Mit Rechtskraft des Bebauungsplans 

Nummer III/3/27.02 ist eine wesentliche 

Änderung oder Errichtung genehmi-

gungspflichtiger baulicher Anlagen im 

Rahmen der Zweckbestimmungen der 

Gemeinbedarfsfläche „Schule, sportli-

chen Zwecken und sozialen Zwecken 

dienende Gebäude und Einrichtungen“ 

und der weiteren Festsetzungen des Be-

bauungsplans möglich. Sonstige gewerb-

liche Nutzungsmöglichkeiten entfallen.  

Die bisher bestehende Wohnnutzung 

kann im Rahmen des Bestandsschutzes 

fortgeführt werden. Eine genehmigungs-

bedürftige Ausweitung oder Änderung 

der Wohnnutzung ohne Betriebsbezug ist 

auf der planungsrechtlichen Grundlage 

des bisher festgesetzten Gewerbege-

biets bereits jetzt nicht ohne Weiteres 

möglich, sodass vorliegend keine Ein-

schränkung der tatsächlichen Wohnnut-

zung gesehen wird. Bereits im bisher 

festgesetzten Gewerbegebiet wider-

spricht eine zunehmende Verfestigung 

der Wohnnutzung den Grundzügen der 

Planung. 
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EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

4. Wie lautet der endgültige Passus zur 

Beschreibung und Eingrenzung der 

baulichen und inhaltlichen Vorgaben 

für die Nutzung der Gemeinbedarfsflä-

che? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. Welche sonstigen Einrichtungen, Ge-

bäude oder Nutzungen sind abgese-

hen von einer Grundschule oder ver-

gleichbaren allgemeinbildenden Schu-

len auf der zur Reserve überplanten 

Fläche möglich oder zu erwarten? 

Welche Rollen spielt in diesem Zusam-

menhang der Hinweis auf den Gewer-

beflächenbedarfsplan 2035? 

Zu 4.:  

Die Zweckbestimmung der Gemeinbe-

darfsfläche wird zur Nutzung durch  

Schulen sowie sportlichen Zwecken die-

nende Gebäude und Einrichtungen und 

sozialen Zwecken dienende Gebäude 

und Einrichtungen festgesetzt und damit 

konkretisiert. Neben der reinen Schulnut-

zung entsteht so ein angemessener und 

städtebaulich vertretbarer Spielraum, um 

weitere dem Gemeinbedarf dienende An-

gebote mit Synergien zur Schule im Bil-

dungscampus integrieren zu können. Da-

bei kann es sich zum Beispiel um außer-

schulische Unterstützungsangebote han-

deln. 

Bei Flächen für den Gemeinbedarf 

kommt es nicht auf die Trägerschaft der 

Einrichtung an. Ausschlaggebend ist die 

Zugänglichkeit für die Bevölkerung und 

die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben 

mit staatlicher oder gemeindlicher Aner-

kennung. Eine privatwirtschaftliche, ge-

winnorientierte Ausprägung tritt bei einer 

Gemeinbedarfsnutzung hinter der öffent-

lichen Aufgabe eindeutig zurück. 

Ergänzend können im Rahmen der Fest-

setzungen des Bebauungsplans Flächen 

für eine Mobilstation zugelassen werden. 

Zu 5.:  

In diesem Zusammenhang wird auf die 

Ausführungen zu Punkt 4 verwiesen. Da 

es sich vorliegend um einen Angebotsbe-

bauungsplan handelt, können Nutzun-

gen, die der festgesetzten Zweckbestim-

mung der Gemeinbedarfsfläche entspre-

chen oder ihnen als dienende Anlage 

räumlich und funktional zuzuordnen sind 

(wie zum Beispiel Stellplätze und Park-

häuser) zugelassen werden, soweit sie 

den darüber hinaus zu beachtenden pla-

nungsrechtlichen Vorgaben und Fachge-

setzen entsprechen. Eine gewerbliche 

Nutzung ist mit Rechtskraft des Bebau-

ungsplans nicht mehr zulässig. 

Das Gewerbeflächenkonzept 2035 der 

Stadt Bielefeld klassifiziert das hier über-

plante Gewerbegebiet als „einfachen Ge-

werbestandort“, geeignet für Betriebe 

ohne besondere Anforderungen an den 
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EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

Standort. Das Gebiet ist aufgrund poten-

zieller Nutzungskonflikte im Rahmen der 

heterogenen Nutzungsstrukturen nicht in 

jedem Einzelfall uneingeschränkt für Ge-

werbebetriebe nutzbar.  

Der Regionalplan OWL stellt das Plange-

biet als Allgemeinen Siedlungsbereich 

dar und entspricht damit den strukturellen 

Veränderungen und der zunehmenden 

Durchmischung des Umfelds. Aufgrund 

der Lage im zentralen Innenbereich des 

Stadtgebiets und der guten ÖPNV-Anbin-

dung eignet sich die Fläche besonders 

für die Entwicklung eines Bildungsstand-

orts, insbesondere mit Blick auf die anzu-

sprechenden Personengruppen, die ver-

mehrt auf die Nutzung des ÖPNV sowie 

auf den Fuß- und Radverkehr angewie-

sen sind.  

Insbesondere auch mit Blick auf die erfor-

derliche Flächengröße stehen zurzeit im 

erweiterten Innenstadtbereich bzw. im 

Stadtbezirk Mitte keine Alternativen zum 

vorgesehenen Standort des Bildungs-

campus zur Verfügung. Auf die Ausfüh-

rungen zur Standortwahl und zum Bedarf 

an schulischer Infrastruktur in der Be-

gründung des Bebauungsplans wird er-

gänzend verwiesen.  

Anmerkungen zur Umsetzung der Pla-

nung 

1. Der ehemalige parkähnliche Garten 

der Familie XXX soll als Schulhof im 

möglichst naturbelassener Form erhal-

ten bleiben. Diese Fläche sollte mit ei-

nem entsprechend hohem Zaun einge-

grenzt und die Zugänge ab 19.00 Uhr 

bzw. mit Einbruch der Dunkelheit ge-

schlossen werden. 

2. Die an die Schul- oder Parkplatzge-

lände angrenzende Grundstücks-

grenze zur bestehenden Wohnbebau-

ung sollte ebenfalls durch einen höhe-

ren Zaun abgegrenzt werden. Es er-

scheint außerdem notwendig, diesen 

auf einem nicht der Öffentlichkeit zu-

gänglichen Streifen mit geeigneten 

bzw. für Vögel oder sonstigen Tieren 

nutzbaren Gehölzen als Sicht und 

Kontaktpuffer zu begrünen. 

 

 

Zu 1./2.:  

Die Grünfläche im rückwärtigen Bereich 

des bestehenden Betriebsgebäudes soll 

in das Freiraumkonzept für die Spiel-, 

Sport- und Aufenthaltsbereiche einge-

bunden werden. Schulflächen in direkter 

Nachbarschaft zu privaten Flächen sollen 

im Rahmen der Umsetzung wirkungsvoll 

eingefriedet werden. Die konkrete Um-

setzung wird auf den nachfolgenden Pla-

nungsebenen konkretisiert. 

Ebenso wie organisatorische Maßnah-

men zur Zugangsbeschränkung sind 

diese nicht Teil der Bauleitplanung. Be-

absichtigt ist jedoch eine verträgliche Ein-

bindung der öffentlichen Nutzung. Ein öf-

fentlicher Zugang von den Schulhöfen 

auf die privaten Flächen soll unterbunden 

werden, hierfür können im Rahmen der 
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EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

 

 

 

3. Der links neben dem jetzigen Betriebs-

gebäude verlaufende Zufahrtsweg zu 

den Häusern Herforderstr. 196, 196a 

und 196b sollte nicht als Zuwegung für 

die Öffentlichkeit oder Schüler*innen 

und Bedienstete eingeplant werden. 

Auch ein Befahren mit Fahrzeugen ist 

nur sehr bedingt möglich. Es besteht 

nicht die Möglichkeit, Fahrzeuge zu 

wenden, zu rangieren oder abzustel-

len. Eine Nutzung des unteren Teils 

des Weges in Nähe der Herforder-

straße im Rahmen eines Feuerschutz-

konzeptes (Notausgang) ist möglich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Laut Vorentwurf entfällt bei Gemeinbe-

darfsflächen die sonst maßgeblichen 

Orientierungs- und Obergrenzen der 

baulichen Nutzung. Es muss deswe-

gen grundsätzlich für alle beteiligten 

Planer*innen und Entscheidungsträ-

ger*innen gelten, hinsichtlich der Ab-

messungen der Gebäude und der kon-

zeptionellen Gestaltung der Wege und 

Parkflächen verantwortungsvoll und 

kritisch/ sachgerecht zu handeln. 

Umsetzung allgemeine ordnungsrechtli-

che Regelungen getroffen werden. 

 

Zu 3.:  

Der Anregung wird gefolgt. Die Erschlie-

ßung des Bildungscampus erfolgt über 

Zuwegungen, die einen direkten An-

schluss der öffentlichen Grundstücksflä-

chen an die öffentlichen Verkehrsflächen 

darstellen. Die wichtigsten Anbindungs-

punkte befinden sich im Osten des Plan-

gebiets von der Feldstraße, im Nordosten 

von der Herforder Straße sowie von Wes-

ten über die Wegeverbindung zur Straße 

Am Stadtholz. Eine Nutzung des Zu-

fahrtswegs zu den Wohnhäusern als 

Wegeverbindung zum Bildungscampus 

ist im Rahmen der aktuell bestehenden 

privaten Nutzung dieser Flächen nicht 

vorgesehen. Eine mögliche Ausnahme 

stellen Rettungswege aus dem Be-

standsgebäude im nördlichen Teil in 

Richtung der Herforder Straße dar. Dafür 

erforderliche Wegerechte sind im Rah-

men der Genehmigung grundbuchlich zu 

sichern. 

Die Flurstücke sind heute bereits mit 

Grunddienstbarkeiten belegt. Diese wer-

den im Rahmen der Bauleitplanung als 

Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechte berücksichtigt und dienen aus-

drücklich der Erschließung der rückwärti-

gen Grundstücke und sind zugunsten der 

Träger der Ver- und Entsorgung sowie 

der Anlieger vorzusehen. 

 

Zu 4.:  

Die Einschätzung wird geteilt. Im Rah-

men der Entwicklung dieses städtebau-

lich prägenden Standorts und der Einbin-

dung einer öffentlichen Nutzung in den 

gewachsenen Siedlungsraum ist die Ver-

hältnismäßigkeit der Planung sicherzu-

stellen. Ihre städtebauliche Wirkung, ihr 

Einfluss auf die Umweltbelange sowie die 

weiteren öffentlichen und privaten Be-

lange sind auch aufgrund des § 1 Ab-

sätze 6 und 7 BauGB abwägend zu be-

rücksichtigen. 

Im Vorentwurf des Bebauungsplans sind 

grobe Rahmenbedingungen für die Ent-
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wicklung des Bildungscampus abge-

steckt worden, in deren Spektrum die 

Entwicklung eines städtebaulichen Kon-

zepts erfolgen sollte. Im Rahmen der an-

schließend durchgeführten Mehrfachbe-

auftragung ist ein Siegerentwurf gekürt 

worden. Anhand der Leitideen dieses 

Entwurfs, der geplanten Größenordnun-

gen der Gebäude und der beispielhaften 

Gliederung der Freiflächen ist der Bebau-

ungsplan zum Entwurfsstand fortge-

schrieben worden. Das Maß der bauli-

chen Nutzung, hier die überbaubare 

Grundfläche sowie die Höhe der bauli-

chen Anlagen, orientiert sich im Bebau-

ungsplan an dem städtebaulichen Kon-

zept, erhält aber maßvolle Spielräume, 

um im Rahmen der Umsetzung Flexibili-

tät für baulich oder konzeptionell be-

dingte Abweichungen zu schaffen.  

Die im Entwurf festgesetzten Nutzungs-

maße wurden gegenüber dem Vorent-

wurf reduziert. Die festgesetzten Gebäu-

dehöhen bewegen sich im Rahmen be-

stehender Gebäude.  

Die Freiraumgestaltung liegt zum aktuel-

len Planstand noch nicht vor. Der Bebau-

ungsplan regelt daher zunächst Mindest-

vorgaben für die Begrünung des Plange-

biets, die sowohl Vorgaben zur Begrü-

nung der Dächer als auch möglicher offe-

ner Stellplatzanlagen sowie den Erhalt 

von besonders prägenden Baumstruktu-

ren umfassen.  

Im Rahmen des Entwässerungskonzepts 

und der Verkehrsuntersuchung konnte 

die Machbarkeit der Planung anhand des 

städtebaulichen Konzepts nachgewiesen 

werden. Auf die bestimmenden Faktoren, 

die bei der konkreten Freiraumplanung 

zu berücksichtigen sind, wird in den Plan-

unterlagen ausdrücklich hingewiesen. 

Dies betrifft sowohl die geplanten Zuwe-

gungen, für die bereits im Vorfeld außer-

halb der Bauleitplanung die nötigen Vor-

kehrungen getroffen werden, als auch die 

später umzusetzende Modellierung der 

Freiräume zur Rückhaltung und Leitung 

des anfallenden Niederschlagswassers. 

Auf die Begründung des Bebauungs-

plans wird diesbezüglich verwiesen. 
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Das Projekt Bildungscampus bringt für 

die betroffenen Anlieger*innen erhebliche 

Veränderungen, Einschränkungen und 

Beeinträchtigungen des täglichen Lebens 

und nicht zuletzt auch einen unkalkulier-

baren Wertverlust bis hin zu einer mögli-

chen Enteignung der jeweiligen Immobi-

lie mit. Einem über mehr als 120 Jahre 

gewachsenen Familien- und Lebensmit-

telpunkt wird ohne Weiteres und sozusa-

gen über Nacht ein Planungsgeschehen 

der öffentlichen Hand aufoktruiert und da-

mit der Gesamtzusammenhang von 

Grund auf in Frage gestellt. Vor dem Hin-

tergrund der von Seiten der Stadt nicht 

näher strukturierten, sich ggf. jahrelang 

hinziehenden zeitlichen Entwicklung des 

Projekts, wird ein sinnvoller und wirt-

schaftlicher Erhalt der Immobilien frag-

würdig. Dieses als selbst Betroffener aus 

der Zeitung erfahren zu müssen und sich 

mühsam im Onlineauftritt der Stadt zu-

sammensuchen zu müssen ist unange-

messen und wäre ohne die freundlich ge-

duldige Hilfestellung des Herrn Ibershoffs 

sehr unerfreulich geworden. Obwohl mei-

nes Wissens nach nur fünf Haushalte von 

der sog. Überplanung betroffen sind, hat 

der ISB es nicht möglich machen können, 

eine angemessene Benachrichtigung in 

schriftlicher Form mit einer entsprechen-

den Aufklärung über die zu erwartenden 

Abläufe zu verfassen. Mit dem von Füh-

rungsteams immer wieder gerne bemüh-

ten Leitbild der Stadt Bielefeld hat das im 

Sinne der Kundenorientierung wenig zu 

tun. 

Das Projekt Bildungscampus, der Bau 

von Schulen und Sportstätten und ver-

gleichbaren Einrichtungen ist grundsätz-

lich zu begrüßen, der Platz dafür scheint 

angemessen und richtig. Die Begleitum-

stände für die Anlieger*innen stellen sich 

bisher allerdings als unkalkulierbar, nach-

teilig und intransparent dar. Die Planung 

hat dezidiert und dauerhaft für die Sicher-

stellung der Schutzansprüche Sorge zu 

tragen und die sich beständig entwickeln-

den pädagogisch methodischen Kon-

zepte von Schule, die Ausprägung vielfäl-

tiger Lehr- und Lernsituationen und nicht 

zuletzt das soziale Gefüge und tägliche 

Die geäußerten Sorgen und Hinweise zur 

Planung des Bildungscampus werden zur 

Kenntnis genommen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass eine Enteignung der privaten Flä-

cheneigentümer im Plangebiet nicht vor-

gesehen ist. Klarstellend wird nochmals 

festgehalten, dass das beschlossene be-

sondere Vorkaufsrecht erst dann zum 

Tragen kommt, wenn sich die privaten 

Flächeneigentümer zu einem Verkauf 

entschließen. 

Für die vorhandenen privaten Nutzun-

gen, insbesondere die Wohnnutzungen, 

entsteht durch die Planung und Festset-

zung einer Fläche für den Gemeinbedarf 

mit der Zielsetzung, Flächen für Schul-

nutzungen zu schaffen, ein verändertes 

Nutzungsgefüge. Dies wird ebenfalls zur 

Kenntnis genommen. In diesem Zusam-

menhang ist auch darauf hinzuweisen, 

dass eine Veränderung des baulichen 

und nutzungsbezogenen Gesamtzusam-

menhangs auch ohne die erfolgende Pla-

nung des Bildungscampus in dem bereits 

heute sehr heterogenen Quartier Einzug 

gehalten hat.  

Durch die Aufgabe des Autohauses und 

des Betriebsstandorts der Firma Sei-

densticker sind zwei große gewerblich 

genutzte Grundstücke frei geworden, de-

ren Nachnutzung auch im Rahmen des 

bisher rechtskräftigen Planungsrechts er-

folgen kann. Im Rahmen einer gewerbli-

chen Nachnutzung wären Veränderun-

gen optischer oder immissionstechni-

scher Natur ebenso denkbar. Im Rahmen 

der vorliegenden Planung sind die Aus-

wirkungen auf die überplanten und an-

grenzenden Grundstücke untersucht 

worden. Die Verschärfung oder Schaf-

fung eines städtebaulichen Missstands 

durch die Planung wird ausgeschlossen. 

Hierzu wird auf die Begründung zum Be-

bauungsplan verwiesen.  

Die Schutzansprüche der bestehenden 

Wohnbebauung werden im Rahmen der 

Planung erkannt und berücksichtigt. Ins-

besondere vor dem Hintergrund des kon-

kreten Bedarfs für Schulen, fehlender 

Standortalternativen, der bereits erfolg-
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Miteinander der Nutzer*innen zu erken-

nen und umzusetzen. 

ten Prüfung milderer organisatorischer 

Maßnahmen sowie der städtebaulichen 

Lagegunst werden die privaten Belange 

hinsichtlich der Nutzungsausweisung 

aber gegenüber dem öffentlichen Inte-

resse an der Sicherung der Schulversor-

gung zurückgestellt. In der Folge werden 

auch die privaten Flächen im Plangebiet 

als Gemeinbedarfsfläche ausgewiesen.  

Ziel der Planung ist die Sicherstellung ei-

nes wesentlichen Bestandteils der Schul-

versorgung. Eine mögliche schrittweise 

Entwicklung des Bildungscampus wird im 

Rahmen des städtebaulichen Entwick-

lungskonzepts skizziert. Kurzfristig wird 

durch den Umbau des Firmengebäudes 

Raum für das dringend benötigte Gymna-

sium geschaffen. In einem zweiten Schritt 

können die östlichen Flächen zur Siche-

rung der Stellplätze sowie der notwendi-

gen Sportflächen entwickelt werden und 

es kann der zweite Schulstandort entste-

hen. Erst bei einer Verkaufsabsicht der 

privaten Eigentümer erfolgt die Anwen-

dung des beschlossenen Vorkaufsrechts, 

um die Bestandteile des Bildungscampus 

mit einer gemeinsamen Mitte und einem 

ausreichenden Flächenangebot zusam-

menwachsen zu lassen.  

Der genehmigte Bestand ist im Rahmen 

der Baugenehmigung geschützt und die 

Wohnnutzung kann unabhängig von der 

Aufstellung des Bebauungsplans fortge-

führt werden.  

Für die privaten Grundstückseigentümer 

ergeben sich aus der Festsetzung als 

Gemeinbedarfsfläche Einschränkungen 

in den baulichen Nutzungsmöglichkeiten. 

Der bisher rechtskräftige Bebauungsplan 

setzt für die Grundstücke ein Gewerbe-

gebiet fest. Mit Rechtskraft des Bebau-

ungsplans Nummer III/3/27.02 ist eine 

wesentliche Änderung oder Errichtung 

genehmigungspflichtiger baulicher Anla-

gen im Rahmen der Zweckbestimmun-

gen der Gemeinbedarfsfläche möglich. 

Sonstige gewerbliche Nutzungsmöglich-

keiten entfallen.  

Die bisher bestehende Wohnnutzung 

kann im Rahmen des Bestandsschutzes 

fortgeführt werden. Eine genehmigungs-

bedürftige Ausweitung oder Änderung 
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der Wohnnutzung ohne Betriebsbezug ist 

auf der planungsrechtlichen Grundlage 

des bisher festgesetzten Gewerbege-

biets bereits jetzt nicht möglich, sodass 

vorliegend keine relevante Einschrän-

kung der tatsächlichen Wohnnutzung ge-

sehen wird. Bereits im bisher festgesetz-

ten Gewerbegebiet widerspricht eine zu-

nehmende Verfestigung der Wohnnut-

zung den Grundzügen der Planung.  

Auf Grundlage der zum Entwurf fortentwi-

ckelten Planungen sollen die Planverfah-

ren zur 264. FNP-Änderung und zum Be-

bauungsplan Nr. III/3/27.02 fortgeführt 

werden. 

EINWENDER 3 

 

27.11.2023 

 

Folgendes möchte ich zu der geplanten 

Änderung des Bebauungsplans und der 

Errichtung eines Bildungszentrums an-

merken. Einiges habe ich schon auf der 

Veranstaltung am 22.11.2023 zur frühzei-

tigen Bürgerbeteiligung gesagt. 

Einige Punkte, die mir besonders wichtig 

sind möchte ich noch einmal schriftlich 

darlegen. 

1. Änderung des Bebauungsplans 

Um die Bildungseinrichtungen und Sport-

stätten, die von der Stadt auf dem ehe-

maligen xxxxgelände zu verwirklichen 

muß der Bebauungsplan geändert wer-

den. Es soll dann nur noch Bebauung für 

Bildung und Sport möglich sein, die ge-

meinnützige Zwecke dient. Die Stadt 

plant zur jetzigen Zeit Bildungseinrichtun-

gen und Sportstätten nur auf den bereits 

erworbenen Grundstücken, will die Ände-

rung des Bebauungsplan aber nicht nur 

auf diese Grundstücke beschränken, 

sondern auch auf die angrenzenden 

Grundstücke bis zur Feldstraße im Osten 

und bis zur Herforder Straße im Norden 

ausdehnen.  

Laut Auskunft der Stadt in Person des 

momentanen Bezirksbürgermeisters 

Mitte, Herrn Suchla, und auch des Herm 

Ibershoff wurde mir versichert, dass die 

Stadt in den nächsten Jahren nichts auf 

diesen Grundstücken plant. Sollte die 

Stadt eine Erweiterung der Bildungsein-

richtungen und Sportstätten in Betracht 

ziehen, würden die Grundstücke nur 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen, den vorgebrachten Anre-

gungen wird teilweise gefolgt. 

 

 

 

 

 

Zu 1.:    

Ziel der vorliegenden Planung ist die 

kurz- und langfristige Sicherstellung ei-

nes wesentlichen Bestandteils der Schul-

versorgung der Stadt Bielefeld. Hierfür 

sind ein geeigneter Standort gesucht so-

wie ein potenzielles Nutzungskonzept 

entwickelt worden.  

Im Rahmen der Schulentwicklungspla-

nung sind die Möglichkeiten zur Raumer-

weiterung an den bestehenden Schul-

standorten geprüft und im realisierbaren 

Umfang beschlossen worden. Da weiter-

hin ein ausgewiesener Bedarf an Schul-

plätzen besteht, ist die Ausweisung neuer 

Flächen für Schulnutzungen erforderlich. 

Im Rahmen der Bedarfsanalyse ist klar 

geworden, dass sich die Nachfrageüber-

hänge an mehreren Schulformen insbe-

sondere im innenstadtnahen Umfeld ab-

zeichnen. In diesem stark verdichteten 

und lange gewachsenen Umfeld beste-

hen nur in sehr geringem Umfang Mög-

lichkeiten zur Neuerrichtung oder Umnut-

zung von Grundstücken für eine Schul-



264. FNP-ÄNDERUNG UND BEBAUUNGSPLAN NR. III/3/27.02 AUSWERTUNG 

STAND: ENTWURF; JUNI 2026  SEITE 17 VON 69 

EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

dann in die Planung mit einbezogen, 

wenn der oder die jeweiligen Eigentümer 

zum Verkauf bereit sind. Eine Enteignung 

würde nicht in Erwägung gezogen. 

Da man davon ausgehen kann, daß die 

Stadt ihre Planung nicht nur für zehn bis 

zwanzig Jahre macht, sondern sinnvoller 

Weise für vierzig bis fünfzig Jahre, stän-

den die von dem Bebauungsplan be-

troffenen Grundstücke mit ihrer jeweili-

gen Bebauung nicht mehr für eine wirt-

schaftliche Nutzung zur Verfügung, und 

das für mindestens fünfunddreißig bis 

fünfzig Jahre. Für den Fail, daß kein Ei-

gentümer verkaufen wollte sogar für un-

bestimmte Zeit. 

Ich halte ein Zulassen von Kleingewerbe 

für Eigentümer als auch für die Stadt 

durchaus für sinnvoll. Eine Arztpraxis, 

Anwaltskanzlei oder Maklerbüro wären 

auch ohne bauliche Veränderungen der 

bestehenden Bebauung in Fläche und 

Höhe möglich. Auch so etwas wie eine 

Fahrrad- oder Elektronikreparaturwerk-

statt oder Änderungsschneiderei wären 

möglich. In dem Haus Herforder Straße 

198 war ein Ladenlokal, was ohne Um-

bauten wieder aktiviert werden könnte. 

Dort wäre ein Laden für Schulbedarf 

durchaus denkbar. 

Solche wirtschaftlichen Aktivitäten speku-

lativ zu untersagen, weil vielleicht in fer-

ner Zukunft die Stadt Zugriff auf die 

Grundstücke bekommen könnte, ist für 

die Eigentümer eine unzumutbare Härte, 

und könnte auch den Schluß zulassen, 

daß der Wert der Grundstücke gemindert 

werden soll, um dann billig von der Stadt 

erworben werden zu können. 

nutzung in der erforderlichen Größe. 

Vor dem Hintergrund der knappen Flä-

chenpotenziale für diese Nutzungen wird 

durch die vorliegende Planung die voll-

ständige Entwicklung des Bildungscam-

pus planungsrechtlich abgesichert. Die 

Verfestigung anderer Nutzungen entge-

gen den städtischen Planungszielen auf 

Grundlage der heutigen Festsetzungen 

als Gewerbegebiet soll daher vermieden 

werden. Das Eigentumsrecht sowie die 

vorhandene genehmigte Nutzung werden 

durch die Planung indes nicht in Frage 

gestellt. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass eine Enteignung der privaten Flä-

cheneigentümer im Plangebiet nicht vor-

gesehen wird. Klarstellend wird nochmals 

festgehalten, dass das beschlossene be-

sondere Vorkaufsrecht erst dann zum 

Tragen kommt, wenn sich die privaten 

Flächeneigentümer zu einem Verkauf 

entschließen. 

Gemeinbedarfsflächen ermöglichen die 

Unterbringung von Nutzungen, die im 

staatlichen/öffentlichen Auftrag erfolgen 

und der Allgemeinheit dienen. Eine 

darüberhinausgehende wirtschaftliche 

Nutzung des Plangebiets entspricht hin-

gegen nicht den Planungszielen. Eine 

Wertspekulation ist ausdrücklich nicht 

Hintergrund der Planung. Das Bauge-

setzbuch sieht das hier unter anderem 

eingesetzte Mittel der Veränderungs-

sperre sowie die Ausweisung von Ge-

meinbedarfsflächen auch vor dem Hinter-

grund vor, die Sicherung einer städtebau-

lichen Ordnung zu ermöglichen.  

Vorliegend entspricht dies der Sicherstel-

lung des öffentlichen Versorgungsauf-

trags mit Bildungseinrichtungen. Aus 

städtebaulicher Sicht wird zudem eine 

Verbindung der beiden Campusbestand-

teile langfristig angestrebt, um mögliche 

Nutzungskonflikte zu reduzieren und eine 

städtebauliche Einheit des Campus her-

zustellen. 

Für die Öffnung der geplanten Gemein-

bedarfsfläche für unabhängige gewerbli-

che Nutzungen besteht keine Rechts-

grundlage. Die städtischen Planungsziele 



264. FNP-ÄNDERUNG UND BEBAUUNGSPLAN NR. III/3/27.02 AUSWERTUNG 

STAND: ENTWURF; JUNI 2026  SEITE 18 VON 69 

EINWENDER 

LFD. NR. 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

sehen die Schaffung von ausreichend 

Fläche für die Schulentwicklung an ge-

eigneten Standorten vor. Zudem ist die 

Stadt bestrebt, die vorhandene Insellage 

innerhalb der Fläche künftig zu vermei-

den. Im Ergebnis wird an der Festsetzung 

einer Fläche für den Gemeinbedarf im 

vorliegenden Geltungsbereich des Be-

bauungsplans Nummer III/3/27.02 fest-

gehalten. 

 2. Bäume und Versiegelung des Bodens 

Der parkähnliche Garten des ehemaligen 

Seidenstickergeländes soll nach Aussa-

gen der Stadt erhalten bleiben. Bäume 

nach Möglichkeit nicht gefällt werden.  

Trotzdem müßten ca, 16 Bäume nach 

den momentanen Vorstellung einem Ge-

bäude für eine Förderschule weichen. 

Das ist gut die Hälfte des Baumbestands 

auf dem Grundstück. Auch ist damit zu 

rechnen, dass eine erhebliche Fläche die  

heute noch grün ist mit Pflaster oder As-

phalt versiegelt wird. Damit wird das Ab-

sinken des Grundwassers Weiter geför-

dert und die Zukunft der Wasserversor-

gung der Umwelt und auch die der Men-

schen gefährdet. 

Für mich ist das kein abstraktes oder the-

oretisches Problem. Ich verbringe schon 

seit Jahren viel Zeit mit täglichem Gießen 

meiner Gemüsebeete‚ den Rasen muß 

ich aus Kostengründen vertrocknen las-

sen. Das Problem ist, daß bei Trocken-

heit von unten aus dem abgesunkenen 

Grundwasser keine Feuchtigkeit mehr 

aufsteigt, die die Pflanzen in Zeiten ohne 

Regen versorgt. Kartoffel sind schon 

Mitte Juni verdorrt. Kirschbäume wurzeln 

nur noch knapp unter dem Boden, viele 

Wurzeln wachsen sogar nur halb im Bo-

den, weil sie lediglich noch Wasser von 

dem im Sommer spärlichen Regen be-

kommen. 

Zu 2.: 

Die baumbestandene Freifläche im rück-

wärtigen Bereich des ehemaligen Be-

triebsgebäudes der Firma Seidensticker 

soll als Spiel-, Sport- und Aufenthaltsflä-

che für die künftige Schulnutzung gestal-

tet werden. Im Rahmen der erfolgten 

Mehrfachbeauftragung wurden durch die 

Fachbüros bereits erste konzeptionelle 

Gestaltungsideen erarbeitet. Diese se-

hen insgesamt eine möglichst grüne Ge-

staltung vor, bei der auch die heute um-

fassend versiegelte Fläche der Stellplatz-

anlage mit einbezogen wird. Durch Sport-

anlagen, Spielgeräte und Wege/Platzflä-

chen werden auch bei der Nutzung als 

Schulhof versiegelte Flächen erforder-

lich. Die Anlage von Stellplätzen oder Ga-

ragen im Bereich der heutigen Parkan-

lage wird jedoch ausdrücklich ausge-

schlossen.  

Die festgesetzte Grundflächenzahl regelt 

das zulässige Verhältnis von Grundflä-

chen zur Gesamtgrundstücksfläche. Auf 

Grundlage des bisher rechtskräftigen 

Planungsrechts und dem bestehenden 

Bezug auf inzwischen überholte Rechts-

grundlagen ist bisher theoretisch eine 

vollständige Versiegelung der gewerbli-

chen Flächen möglich. Hochbauten sind 

durch die bisher festgesetzte GRZ von 

0,6 im Gewerbegebiet und 0,7 im Indust-

riegebiet begrenzt. Eine Überschreitung 

dieser Grundfläche zum Beispiel durch 

Stellplatzanlagen und Lagerflächen kann 

aber auf Basis der Baunutzungsverord-

nung von 1977 zugelassen werden.  

Mit der Neuaufstellung des Bebauungs-

plans Nummer III/3/27.02 wird die maxi-

mal zu überbauende Fläche auf 70 % 

(GRZ 0,7) begrenzt. Eine Überschreitung 
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durch Nebenanlagen oder Stellplätze ist 

dann entsprechend der Festsetzung nicht 

mehr zulässig.  

Auf Basis dieser Rahmenbedingungen 

wird somit die maximal zulässige Versie-

gelung des Plangebiets deutlich redu-

ziert. Die befestigten und bebauten Flä-

chen des Plangebiets machen im Be-

stand ca. 73,4 % aus, sodass auch ge-

genüber dem Bestand insgesamt eine 

Flächenentsiegelung zu erwarten ist. Die 

Planung berücksichtigt insgesamt die Be-

lange des Wasserhaushalts und strebt 

eine Verbesserung der Situation an. 

Das ehemalige Seidenstickergelände 

weist durch die rückwärtige Parkfläche ei-

nen relativ hohen Grünflächenanteil auf, 

die weiteren bisher gewerblich-industriell 

genutzten Grundstücke im Plangebiet 

sind hingegen vollversiegelt. Im Rahmen 

des Entwässerungskonzept wird durch 

die Flächenbilanzierung die zu erwar-

tende Entwicklung der befestigten Flä-

chen bei Umsetzung des städtebaulichen 

Konzepts sowie der maximalen Ausnut-

zung der Festsetzungen des Bebauungs-

plans Nummer III/3/26.02 dem Bestand 

gegenübergestellt. Dabei wird deutlich, 

dass der Anteil der Grünflächen gegen-

über dem Bestand in jedem untersuchten 

Planfall zunimmt.  

Von einer zum Vorentwurf ursprünglich 

vorgesehenen Festsetzung zur Beschaf-

fenheit von Stellplatzflächen und Zufahr-

ten als wasserdurchlässige Beläge wird 

begründet abgesehen, da eine abschlie-

ßende Baugrunduntersuchung erst im 

Rahmen der detaillierten Projektplanung 

erfolgt. Insbesondere in Bereichen mit 

weniger versickerungsfähigen Böden be-

steht die Gefahr von Frostschäden durch 

unterhalb der Beläge angestautes Was-

ser. Im Rahmen der Umsetzung soll in al-

len Bereichen, wo eine langfristige und 

stabile Umsetzung gewährleistet werden 

kann, der Einsatz versickerungsfähiger 

Beläge erfolgen. 

Um eine schadlose und verträgliche Ent-

wässerung des Plangebiets sicherzustel-

len, wird eine Einleitbeschränkung fest-

gesetzt. Darüber hinaus anfallendes Nie-

derschlagswasser ist zunächst im Plan-
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gebiet zurückzuhalten. Hierbei besteht 

folglich Potenzial, das Niederschlags-

wasser vor Ort zu versickern. Die Versi-

ckerungseignung des anstehenden Bo-

dens wird im Zuge der Umsetzung ge-

prüft. Das Entwässerungskonzept zeigt 

auf, dass eine Integration von Rückhal-

temulden in die Freiflächen des Schulge-

ländes möglich ist. Gegenüber der heuti-

gen Ableitung des auf Dachflächen und 

Stellplätzen anfallenden Niederschlags-

wassers stellen die künftigen Vorausset-

zungen eine Verbesserung für den Was-

serhaushalt dar. Auf die Ausführungen 

zur Wasserbilanz im Entwässerungskon-

zept wird diesbezüglich verwiesen. 

Hinsichtlich des Baumbestands ist auf 

Basis des aktuellen Planstands keine ab-

schließende Aussage möglich, da zu-

nächst die Einrichtung eines Inte-

rimsstandorts für das Gymnasium erfolgt 

und die detaillierte Projektplanung erst 

auf der nachgelagerten Planungsebene 

erfolgt. Insgesamt beabsichtigt die Stadt 

Bielefeld den Baumbestand soweit wie 

möglich zu erhalten. Insbesondere im Be-

reich des heutigen Stellplatzes und Zu-

fahrtsbereiches ist der Entfall einiger 

Bäume bei Einrichtung des Interims, im 

Zuge der Baustelleneinrichtung sowie ge-

gebenenfalls auch zur Unterbringung 

ausreichend dimensionierter Sportflä-

chen nicht überall zu vermeiden.  

Im Laufe des Planverfahrens ist der 

Baumbestand des Grundstücks an der 

Herforder Straße durch einen Sachver-

ständigen hinsichtlich seiner Vitalität und 

Erhaltungsperspektiven bewertet wor-

den. Die Ergebnisse der Bewertung wer-

den im Rahmen der weiteren Planung be-

sonders berücksichtigt. Fünf Bäume, die 

in der gutachterlichen Stellungnahme als 

erhaltenswert bewertet wurden und so-

wohl während der Errichtung und des Be-

stands der Interimslösung für das Gym-

nasium als auch im Rahmen einer flexib-

len Freiflächenentwicklung erhalten wer-

den können, werden verbindlich zum Er-

halt festgesetzt. Im Sinne der planeri-

schen Zurückhaltung wird von einer Fest-

setzung weiterer Bäume zum Erhalt ab-

gesehen. Die abschließende Prüfung, 

welcher Bestand erhalten werden kann, 
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erfolgt unter Berücksichtigung des Baum-

gutachtens auf Ebene der Umsetzung in 

enger Abstimmung mit dem Umweltamt 

der Stadt Bielefeld.  

 3. Höhe und Ausmaße der geplanten Ge-

bäude; Klima 

Es ist verständlich, daß die Stadt bestrebt 

ist möglichst viel Raum in den Gebäuden  

zu haben. Trotzdem sollte die Höhe der 

Gebäude nicht das möglichen Maximum 

erreichen. Höhe und Abstand sollten ei-

ner übermäßige Verschattung der Nach-

bargrundstücke vermeiden. Außerdem 

trägt jeder verbaute Kubikmeter zur Er-

wärmung des Klimas bei ebenso die 

oben schon erwähnte Versiegelung des 

Bodens. Früher war Bielefeld ein Regen-

loch, in der heutigen Zeit regnet es nur 

noch wenig — wenn es auch im Herbst 

2023 ergiebigen Regen gegeben hat. 

Eine langjährige Beobachtung des Re-

genradars zeigt, daß Regengebiete oft 

aus dem Südwesten sich auf Bielefeld 

zubewegen, sich dann aber bei ca. Gü-

tersloh teilen und links und rechts an 

Bielefeld vorbeiziehen. Dieses Phäno-

men ist eigentlich nur mit einer veränder-

ten thermischen Topographie zu erklä-

ren, die auf Grund von viel verbautem Be-

ton, Steinen und viel Asphalt und Pflaster 

zurückzuführen ist. 

Eine Dachbegrünung würde die Erwär-

mung zwar verringern, ist aber sehr sen-

sibel gegen Trockenheit. Durch die ge-

ringe Menge an Erde ist auch nur ein ge-

ringer Wasserspeicher vorhanden. 

Schon nach wenigen Tagen im Sommer 

ohne Regen aber mit höheren Tempera-

turen muß intensiv gewässert werden, 

was wiederum den allgemeinen Wasser-

verbrauch erhöht und das Grundwasser 

senkt. Schon in den letzten Jahren haben 

einige Kommunen das bewässern von 

Rasenanlagen verboten. 

Zu 3.: 

Die Festsetzung der maximalen Gebäu-

dehöhen im Entwurf orientiert sich an den 

angedachten Gebäudekonzepten aus 

dem städtebaulichen Entwurf. Gegen-

über dem gesteckten Maximalrahmen 

aus dem Vorentwurf wird die zulässige 

Gesamthöhe etwas zurückgenommen. 

Im Süden des Plangebiets wird zudem 

eine Mindesthöhe für Gebäude aufge-

nommen, um den aktiven Schallschutz 

gegenüber dem Gewerbelärm sicherzu-

stellen. Die festgesetzten Gebäudehöhen 

bewegen sich im Rahmen bestehender 

Gebäude. 

Eine Dachbegrünung wird ergänzend 

festgesetzt, um auch im Bereich der Dä-

cher Möglichkeiten zur Einwirkung auf 

das Mikroklima zu nutzen sowie ein 

Rückhaltevolumen für anfallendes Nie-

derschlagswasser zu schaffen. Mindest-

voraussetzung ist eine Extensivbegrü-

nung mit einer Aufbaudicke von 10 cm 

nach Vorgabe der Dachbegrünungsricht-

linie der Forschungsgesellschaft Land-

schaftsentwicklung Landschaftsbau e. V. 

Diese beschreibt ein klar definiertes Aus-

bauspektrum für die durchwurzelbare 

Aufbauschicht, sodass im Rahmen der 

Umsetzung ein Anpassungsspielraum 

vor dem Hintergrund der umzusetzenden 

Baustrukturen besteht. Eine intensive 

Dachbegrünung mit größeren Aufbau-

schichten wird durch die Festsetzung 

nicht ausgeschlossen. Über die Dachbe-

grünung hinaus sieht der Bebauungsplan 

auch die Begrünung offener Stellplätze 

sowie eine Begrenzung der versiegelba-

ren Fläche verbindlich vor. 

Insgesamt werden das Maß der bauli-

chen Dichte und die getroffenen Maßnah-

men zur Klimaanpassung als angemes-

sen bewertet. Die detaillierte Freiraum-

planung erfolgt im Zuge der Umsetzung 

in Abstimmung mit dem Umweltamt der 

Stadt Bielefeld. 
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 4. Verkehrsaufkommen 

Je größer die Gebäude desto größer wird 

auch die Schülerzahl. Das mag aus eini-

gen Gründen auch sinnvoll sein. Viele 

Schüler heißt aber, die Schüler kommen 

von weither und das heißt auch lange 

Schulwege und ein erhöhtes Verkehrs-

aufkommen. Vor allem, wenn die Schüler 

noch mit dem Elterntaxi gebracht werden, 

ist mit solch einer städtebaulichen Ent-

wicklung eine wirkliche Verkehrswende 

nicht möglich. Ich persönlich habe auch 

damit zu rechnen, dass die haltenden 

„Taxis“ mir die Zuwegung morgens und 

nachmittags versperren. 

Viele kleinere Schulen mit kurzen Schul-

wegen wären vorzuziehen. Ein mit Si-

cherheit notwendiger Umbau der urba-

nen Strukturen zu vielen kleinen Zentren 

mit kurzen Wegen und deutlich weniger 

Verkehr wird durch den heutigen Bau von 

Masseneinrichtung sehr erschwert. 

Städte wie Kopenhagen sollten bei der 

Stadtentwicklung als Vorbild genommen 

werden. 

 

Ich würde mich freuen, wenn meine Ein-

wände ernst genommen werden und viel-

leicht auch Einfluß auf die Planung ha-

ben. 

Ich möchte auch noch erwähnen, daß 

mich die freundliche und zuvorkom-

mende Art von Herrn lbershoff und Herrn 

Suchla sehr beeindruckt hat. 

Zu 4.: 

Im Rahmen der Planung ist zur Ermitt-

lung und Bewertung des zu erwartenden 

Verkehrsaufkommens eine Verkehrsun-

tersuchung erstellt worden. Im Rahmen 

der Untersuchung wurden der Bestand 

analysiert und eine Verkehrszählung 

durchgeführt. Für die Verkehrsprognose 

ist eine mögliche schulische Nutzung mit 

insgesamt 1.620 Schülerinnen und Schü-

lern und 199 Beschäftigten als sehr kon-

servative Annahme zugrunde gelegt wor-

den. Darüber hinaus wird die allgemeine 

Verkehrszunahme mit dem Prognoseho-

rizont 2030 berücksichtigt. Insgesamt 

schätzt das Gutachten die Zunahmen 

des Kfz-Verkehrs durch den Bil-

dungscampus im Bereich der Herforder 

Straße als gering und weitestgehend un-

ter 1 % im Vergleich zum Prognosefall 

ohne Bildungscampus (Prognose-Null-

fall) ein. Grundsätzlich ist mit einer leis-

tungsfähigen Abwicklung dieser Ver-

kehre im Bestandsnetz zu rechnen. Zu 

Änderungen und teilweise Verschlechte-

rungen der Leistungsfähigkeiten führen 

überwiegend die Verkehrszuwächse aus 

dem Prognose-Nullfall. 

Aufgrund der sehr guten Anbindung an 

die Stadtbahn wird auch der öffentliche 

Personennahverkehr sowohl im Schüler-

verkehr als auch für die Beschäftigten am 

Bildungscampus eine besondere Rolle 

spielen. 

Um die dennoch anfallenden Hol- und 

Bringverkehre möglichst abseits des 

Schulgeländes abzuwickeln, ist die Ein-

richtung von sogenannten Hol- und 

Bringzonen im näheren Umfeld vorgese-

hen. Die Verkehrsuntersuchung stellt vier 

mögliche Standorte dafür vor, die das di-

rekte Schulumfeld entlasten und zu einer 

erhöhten Verkehrssicherheit beitragen 

sollen. Die vorgeschlagenen Standorte 

befinden sich in der Straße Am Stadtholz, 

der Eckendorfer Straße, der Hallenstraße 

und der Schillerstraße. Die Auswahl und 

der Ausbau von Hol- und Bringzonen er-

folgen im Rahmen der Umsetzung. Die 

Versperrung der privaten Zufahrten durch 

den Verkehr des Bildungscampus soll so-

mit vermieden werden. Eine fortlaufende 
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Beobachtung und Prüfung der Verkehrs-

situation im Umfeld des Bildungscampus 

wird insbesondere mit Blick auf die Ver-

kehrssicherheit empfohlen. 

Der Bedarf an Flächen für Schulräume ist 

anhand der Schulentwicklungsplanung 

ablesbar und konkret gegeben. Insbe-

sondere im innenstadtnahen Raum ist 

der Überhang an Schulanmeldungen ge-

genüber den vorhandenen Schulplätzen 

groß. Ein schrittweiser Umbau zu deutlich 

kleineren Schulen wird daher sowohl aus 

zeitlicher Perspektive als auch mit Blick 

auf die Flächenverfügbarkeit und organi-

satorische Zusammenhänge daher nicht 

kurzfristig angestrebt.  

Darüber hinaus wird in der Bündelung 

schulischer Nutzungen ein großes Poten-

zial für die gemeinschaftliche Nutzung 

der vorhandenen Infrastrukturen gese-

hen, was zugleich einem sparsamen Um-

gang mit Ressourcen Rechnung trägt. 

Die Verbindung eines inklusiven Gymna-

siums mit einer weiteren Schulform birgt 

aus Sicht der Schulplanung Potenziale 

auch in der Förderung des sozialen Ge-

füges zwischen den Schülerinnen und 

Schülern. 
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VERMERK ÜBER DEN ÖFFENTLICHEN UNTERRICHTUNGS- UND ERÖRTERUNGSTER-
MIN  
 
Ort:  Else-Zimmermann-Saal des Technischen Rathauses in Bielefeld 
Datum:  22.11.2023 
Beginn: 17:00 Uhr 
Ende: 19:00 Uhr 
 
Teilnehmende: Herr Suchla (Bezirksbürgermeister Bielefeld-Mitte), Herr Gabriel, Herr Iber-
shoff (Verwaltung), Herr Loh, Frau Sportelli (Büro Tischmann Loh und Partner) und ca. 7 an-
wesende Bürgerinnen und Bürger 
 
Herr Suchla eröffnet die Veranstaltung, begrüßt die Anwesenden und leitet in die Veranstal-
tung ein. Er erläutert seine moderierende Funktion als Bezirksbürgermeister im Kontext der 
Informationsveranstaltung und verweist auf das Bauamt und das begleitende Planungsbüro, 
die anschließend über die Planung informieren. Er bittet die anwesenden interessierten Bür-
gerinnen und Bürger im Anschluss an die Präsentation Fragen zu stellen und Anregungen zu 
äußern.  
 
Herr Ibershoff begrüßt die Anwesenden von Seiten des Bauamts und erläutert kurz den aktu-
ellen Stand der Planungen. Dabei geht er darauf ein, dass sich die Planungen noch ganz am 
Anfang des Verfahrens befänden und im weiteren förmlich geregelten Verlauf eine weitere 
Beteiligungsmöglichkeit bestehe. Zu diesem Zeitpunkt werde dann auch ein konkretes Plan-
konzept vorliegen und die heute noch abzustimmenden Fachthemen berücksichtigt. Ein an-
wesender Bürger stellt an dieser Stelle die Frage zu welchem Zeitpunkt des Verfahrens er 
gegen die Planungen Widerspruch einlegen könne. Herr Ibershoff erläutert, dass vor einem 
Einspruch oder einer Klage gegen einen in Kraft gesetzten Bebauungsplan zunächst das Bau-
leitplanverfahren durchgeführt werde und dass der Rat vor Satzungsbeschluss noch einmal 
über alle eingegangenen Stellungnahmen berät und auf dieser Grundlage seinen Beschluss 
fasst. Es könne zu diesem Zeitpunkt demnach noch nicht von einer garantierten Rechtskraft 
des Planes ausgegangen werden. Eine Klagemöglichkeit bestehe aber grundsätzlich gegen 
einen Bebauungsplan, sobald dieser rechtskräftig ist. 
 
Daran anschließend informiert Frau Sportelli über das Planverfahren, den Anlass sowie die 
geplanten Inhalte des Bebauungsplans anhand einer Beamerpräsentation. Sie erklärt, dass 
aufgrund des auf Basis des Schulentwicklungsplans ermittelten Raumbedarfs an den allge-
meinbildenden Schulen ein Bildungscampus entwickelt werden soll. Durch die Schließung 
mehrerer Gewerbestandorte an der Herforder Straße und Feldstraße können nun die ehema-
ligen Betriebsstandorte umgenutzt werden, wofür die Änderung des bestehenden Planungs-
rechts erforderlich ist. Sie weist an dieser Stelle darauf hin, dass im Vorentwurf zunächst nur 
der angestrebte Planungsrahmen gesetzt werden kann. Viele Themen können erst mit Kennt-
nis des städtebaulichen Konzepts, das voraussichtlich durch einen Realisierungswettbewerb 
ermittelt werden soll, vertieft werden. Sie gibt einen Überblick über das heute geltende Pla-
nungsrecht und die Grundlagen der Raumordnung. Ein Widerspruch zu den Darstellungen des 
Regionalplans ergebe sich nach Beschluss der in Arbeit befindlichen Regionalplanänderung 
nicht mehr. Der Flächennutzungsplan und der heute geltende Bebauungsplan seien für die 
Planungen zu ändern und im Geltungsbereich eine Gemeinbedarfsfläche darzustellen. Sie 
stellt für alle Anwesenden die heutigen Bestandsstrukturen im Plangebiet und der Umgebung 
anhand einer Bestandskarte und Fotos aus der Örtlichkeit dar. Dabei weist sie auf die hetero-
gene Nutzungs- und Bebauungsstruktur in der Umgebung hin, die sich nicht mehr als gewerbe- 
oder wohndominiertes Stadtquartier darstellt, sondern durch Dienstleistungs- und Handels-
standorte eine deutliche Nutzungsmischung aufweist, die für einen innenstadtnahen Stadtteil 
aus Sicht der Stadt wünschenswert sei. Daran anschließend nennt sie als wesentliche Pla-
nungsziele die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umnutzung der 
Fläche durch einen Bildungscampus, die Berücksichtigung der heterogenen städtebaulichen 
Struktur sowie der fachlichen Anforderungen und nachbarschaftlichen Belange. Zudem sollen 
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die Gehölzbestände durch die Planung soweit wie möglich gesichert werden. Frau Sportelli 
erklärt, dass bereits eine erste gutachterliche Betrachtung der Verkehrssituation erfolgt ist und 
weist auf die sehr gute Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) hin. Sie 
fasst zusammen, dass mit Blick auf die geplanten Maßnahmen im Radverkehrskonzept sowie 
die zu erwartenden Neuverkehre keine Beeinträchtigungen für die Verkehrssituation durch die 
Planung zu erwarten sind. Darauffolgend geht sie auf den Immissionsschutz im Plangebiet 
ein, wobei sie darauf aufmerksam macht, dass durch zwei Lärmarten (Gewerbe und Verkehr) 
von zwei verschiedenen Seiten eine besondere Situation besteht. Für die Planung ist ein Im-
missionsschutzgutachten erstellt worden, das mit fortschreitender Konkretisierung der Pla-
nung laufend fortgeschrieben wird. An dieser Stelle wird durch einen Bürger nachgefragt, in-
wiefern der Lärm durch die geplante Schulnutzung berücksichtigt werde. Er weist außerdem 
darauf hin, dass seit der Geschäftsaufgabe der im Plangebiet vormalig bestehenden Betriebe, 
insbesondere des Autohauses, der Lärm für die Anwohner spürbar nachgelassen habe und er 
hier hingegen eine geringere Problematik sehe. Frau Sportelli stellt klar, dass bei der Ermitt-
lung und Bewertung des vorhandenen sowie des planinduzierten Lärms die offiziellen Orien-
tierungs- und Richtwerte der DIN-Normen zugrunde gelegt werden. Jedoch könne nicht auf 
den heute tatsächlich vorliegenden Lärm des Gewerbes Bezug genommen werden, da durch 
die Festsetzung der umgebenden Flächen als Gewerbe- und Industriegebiete ein Rechtsan-
spruch auf größere Schallimmissionen bestehe. Möglichkeiten zur Reaktion innerhalb des 
Plangebiets auf die Lärmsituation bestehen in der Position der Baukörper, der Anordnung der 
schutzwürdigen Nutzungen sowie durch passive bauliche Maßnahmen. 
 
Sie setzt die Präsentation mit der Plankarte des Vorentwurfes fort und erläutert die geplanten 
Inhalte zu Art und Maß der baulichen Nutzung, der überbaubaren Grundstücksflächen, der 
Lärmschutzwand sowie der Lärmpegelbereiche und weist nochmals darauf hin, dass sich mit 
dem städtebaulichen Konzept auch die Inhalte der zeichnerischen und textlichen Festsetzun-
gen konkretisieren. 
 

Sie beendet die Information mit einem Ausblick auf die weiteren Schritte des Verfahrens, die 
insbesondere die Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen, die Abstimmung der fach-
lichen Belange mit den Fachämtern sowie die Konkretisierung des städtebaulichen Entwurfs 
und darauf aufbauend die Fortschreibung des Immissionsschutzgutachtens umfassen. Sie 
macht an dieser Stelle nochmal auf die Beteiligungsmöglichkeiten auch außerhalb der Infor-
mationsveranstaltung aufmerksam und weist auf den frühen Stand der Planung als Vorentwurf 
hin. Eine Weiterentwicklung der Planung und die inhaltliche Vertiefung der einzelnen Fachthe-
men werden zum Entwurf unter Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen von 
Öffentlichkeit und Behörden sowie des Wettbewerbsergebnisses erfolgen. Zum Abschluss er-
öffnet sie die Möglichkeit für Fragen an das Planungsbüro und das Bauamt. 
 
Die vorgetragenen planungsrelevanten Äußerungen der Öffentlichkeit werden nachstehend 
zusammengefasst und in gekürzter Form sowie thematisch geordnet wiedergegeben. 
 
▪ Ermittlung des tatsächlichen Bedarfs an Schulplätzen auf Grundlage des Schulent-

wicklungsplans 

Die Berechnungsgrundlage zur Ermittlung des Raumbedarfs für schulische Zwecke wird in 
Frage gestellt. Der Stichtag des zuletzt veröffentlichten Schulentwicklungsplans werde mit 
dem 15.10.2019 angegeben und greife für den Prognosezeitraum bis 2030 auf die Daten 
des Einwohnermeldeamts der Jahre 2017 bis 2019 zurück. Zwei anwesende Bürger äußern 
Bedenken, dass diese Datengrundlage wesentliche Einflussfaktoren unberücksichtigt 
lasse. Sie führen auf, dass sowohl potenzielle Migrationsbewegungen durch Geflüchtete 
sowie die Errichtung von umfangreichen Wohnprojekten zugunsten eines Einwohner-
wachstums als auch eine mögliche Abnahme der Lebensqualität und damit der Bevölke-
rung in der Stadt durch Entscheidungen zur Stadtentwicklung sowie klimatisch bedingte 
Ressourcenknappheit in der Prognose keine Berücksichtigung finden. Zudem seien auch 
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Wechsel zwischen verschiedenen Schulen z.B. durch Unzufriedenheit mit einem speziellen 
Schulstandort nicht aufgenommen worden. 

Herr Ibershoff weist darauf hin, dass eine jährliche Fortschreibung des Schulentwicklungs-
plans vorgenommen werde, die jedoch nicht jährlich in eine Druckversion übertragen werde 
und somit auch auf aktuellere Zahlen zurückgegriffen werden könne. Diese basieren neben 
der demografischen Entwicklung auch auf den tatsächlichen Anmeldezahlen der Schulen. 
Darüber hinaus liege der Schulentwicklungsplan im Aufgabengebiet des Fachamtes für 
Schule. Die Bauleitplanung erfolge auf Grundlage der kommunizierten Bedarfe, ihre Auf-
gabe sei es nicht, die Bedarfsermittlung erst durchzuführen oder zu prüfen. Für künftige 
Beteiligungsveranstaltungen zur Entwicklung von Bildungsstandorten regt die Verwaltung 
an, das Amt für Schule als Ansprechpartner zu integrieren, um vergleichbare Fragestellun-
gen bereits auf dieser Ebene sachgerecht beantworten zu können. Weiterhin ist es jedoch 
ausdrücklich städtisches Ziel keine reine anlassbezogene Planung zu verfolgen, sondern 
vorausschauend Entwicklungspotenziale zu sichern. Bis 2030 werden bis zu 10 zusätzliche 
Züge in der Sekundarstufe benötigt, schon ab 2027 sei aber ein klarer Bedarf an zusätzli-
chen Schulplätzen absehbar, sodass die Planung sowohl in näherer Zukunft als auch für 
die langfristige Schulentwicklung als erforderlich angesehen werde und die bauliche Ent-
wicklung bereits heute zu spät sein könnte, um den Bedarf konstant und sachgerecht zu 
decken. 

▪ Inhaltliche und rechtliche Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der Gemeinbedarfs-
fläche mit Zweckbestimmung Schule, Sportliche Zwecke und soziale Zwecke 

Es wird gefragt, welche Nutzungen die festgesetzten Zweckbestimmungen umfassen kön-
nen, insbesondere im Hinblick auf die Zweckbestimmungen, die über eine reine Schulnut-
zung hinaus gehen. Herr Ibershoff erläutert, dass die Zweckbestimmungen die angestreb-
ten städtischen Entwicklungsziele für die Fläche darstellen. Die Vereinbarkeit einer konkret 
geplanten und beantragten Nutzung mit der festgesetzten Zweckbestimmung werde durch 
das Bauordnungsrecht im Genehmigungsprozess noch einmal dezidiert anhand der Be-
triebsbeschreibung geprüft. Er stellt klar, dass neben der schulischen und sportlichen Nut-
zung lediglich soziale Zwecke als zusätzliche Zweckbestimmung vorgesehen werden. Dies 
ergebe sich daraus, dass der Bildungscampus durch ein Förderzentrum ergänzt werde. 
Das Konzept des Förderzentrums ist derzeit noch zu entwickeln. Es könne daher zukünftig 
ggf. auch sozialen Zwecken dienen, die über den Bedarf der Personen am Bildungscampus 
an der Herforder Straße hinausgehen.  

Unter Verweis auf vom Fragesteller dargelegte Definitionen für Gemeinbedarfsflächen wird 
gefragt, ob alle Formen der kommerziellen Nutzung im Bereich der Gemeinbedarfsfläche 
untersagt würden. Beispielhaft wird auf die potenzielle Etablierung eines Schulkiosk, Sport-
wettkämpfe mit Eintrittsgeld oder die Errichtung einer Kita verwiesen. Herr Loh führt aus, 
dass dies eine bauordnungsrechtliche Frage sei, die abschließend auf Ebene der Geneh-
migung eines Bauantrages geklärt werden würde. Die Errichtung einer Kita werde durch 
die Zweckbestimmungen jedoch nicht abgedeckt. Die Bewertung zur Zulassung einer kom-
merziellen Nutzung durch die Bauordnung werde voraussichtlich maßgeblich durch die kon-
krete Ausrichtung und Zuordnung der Nutzung beeinflusst. Somit würde vom heutigen 
Standpunkt davon ausgegangen, dass ein Schulkiosk zulässig sei, da dieser als üblicher 
Teil einer Schulnutzung angesehen werden könne. Herr Gabriel weist darauf hin, dass auch 
sportliche Veranstaltungen teilweise durch entsprechende Vereinsgesetze geregelt werden 
könnten. Insgesamt ist die Frage für den konkreten Einzelfall abschließend durch die Bau-
genehmigung zu klären, eine Konkretisierung der zulässigen Nutzungen kann auf Ebene 
des Bebauungsplans jedoch auch in der Begründung erfolgen, um die Planungsabsichten 
weiter zu verdeutlichen. 
 
Es wird gefragt, welche sozialen Nutzungen abseits des Bildungsbereichs vorgesehen sind. 
Dies kann nicht abschließend beantwortet werden, da das Konzept für das geplante För-
derzentrum noch nicht feststehe. Derzeit bewege sich die Debatte um die Frage, ob das 
Zentrum ausschließlich dem Bildungscampus diene oder auch Beratung für Schülerinnen 
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und Schüler sowie Familien von weiteren Schulen in Bielefeld anbieten solle. Eine be-
troffene Bürgerin fragt daraufhin nach, ob auch im Bereich der bestehenden privaten Wohn-
häuser auf Grundlage der geplanten Zweckbestimmung Beratungsangebote möglich wä-
ren. Dies kann bestätigt werden, wenn die beantragte Nutzung im Rahmen der Zweckbe-
stimmung „Sozialen Zwecken dienenden Anlagen und Einrichtungen“ eingeordnet werden 
könne.  

▪ Umgang mit Schul- und Sportlärm 

Mit Blick auf die Präsentation der vorläufigen Ergebnisse des Immissionsschutz-Gutach-
tens wird gefragt, ob und in welcher Form der durch die Planung neu entstehende Lärm, 
insbesondere durch die Schulnutzung, betrachtet wird und welche Schutzmaßnahmen ge-
genüber dieses Lärms für die im Plangebiet vorhandene Wohnbebauung vorgesehen wer-
den. Frau Sportelli weist auf die anzuwendenden Regelwerke und Rechtsverordnungen 
zum Lärmschutz hin, die in diesem Planverfahren und in dem zugrundeliegenden Gutach-
ten angewendet werden. Geräusche von Kindern beim Spielen seien zudem als sozialadä-
quat grundsätzlich zu tolerieren.  
 
Ein anwesender Bürger ergänzt in diesem Zusammenhang, dass insbesondere an weiter-
führenden Schulen, wie vorliegend geplant, von einer deutlich geringeren Geräuschent-
wicklung durch spielende Kinder ausgegangen werden könne als beispielsweise an einer 
Grundschule. Herr Loh erläutert zudem die planungsrechtliche Situation. In der Bauleitpla-
nung ist zum einen der aktuelle Schutzstatus der von der Planung betroffenen Nutzungen 
als auch der Schutz der neu zu planenden Nutzungen zu betrachten. Heute ist das Plange-
biet vollständig als Gewerbe- und Industriegebiet festgesetzt. In einem Gewerbegebiet sind 
mehr Schallimmissionen möglich als auf einer Gemeinbedarfsfläche. Die anwesenden Bür-
ger weisen darauf hin, dass der Lärm seit Leerstand der betroffenen Gewerbeflächen deut-
lich nachgelassen habe. Dennoch sind die rechtlich möglichen Emissionen aus den Ge-
werbe- und Industriegebieten zugrunde zu legen und mögliche Einschränkungen für die 
umgebenden Gewerbegebiete abzuwägen. Schutzmaßnahmen für die zu errichtenden Ge-
meinbedarfseinrichtungen umfassen sowohl die Positionierung der Baukörper als auch 
bauliche Maßnahmen am Baukörper und aktive Schallschutzmaßnahmen, wie eine Lärm-
schutzwand. Das vorliegende Gebiet habe sich über die Zeit zu einem durchmischten Ge-
werbegebiet entwickelt. Es sei zu beachten, dass Wohnnutzungen, die sich innerhalb eines 
im Bebauungsplan festgesetzten Gewerbegebiets befinden, einen geringeren Schutzstatus 
als Allgemeine Wohngebiete haben. Bei der Neuaufstellung eines Bebauungsplans sei die 
vorhandene Gemengelage an Nutzungen und ihr jeweiliger Schutzstatus zu berücksichti-
gen, dabei darf eine bestehende Nutzung nicht schlechter gestellt werden. Es sei ange-
sichts der Planung davon auszugehen, dass durch die Festsetzung einer Gemeinbedarfs-
fläche zukünftig weniger Lärm auf die Wohnnutzungen einwirken darf als im heutigen Be-
stand als Gewerbegebiet. 
 
Es wird von Seite der Bürger darauf hingewiesen, dass sich die Zeiträume, in denen Lärm 
entsteht, bei einer öffentlichen Schulnutzung verlängern würden, da Jugendliche auch in 
den Abendstunden und am Wochenende die Flächen nutzen. Zudem erwarte der Hinweis-
geber, dass aufgrund neu geplanter Wohnbebauung die Zahl der Jugendlichen in der Um-
gebung zunehme und für diese Jugendlichen jedoch zu wenig Räume zur Verfügung stün-
den. Herr Suchla erklärt, dass zu einem späteren Zeitpunkt der Planung Regelungen für 
Schließzeiten des Schulgeländes möglich seien. Dies sei jedoch nicht Bestandteil des Be-
bauungsplanverfahrens. 

▪ Großflächige Überplanung von Wohnnutzungen durch Gemeinbedarfsfläche | Wirt-
schaftliche Nutzbarkeit der Fläche und eigentumsrechtliche Fragestellungen 

Es wird die Annahme geäußert, dass die großflächige Überplanung und der Einbezug nicht 
im Besitz der Stadt befindlicher Flächen lediglich dem Vorhalten von Flächen dienen, ohne 
dass der Bedarf heute da wäre oder eine Erwerbsabsicht der Wohngebäude bestehe. 
Durch die Festsetzung einer Gemeinbedarfsfläche im Bereich der heutigen Wohnnutzung 
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würde eine anderweitige Nutzung jedoch bereits im Vorfeld verhindert und eine „rechtswid-
rige Negativplanung“ erfolgen, da die Errichtung des Bildungscampus auch ohne die in Pri-
vatbesitz befindlichen Flächen möglich sei. Die Verwaltung bestätigt, dass bereits mit den 
heute in städtischem Besitz befindlichen Flächen die geplante schulische Entwicklung mög-
lich sei. Es werde jedoch angestrebt, die städtischen Ziele zur Schaffung einer bedarfsge-
rechten Bildungsinfrastruktur mit Weitsicht zu sichern. Dafür werde in manchen Fällen auch 
ein größerer Vorgriff auf Flächen als angemessen angesehen. Herr Loh ergänzt, dass es 
auch an anderen bestehenden Schulstandorten eine Herausforderung sei, Flächen zu fin-
den, auf denen der Bedarf an Schulräumen gedeckt werden könne. Entsprechende Plan-
verfahren sind jedoch auch zeitintensiv, sodass eine langfristige Planung verfolgt wird, um 
die Chancen auf Bildung für Kinder und Jugendliche in Bielefeld auch mit Blick in die Zu-
kunft zu ermöglichen und einfacher als heute auf Raumbedarfe reagieren zu können. Eine 
langfristige Planung und der Erhalt von Flächenreserven für die Schulentwicklungsplanung 
könne nicht mit einer Negativplanung gleichgesetzt werden.  
 
Ein anwesender Eigentümer eines Wohnhauses im Geltungsbereich stellt dar, dass er auf-
grund der geplanten Festsetzung als Gemeinbedarfsfläche, der erlassenen Veränderungs-
sperre und der Vorkaufsrechtssatzung die Befürchtung habe, dass sein Grundstück nur 
noch ausschließlich an die Stadt zu verkaufen sei. Durch den Entfall der Gewerbegebiets-
festsetzung würde das Grundstück der Wirtschaft entzogen und er befürchtet einen ent-
sprechenden Wertverlust, da das Interesse anderer Käufer aufgrund der geplanten Zweck-
bestimmung nicht mehr vorhanden sei. Die zukünftige wirtschaftliche, gesellschaftliche und 
politische Entwicklung sei unkalkulierbar. Politische Veränderungen, finanzielle Unsicher-
heiten auch im städtischen Haushalt und die Entwicklung der Baukosten könnten auch das 
Interesse und die Möglichkeiten der Stadt beeinflussen, das Grundstück bei Verfügbarkeit 
zu kaufen. Der Bürger führt zudem an, dass rechtliche Unsicherheiten bezüglich der Zuläs-
sigkeit von Vorkaufsrechtssatzungen bestünden und verweist auf eine nicht näher konkre-
tisierte Gerichtsentscheidung im Land Berlin. (Hinweis: Es bleibt unklar, auf welches Urteil 
sich genau bezogen wurde.) Er versichert sich, dass er das Recht innehabe, den Bedarf für 
die geplante Gemeinbedarfsfläche gerichtlich prüfen zu lassen.  
 
Herr Ibershoff stellt klar, dass die Vorkaufsrechtssatzung als Planungsinstrument zur Si-
cherung der langfristigen städtischen Ziele diene. Ergänzend erklärt Herr Suchla, dass der 
Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans und zum Vorentwurf einstimmig durch die 
Politik beschlossen wurde, hier also ein klares Bekenntnis zu den Planungen bestehe. Herr 
Loh betont, dass die Wohnnutzungen trotz der Darstellung als Gemeinbedarfsfläche Be-
standsschutz genießen und dass der Grundstückshandel nicht Teil des Bauleitplanverfah-
rens sei, sondern in der Verantwortung des Immobilienservicebetriebs (ISB) liege. Herr 
Suchla schlägt vor, den Kontakt zwischen den Eigentümern und dem ISB herzustellen, um 
einen konkreten und sachgerechten Austausch hierzu zu ermöglichen. Die Anwesenden 
teilen mit, dass es Kontakt zum ISB gegeben habe, dieser jedoch bisher nicht den Erwar-
tungen entsprochen habe.  
 
Einer der betroffenen Eigentümer äußert die Sorge, dass der Bestandsschutz nicht vor Ent-
eignung schütze und er angesichts der Überplanung der Fläche als Gemeinbedarfsfläche 
davon ausgehen müsse, dass eine Enteignung vorgesehen sei. Er stellt die Aussage in den 
Raum, dass Enteignungen in vergleichbaren Fällen häufig praktiziert würden oder durch 
die erzeugten finanzielle Rahmenbedingungen de-facto-Enteignung erfolgt seien. Er oder 
seine Erben würden eine Veräußerung des Grundstücks nicht in Erwägung ziehen. Herr 
Suchla betont, dass eine Enteignung mit hohen Hürden verbunden sei und bis zu diesem 
Zeitpunkt kein Thema gewesen sei. Der Schulraumbedarf sei mit den bisher zur Verfügung 
stehenden Flächen vorläufig gedeckt, bei Verkaufsinteresse durch den Eigentümer könne 
die Stadt dennoch ihr Vorkaufsrecht ausüben, um die langfristige Weiterentwicklung zu er-
möglichen und Flächenengpässe, wie an anderen Schulstandorten zukünftig zu vermeiden. 
Der Bürger äußert wiederholt, dass er und mögliche Erben keine Verkaufsabsicht haben 
und er daher die Entnahme des Grundstücks aus der Überplanung fordere. Herr Suchla 
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erwidert, dass diese persönliche Entscheidung aufgrund unkalkulierbarer Entwicklungen 
zukünftig auch anders ausfallen könne und die Stadt für diesen Fall, angesichts des mit 
einem langen Planverfahren verbundenen Aufwands, bereits das den Planungszielen ent-
sprechende Planungsrecht schaffen möchte. Eine Enteignung sei jedoch nicht ausdrückli-
ches Ziel dieser Planung.  
 
Der betroffene Bürger verweist auf die intensive Flächeninanspruchnahme in der Vergan-
genheit und in seinen Augen unzureichenden Schutz von Grünflächen im Stadtgebiet. An-
gesichts prognostizierter Verteilungskämpfe um Flächen und Wasserressourcen sei die 
Planung nicht mit den tatsächlichen Bedarfen nach Gewerbe- und Grünflächen und der 
gesellschaftlichen Situation vereinbar. Herr Ibershoff verweist darauf, dass in jedem Bau-
leitplan eine Abwägung aller betroffenen Belange zu erfolgen hat und auf dieser Grundlage 
die Beschlüsse von der Politik gefasst werden. In diesem Bereich sei die gewerbliche Nut-
zung nicht mehr primäres Ziel der Stadt. Herr Loh weist darauf hin, dass es ausdrücklich 
Ziel der Veranstaltung sei, die betroffenen Belange der Bürgerinnen und Bürger zu sam-
meln, um die privaten Anliegen zu kennen und in der Planung abwägen zu können. Er 
schlägt den betroffenen Bürgern vor, zusätzlich zur Protokollierung der Themen während 
des Unterrichtungstermins, eine schriftliche Stellungnahme abzugeben, die ihre Belange 
und Bedenken darstellt. Diese Eingaben müssen durch den Rat zur Kenntnis genommen 
und im Bebauungsplan in die Abwägung aller Belange eingestellt werden. Der betroffene 
Bürger äußert Bedenken, dass seine Eingaben ohne eine Klage keine Berücksichtigung 
finden würden. Herr Gabriel gibt zu bedenken, dass er den Weg der Beteiligungsmöglich-
keiten dennoch zunächst beschreiten könne und eine Stellungnahme abgeben könne. Der 
Weg des Normenkontrollverfahrens nach Satzungsbeschluss stehe dann bei Bedarf immer 
noch offen. Herr Loh bestätigt in diesem Zusammenhang die Aussage eines weiteren Bür-
gers, dass der städtebauliche Entwurf nach Durchführung eines Realisierungswettbewerbs 
mehr konkrete Inhalte als Diskussionsgrundlage enthalte. Die frühzeitige Beteiligung diene 
zur Zieldiskussion und frühzeitigen Kenntnis der betroffenen Belange, in der Entwurfsver-
öffentlichung lägen dann mehr konkrete Inhalte des Bebauungsplans vor, die sich gegen-
über dem heutigen Kenntnisstand weiterentwickeln sollen. 
 
Zusammenfassend wird auf die freie Entscheidung der Grundstückseigentümer hingewie-
sen, unabhängig von den Festsetzungen im Bebauungsplan ihre Grundstücke zu behalten, 
zu vererben oder zu verkaufen, wobei die Stadt in diesem Fall anstrebt, ihr Vorkaufsrecht 
auszuüben. Auf Nachfrage, welche rechtlichen Auswirkungen eine Schenkung habe, wird 
darauf verwiesen, dass rechtlich gesicherte Aussagen zu den eigentumsrechtlichen Fragen 
in diesem Rahmen nicht möglich sind und hier eine juristisch ausgebildete Fachperson hin-
zugezogen werden müsse. Zudem sei dies nicht Bestandteil des Bauleitplanverfahrens. 

▪ Gewerbeflächenbedarfsprognose 

Mit Blick auf die Überplanung eines bestehenden Gewerbegebiets wird gefragt, inwieweit 
die Planung mit dem Regionalplan und der Gewerbeflächenbedarfsprognose der Stadt ver-
einbar seien, die einen Bedarf von bis zu 230 ha Nettobaufläche bis zum Jahr 2035 prog-
nostiziert. Herr Loh erläutert, dass der Regionalplan heute einen Gewerbe- und Industrie-
bereich für die Fläche des Plangebiets darstellt. Im Zuge der derzeit erfolgenden Regional-
planänderung ist jedoch das Ziel gesetzt worden, den Kommunen mehr Flexibilität für die 
Flächenentwicklung zu verschaffen. Innenstadtnahe Bereiche entwickeln sich in vielen 
Städten, wie auch hier vorliegend, zunehmend heterogen. Diese Gebiete werden im Ent-
wurf des Regionalplans als Allgemeine Siedlungsbereiche dargestellt. In diesen Bereichen 
ist weiterhin die Entwicklung von Gewerbegebieten sowie Gemeinbedarfsflächen möglich. 
Durch die durchmischten Nutzungen entstehen zahlreiche potenzielle Immissionsorte, die 
jedoch eine Entwicklung störender Industriebetriebe in diesen Bereichen erschweren oder 
unmöglich machen. Diese Gebiete sollen im Regionalplan daher in Bereichen mit weniger 
Konfliktpotenzial verortet werden, um den Bedarf sachgerecht decken zu können. Die vor-
liegenden Flächen werden aufgrund Ihrer eingeschränkt gewerblich-industriellen Nutzbar-
keit daher durch die Stadt als Flächenreserve für den Gemeinbedarf eingeplant. 
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Auf Nachfrage wird konkretisiert, dass demzufolge keine rein gewerbliche Nutzung auf der 
Gemeinbedarfsfläche möglich ist. Dem Bildungscampus zugeordnete Funktionen, wie Stell-
platzanlagen oder Einrichtungen für die Abfallentsorgung sind dadurch aber nicht ausge-
schlossen. Kommerzielle Nutzungen mit Bezug zum Bildungscampus sollen möglich sein. 

▪ Begründung der angenommenen Geschosshöhen und geplanten maximalen Gebäu-
dehöhe 

Es wird mit Verweis auf bestehende Schulbauten mit geringeren Geschosshöhen (z.B. 
Max-Planck-Gymnasium) nachgefragt, von welcher Grundlage die geplanten Geschosshö-
hen von 4,5 bis 5,0 m abgeleitet werden. Herr Loh antwortet, dass die erwarteten Geschoss-
höhen einen Standard für moderne Schulneubauten darstellen. Dieser sei so von den Ar-
chitekten des ISB als Zielrahmen kommuniziert worden. Die konkrete Entwicklung zeige 
jedoch erst der städtebauliche Entwurf. Mit insgesamt 23,0 m maximaler Gebäudehöhe 
würden so bis zu 5 Geschosse ermöglicht. Aus Sicht des Planungsbüros und der Verwal-
tung ist mit diesem Maß der baulichen Nutzung eine verträgliche städtebauliche Einbindung 
in das Umfeld weiterhin gegeben, da auch hier eine Bebauung mit teils bis zu 4 Geschoss-
ebenen vorhanden sei. Herr Loh weist daraufhin, dass auch eine Gliederung des Plange-
biets in Bereiche mit unterschiedlichen Geschosshöhen möglich sei und dass der Vorent-
wurf lediglich die städtisch angestrebte Entwicklungsmöglichkeit darstelle. Die Höhenent-
wicklung auch im Bereich des Seidensticker-Geländes konkretisiere sich erst mit Vorliegen 
des städtebaulichen Entwurfs. Sollten die Bürgerinnen und Bürger eine andere Auffassung 
zur städtebaulichen Verträglichkeit der geplanten Baukörper haben, haben sie die Möglich-
keit auf ihre andere Position in einer Stellungnahme hinzuweisen. 

▪ Erschließung des Plangebiets 

Es wird gefragt, welchen Hintergrund der folgende Satz in Anlage C zum Bebauungsplan 
habe: „Die Erschließung der bestehenden Wohnnutzungen ist im Bauleitverfahren sicher-
zustellen.“. Es wird erläutert, dass auch bei einer Neuplanung die Erschließung der beste-
henden Wohnbebauung erhalten bleiben muss. Der Bebauungsplan darf durch seine Fest-
setzungen die Erschließung der Wohngrundstücke nicht unmöglich machen. Durch das zu-
grundeliegende Kataster, das durch einen öffentlich bestellten Vermessungsingenieur bzw. 
das Amt für Geoinformation und Kataster erstellt wird, werden eine klare Plangrundlage 
und Kenntnis über die örtlichen Grundstücksverhältnisse geschaffen. 

Daran anschließend kommt die Frage auf, in welcher Form eine Zufahrt von der Feldstraße 
aus geplant werde. Herr Loh und Herr Ibershoff erklären, dass eine Einfahrt auf das Ge-
lände des geplanten Bildungscampus von der Feldstraße aus möglich sein kann, jedoch 
keine ganze Planstraße vorgesehen werde. Diese hätte im Plan anders deutlich gekenn-
zeichnet werden müssen. 

▪ Lärmschutz, Verkehrsberuhigung und Verkehrsführung Herforder Straße 

Auf Nachfrage erläutert Herr Ibershoff, dass die Einrichtung einer Tempo-30-Zone als Lärm-
schutzmaßnahme auf der Herforder Straße auf Höhe des geplanten Bildungscampus nicht 
in der Bauleitplanung festgelegt werden könne. Es erfolge jedoch eine Abstimmung mit dem 
Amt für Verkehr, das eine entsprechende Maßnahme einleiten könne. Herr Suchla ergänzt, 
dass die Debatte über Tempo-30 und die Förderung des Radverkehrs auf der Herforder 
Straße derzeit in der Politik und Verwaltung geführt werde und die Hürden für eine Höchst-
geschwindigkeit von 30 km/h vor Schulen bekanntlich geringer seien, sodass er dieser 
Maßnahme gute Chancen einräume. 
Es wird gefragt, wo die Zuständigkeit für die Radwege läge und wie der Bebauungsplan 
sicherstelle, dass Raum für Radwege geschaffen wird. Zudem wird auf die bestehenden 
Gehwege entlang der Herforder Straße hingewiesen, die nach Ansicht des Bürgers voraus-
sichtlich zu schmal für die Zahl der Schülerinnen und Schüler seien. Herr Ibershoff erläutert, 
dass das Amt für Verkehr die verkehrlichen Belange mit dem Bauamt abstimme. Herr 
Suchla ergänzt, dass zu einem Bebauungsplan auch ein Verkehrskonzept gehöre und dass 
auch im Zuge der Radverkehrsförderung Anpassungen im Straßenquerschnitt der Herfor-
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der Straße erforderlich werden. Die Belange des Verkehrs müssen innerhalb des gegebe-
nen Straßenraums, der durch die angrenzende Bebauung vorgegeben ist, abgewogen und 
verortet werden. Herr Loh weist auf die bereits durchgeführte Vorstudie zum Verkehr hin, 
die den heutigen Bestand sowie die Prognose der Verkehrsmengen durch den Bil-
dungscampus enthalte. Gegenüber der Bestandsnutzung durch die gewerblichen Betriebe 
werde keine erhebliche Erhöhung des Gesamtverkehrsaufkommens auf den umliegenden 
Hauptverkehrsstraßen erwartet.  
 
Ein anwesender Bürger äußert, dass aus seiner Sicht nicht weniger Verkehr zu erwarten 
sei und ohne Maßnahmen eine erhebliche Lärmbelastung bestehe. Er habe den Eindruck, 
dass seitens der Stadt kein Wille bestehe, Maßnahmen gegen Lärm auch durch Veranstal-
tungen in der Innenstadt zu ergreifen. Es wird erklärt, dass die Anbindung mit dem öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) durch zwei Stadtbahnhaltestellen als optimale Aus-
gangsvoraussetzung eingeschätzt werde und zudem durch die geplanten Maßnahmen für 
den Radverkehr und einen Umbau des Straßenraums der Herforder Straße ein großer An-
teil der Schülerinnen und Schüler sowie der Beschäftigten des Bildungscampus nicht auf 
die Nutzung des PKW angewiesen seien, wodurch auch zusätzliche Immissionen vermie-
den werden sollen.  

▪ Bestehende Wegerechte 

Ein anwesender Bürger weist darauf hin, dass zwischen dem Flurstück Nr. 1358 mit dem 
Wohnhaus Nr. 196a und dem Grundstück der Hausnummer 196 ein Zugang mit gültigen 
Wegerechten bestehe. Er äußert die Sorge vor dem Eindringen von Schülerinnen und 
Schülern auf sein Grundstück nach Errichtung des Bildungscampus. Die Verwaltung be-
dankt sich für den Hinweis und macht deutlich, dass auch dieses Thema in die weitere 
Planbearbeitung aufgenommen werde und das Thema der Wegerechte geklärt werden soll. 

▪ Bestandteile der Neuaufstellung des Bebauungsplans 

Auf Nachfrage erläutert Herr Loh, dass die Unterlagen zum Bebauungsplan beim Satzungs-
stand einen Nutzungsplan, textliche Festsetzungen, eine Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen und Belange sowie die erstellten Gutachten umfassen. Die Darstellungs-
form des Nutzungsplans erfolgt wie zur frühzeitigen Beteiligung, die Plankarte werde jedoch 
im Laufe des Verfahrens hinsichtlich der zeichnerischen und textlichen Festsetzungen kon-
kretisiert. 

▪ Maßnahmen zur Berücksichtigung des Naturhaushalts 

Herr Loh ergänzt abschließend noch einige Aspekte zum Thema Naturhaushalt und Ver-
siegelung, da im Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern zum Thema Erforderlichkeit 
und Umfang der Planung mehrfach auf Folgen von Versiegelung, Grünflächeninanspruch-
nahme sowie die Belastungen durch den Klimawandel hingewiesen wurde. Mit dem Entwurf 
werde auch ein Entwässerungskonzept erstellt, das den Umgang mit dem anfallenden Nie-
derschlags- und Schmutzwasser betrachtet.  
Herr Loh weist darauf hin, dass heute im Bestand unter anderem durch große Parkplatzflä-
chen auf einem großen Teil der Flächen Vollversiegelung herrsche. Ausgenommen davon 
seien die parkähnlichen Grünflächen im rückwärtigen Bereich des Seidensticker-Geländes 
im Übergang zu den privaten Gärten. In der kleinen Parkanlage befinden sich außerdem 
große und wertvolle Baumbestände. Ziel der Planung sei es, diesen Bereich und die Baum-
bestände im Plangebiet so weit wie möglich zu sichern. Aus diesem Grund sei der Bereich 
durch die Baugrenzen bereits zum Vorentwurf für Hochbauten ausgeklammert worden. Er 
bestätigt, dass eine Versiegelung der Fläche auch in der nicht überbaubaren Fläche auf 
Grundlage des Planungsrechts theoretisch möglich sei. Die Baufelder werden zum jetzigen 
Zeitpunkt noch sehr großzügig festgesetzt, um Flexibilität im städtebaulichen Entwurf zu 
ermöglichen. In anderen Bereichen werden, um die schulischen Entwicklungsmöglichkeiten 
ebenfalls zu berücksichtigen, auch Baufelder im Bereich von Bäumen festgesetzt. Dennoch 
stelle der aktuelle Planstand eine klare Verbesserung gegenüber dem rechtsgültigen Plan 
dar, was den Schutz der Bäume betrifft. 
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Nachdem keine weiteren Fragen und Anregungen mehr vorgebracht werden, beendet Herr 
Suchla die Veranstaltung und bedankt sich bei den anwesenden Bürgerinnen und Bürgern für 
ihre Beteiligung.  
 
Verfasst durch Frau Sportelli/Herrn Loh, Tischmann Loh & Partner Stadtplaner PartGmbB in Abstimmung mit dem 
Bauamt der Stadt Bielefeld 
Datum: 24.11.2023  
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2. AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG 
DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sind zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung Äußerungen vorgebracht 
worden. Diese werden im Folgenden tabellarisch mit der jeweiligen Stellungnahme der Ver-
waltung dargestellt. Die laufende Nummerierung der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange erfolgt entsprechend der verwaltungsinternen Beteiligungsliste. 
 

LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

1.4  

UMWELTAMT 

Untere Natur-

schutzbehörde 

Schreiben vom 

21.12:2023 

Gegen die Planung bestehen keine 

grundsätzlichen Bedenken.  

Wir weisen darauf hin, dass die Fläche im 

Geltungsreich der Baumschutzsatzung 

liegt, bei welcher es sich um eine natur-

schutzrechtliche Regelung handelt. Dies 

ist unter dem Punkt 6.2 der „Allgemeinen 

Ziele und Zwecke“ zu ergänzen.  

Im Rahmen des Artenschutzgutachtens 

ist der Baumbestand auf die Eignung als 

Fortpflanzungs- und Ruhestätte für pla-

nungsrelevante Arten zu untersuchen. 

Dies bedeutet, dass vorhandene Höhlun-

gen auf Besatz geprüft werden. Für die 

Gebäude reicht zunächst eine Potential-

analyse aus.  

Für den Fall, dass die Durchführung von 

artenschutzrechtlichen Vermeidungs-

maßnahmen erforderlich ist, weisen wir 

schon jetzt darauf hin, dass diese als 

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Ziffer 20 

BauGB in den Bebauungsplan aufge-

nommen werden müssen. Zudem sind 

die Vermeidungsmaßnahmen analog den 

Bestimmungen des § 17 Abs. 4 

BNatSchG (naturschutzrechtliche Ein-

griffsregelung) im Hinblick auf Art, Um-

fang, Lage und Herstellungszeitpunkt 

konkret zu planen und im Umweltbericht 

und im Artenschutzfachbeitrag darzule-

gen.  

Darüber hinaus ist die Bereitstellung der 

zur Umsetzung von Maßnahmen notwen-

digen Flächen und die dauerhafte Siche-

rung der Flächen und Maßnahmen not-

wendig. Die erforderlichen Maßnahmen 

sind vorab mit der unteren Naturschutz-

behörde abzustimmen 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen. Den Anregungen wird teil-

weise gefolgt. Die Stellungnahme betrifft 

beide Planverfahren.  

Der Rat der Stadt Bielefeld hat in seiner 

Sitzung am 12. Februar 2026 die Aufhe-

bungssatzung zur Satzung zum Schutz 

des Baumbestandes in der Stadt Biele-

feld beschlossen. Die öffentliche Be-

kanntmachung der Aufhebungssatzung 

erfolgte am 16. Februar 2026. Die Biele-

felder Baumschutzsatzung ist somit ab 

dem 17. Februar 2026 aufgehoben. 

Die geforderte artenschutzrechtliche Un-

tersuchung ist erfolgt; sie wird den Plan-

unterlagen zum Entwurf beigefügt. Die 

vorhandenen Baumbestände sind in die-

sem Zuge auf ihre Eignung als Fortpflan-

zungs- und Ruhestätte überprüft sowie 

die zum Umbau oder Abbruch vorgese-

henen Gebäude im Plangebiet hinsicht-

lich ihres artenschutzfachlichen Potenzi-

als untersucht worden. 

Insgesamt wurden vereinzelt potenzielle 

Strukturen für planungsrelevante Fleder-

maus- und Vogelarten an Bäumen sowie 

den Gebäuden festgestellt.  

Eine Nutzung der Strukturen als Wochen-

stube oder Winterquartier durch Fleder-

mäuse konnte nicht nachgewiesen wer-

den. Da bezüglich der Nutzung vor allem 

durch Einzeltiere Restunsicherheiten 

aber nicht ausgeschlossen werden konn-

ten und die betroffenen Gebäude im 

Zuge der Umnutzung abgebrochen sowie 

gegebenenfalls Teile der Bäume gefällt 

werden, werden im Artenschutzbeitrag 

Maßnahmen formuliert, um im Rahmen 

der Planumsetzung die artenschutzrecht-

lichen Verbotstatbestände zu überwin-

den. 
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

Die Gehölze im Plangebiet stellen poten-
zielle Brutplätze für den Girlitz dar. Ein 
Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten im Untersuchungsraum wird 
durch die Planung jedoch nicht gesehen, 
da die ökologische Funktion nach Ein-
schätzung des Artenschutzgutachtens 
durch den in 400 m Entfernung gelege-
nen Nicolaifriedhof weiterhin gegeben ist. 

Die im Plangebiet vorkommenden Ast- 
und Spechthöhlen an den Bäumen kön-
nen durch den Star als potenzielle Brut-
plätze sowie durch baumhöhlenbewoh-
nende Fledermäuse genutzt werden. Am 
Gebäude Feldstraße 111 sind im Rahmen 
der artenschutzrechtlichen Untersuchung 
zudem zwei Mehlschwalbennester fest-
gestellt worden. Da im Zuge der Planung 
ein Abbruch dieses Gebäudes zu erwar-
ten ist und die betroffenen Höhlenbäume 
auf Ebene des Bebauungsplans nicht 
planungsrechtlich gesichert werden, sind 
hierfür Ersatzstrukturen zu schaffen.  

Aufgrund des Teichs im Plangebiet sind 
auch mögliche Betroffenheiten von Am-
phibien überprüft worden. Bei einer Inan-
spruchnahme beziehungsweise Ver-
schüttung des Teichs besteht ein Tö-
tungs- und Verletzungsrisiko, das durch 
geeignete Maßnahmen vermieden wer-
den soll. 

Im Rahmen der Planumsetzung werden 

vom Gutachterbüro Vermeidungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen, 

um die artenschutzrechtlichen Verbots-

bestände zu überwinden. Diese Maßnah-

men umfassen die Schaffung von Ersatz-

strukturen sowie Maßnahmen im Zusam-

menhang mit der Freimachung des Bau-

feldes. Soweit erforderlich, werden sie im 

Bebauungsplan als spezifische Arten-

schutzmaßnahmen gemäß § 9 Absatz 1 

Nummer 20 Baugesetzbuch (BauGB) 

festgesetzt und sind darüber hinaus im 

Zuge der Umsetzung beziehungsweise 

als Auflage zur Baugenehmigung zu be-

achten. 

Als Ausgleichsmaßnahmen sind Ersatz-

quartiere für gebäudebewohnende Fle-

dermäuse, Ersatzhöhlen für Star und Fle-

dermaus sowie Kunstnester für die Mehl-

schwalbe zu schaffen. Da für die Mehl-

schwalbennester eine Nutzung bekannt 
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

ist, gewährleistet in diesem Fall ergän-

zend zur verbindlichen Vorgabe der Maß-

nahme selbst eine aufschiebend be-

dingte Festsetzung, dass die Ersatznes-

ter vor dem Eingriff geschaffen werden. 

Die Gebäude Herforder Straße 196a und 

200 sowie Feldstraße 111 weisen Struk-

turen auf, die sich als Quartiere für Fle-

dermäuse eignen und werden im Rah-

men der kurzfristigen Entwicklung des 

Bildungscampus voraussichtlich abgeris-

sen. Neben der Schaffung der Ersatz-

quartiere sind, um das Töten und Verlet-

zen von Fledermäusen (§ 44 Absatz 1 

Nummer 1 BNatSchG) zu vermeiden, die 

Abbrucharbeiten auf die Schwärmphasen 

bzw. den Zeitraum außerhalb der Aktivi-

tätszeit zu reduzieren. Alternativ sind ab-

bruchbegleitende Besatzkontrollen 

durchzuführen. Da die dort vorhandenen 

Jalousiekästen mögliche Winterquartiere 

darstellen, sind sie ganzjährig im Rah-

men einer fachgutachterlichen Besatz-

kontrolle zu demontieren. 

Des Weiteren werden die allgemeinen ar-
tenschutzfachlichen Regelungen zur Be-
rücksichtigung im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens als Hinweise auf-
genommen. Dies betrifft insbesondere 
die Beschränkung von Arbeiten im Zu-
sammenhang mit Gebäudeabbruch, Ro-
dung und Baufeldräumung auf den Zeit-
raum außerhalb der Brut- und Aufzucht-
zeit von Vögeln vom 1. Oktober bis 28. 
Februar sowie die Besatzkontrolle von 
Höhlenbäumen vor deren Inanspruch-
nahme. 

Der kurzfristige Umgang mit dem vorhan-
denen Teich sowie den Wohngebäuden 
auf privaten Flächen im Plangebiet ist 
zum aktuellen Stand noch nicht abseh-
bar. Hier sind zum Zeitpunkt eines bauli-
chen Eingriffs Kontrollen auf mögliche ar-
tenschutzrechtliche Konflikte durchzufüh-
ren und die erforderlichen Artenschutz-
maßnahmen im Abstimmung mit der Un-
teren Naturschutzbehörde umzusetzen.  

Eine Betroffenheit nach § 44 Absatz 1 
Nummern 1 bis 3 BNatSchG durch die 
Planung kann unter Berücksichtigung der 
im Artenschutzfachbeitrag festgehalte-
nen Maßnahmen ausgeschlossen wer-
den. Die verbindlich festgesetzten Ver-
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

meidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
können innerhalb des Plangebiets umge-
setzt werden. Der Großteil der Flächen 
befindet sich in städtischem Eigentum, 
sodass die Flächen zur Umsetzung der 
Artenschutzmaßnahmen ausreichend 
gesichert sind. Die Maßnahmen werden 
im Artenschutzfachbeitrag und im Bebau-
ungsplan beschrieben. Die konkrete Um-
setzung ist mit Kenntnis der Projektpla-
nung auf Ebene der Baugenehmigung 
mit dem Umweltamt abzustimmen. 

Auf die Ausführungen im Artenschutz-

fachbeitrag und in der Begründung wird 

verwiesen. Die allgemeinen Vorgaben 

des Artenschutzes sind insgesamt und 

dauerhaft zu berücksichtigen. 

1.4  

UMWELTAMT 

Untere Was-

serbehörde 

(Grundwasser) 

Schreiben vom 

21.12.2023 

Grundwasserschutz/WSG  

Zur Schonung der Grund- und Trinkwas-

serressourcen sowie der Oberflächenge-

wässer ist zu prüfen, in wie weit das Nie-

derschlagswasser vor Ort genutzt wer-

den kann. Hierzu bieten sich beispiels-

weise (dezentrale) Zisternen an, die die 

Nutzung der Niederschlagswässer bei-

spielsweise zur Grünbewässerung und 

Toilettenspülung ermöglichen.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. 

Die weitergehende Nutzung von anfallen-

dem Niederschlagswasser ist unter Be-

rücksichtigung der bestehenden Rah-

menbedingungen und Anforderungen an 

die Entwässerung möglich. Entspre-

chende Maßnahmen wie die Sammlung 

in Zisternen kann bedarfsabhängig in der 

Umsetzung geprüft werden. Die Festset-

zungen des Bebauungsplans schließen 

derartige Maßnahmen nicht aus. 

1.4  

UMWELTAMT 

Untere Abfall-

behörde 

Schreiben vom 

21.12.2023 

Altlasten und Altstandorte  

Im Bereich des o.g. Bebauungsplange-

bietes liegen der Altstandort AS 404 so-

wie der Betriebsstandort BS 154.  

Bei der AS 404 handelt es sich um das 

ehemalige Betriebsgelände der Firma 

Seidensticker.  

In der hier vorliegenden Gefährdungsab-

schätzung inkl. Orientierender Untersu-

chung des Büros Denker Umwelt (Pro-

jekt-Nr.: 300/117/0/21) vom 31.01.2022 

wurden in Teilbereichen Bodenbelastun-

gen mit Mineralölkohlenwasserstoffen 

und PAK vorgefunden.   

Bei der BS 154 handelt es sich um das 

Betriebsgelände der Fa. Erdmann + 

Domke. Im Rahmen einer orientierenden 

Untersuchung durch die IFUA-Projekt-

GmbH (Projekt-Nr.: P222067) vom 

Die Hinweise auf die vorhandenen Alt-

standorte werden zur Kenntnis genom-

men, der Anregung wird gefolgt. Die 

Stellungnahme betrifft beide Planverfah-

ren. 

In den Unterlagen zum Bebauungsplan 

sowie durch einen Hinweis auf der Plan-

karte wird auf die Ergebnisse der vorlie-

genden orientierenden Untersuchungen 

hingewiesen.  

Damit eine Umnutzung der vorliegenden 

Flächen als Gemeinbedarfsfläche Schule 

erfolgen kann, sind die belasteten Böden, 

wie in den Untersuchungen beschrieben, 

zu separieren und ordnungsgemäß zu 

entsorgen. Die Tiefbauarbeiten sind gut-

achterlich zu begleiten. Dies erfolgt im 

Rahmen der Umsetzung. Die Unbedenk-

lichkeit ist nach erfolgter Sanierung im 

Rahmen des Baugenehmigungsverfah-
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

04.11.2022 wurden ebenfalls geringe bis 

deutlich erhöhte Mineralölkohlenwasser-

stoffgehalte bis in eine Tiefe von 2,42 m 

unterhalb des Hallenbodens festgestellt. 

Im Rahmen der Sondierungen wurden 

zudem Auffüllungen von max. 2,2 m 

Mächtigkeit erbohrt, welche in begrenz-

ten Bereichen ebenfalls erhöhte PAK-Ge-

halte aufwiesen.  

Aufgrund der festgestellten Verunreini-

gungen ist für die geplante Nutzung der 

Fläche als Bildungscampus durch geeig-

nete Untersuchungen die Unbedenklich-

keit der geplanten Nutzung zu dokumen-

tieren bzw. Maßnahmen zu beschreiben, 

die erforderlich sind, um die Unbedenk-

lichkeit der geplanten Nutzung zu errei-

chen. Die Untersuchungen sind durch ei-

nen in der Altlastenproblematik erfahre-

nen Sachverständigen (§ 18 BBodSchG) 

durchzuführen und in der Umsetzung zu 

begleiten. Der Umfang der ggf. erforderli-

chen Sanierung- und/oder Sicherungs-

maßnahmen hängt sowohl von den Er-

gebnissen dieser Untersuchungen als 

auch der geplanten Folgenutzung ab.  

rens nachzuweisen. 

1.4  

UMWELTAMT 

Untere Boden-

schutzbehörde 

Schreiben vom 

21.12.2023 

Bodenschutz  

Zudem ist für das Plangebiet ein Boden-

managementkonzept zu erstellen. Dies 

soll für die Phasen der Baureifmachung 

sowie der Erschließungsarbeiten Men-

gen und Verbleib von aus- und eingebau-

ten Böden im Plangebiet darstellen. Ziel 

ist die frühzeitige Klärung von Zwischen-

lagermöglichkeiten, eine hohe Verwer-

tungsquote sowie die Schonung von De-

ponieraum. Grundlage ist u.a. das Kreis-

laufwirtschaftsgesetz (KrWG) bzw. die 

dort festgeschriebene Abfallhierarchie 

(Verwertung vor Beseitigung). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen.  

Sie betrifft die Umsetzungsebene und 

wird zur umfassenden Information an die 

Bauausführenden weitergeleitet. Im Rah-

men der Bauleitplanung wird kein weite-

rer Handlungsbedarf gesehen. 

1.4  

UMWELTAMT 

Untere Was-

serbehörde 

(Oberflächen-

gewässer) 

Schreiben vom 

21.12.2023 

Gewässerökologie   

Nicht betroffen.  

 

Hochwasserschutz  

Nicht betroffen.   
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LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

Niederschlagswasserbeseitigung 

nach § 55 WHG in Verbindung mit § 44 

LWG  

Der Finkenbach ist hydraulisch überlas-

tet. Gemäß Abwasserbeseitigungskon-

zept (ABK) ist für 2024 eine Rückhal-

temaßnahme im Bereich der Heeper 

Fichten (also unterhalb der Gewässerver-

rohrung und Außerhalb des Plangebie-

tes) vorgesehen, um die Wassermengen 

auf ein gewässerverträgliches Maß zu 

drosseln.  

Da diese Maßnahme noch nicht umge-

setzt ist und noch nicht feststeht, ob mit 

dieser Maßnahme ausreichend Volumen 

für die Drosselung der Wassermengen 

zur Verfügung steht, ist dafür Sorge zu 

tragen, dass die Einleitungsmengen re-

duziert werden.   

Eine Versickerung des Niederschlags-

wassers ist lt. Bodenkarte NRW möglich. 

Detailliertere Betrachtungen wären im 

Rahmen eines Bodengutachtens zu klä-

ren.   

Die Umsetzbarkeit der entwässerungs-

technischen Erschließung ist anhand ei-

ner Vorplanung vor Rechtskraft des Be-

bauungsplans nachzuweisen.   

Vom Vorhabenträger ist eine Überflu-

tungsprüfung (Überflutungsnachweis) 

gem. Ziffer 14.9.2 und 14.9.3 der DIN 

1986-100 – „Entwässerungsanlagen für 

Gebäude und Grundstücke“ durchzufüh-

ren. Es ist der Nachweis zu erbringen, 

dass zwischen dem mind. 30jährlichen 

und dem 2jährlichen Bemessungsregen 

eine schadlose Überflutung des Plange-

bietes möglich ist. Für die errechneten 

Mengen ist Rückhaltevolumen im Plan-

gebiet zu berücksichtigen.   

Von einer Behandlung des Nieder-

schlagswassers kann bei den Hofflächen 

ohne KFZ Verkehr und bei den Dachflä-

chen abgesehen werden. Falls Park-

plätze vorgesehen sind, wäre auf Be-

handlungsmöglichkeiten einzugehen.  

Es ist im Rahmen der Entwässerungspla-

nung eine Bewertung gemäß Arbeitsblatt 

A 102-2 der DWA vorzunehmen.  

Starkregen, Klimaanpassung  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen, den Anregungen zur Nie-

derschlagswasserbeseitigung wird ge-

folgt. Die Stellungnahme betrifft beide 

Planverfahren. 

Im Rahmen der Entwurfserarbeitung ist 

ein Entwässerungskonzept als Machbar-

keitsnachweis für die entwässerungs-

technische Erschließung erstellt worden. 

Die Machbarkeitsstudie wird den Unterla-

gen zum Entwurf beigefügt. Der Fachbei-

trag prüft die erforderlichen Rückhaltevo-

lumen für Niederschlagsereignisse mit ei-

ner 2-jährlichen und einer 30-jährlichen 

Wahrscheinlichkeit. Er enthält einen Kon-

zeptvorschlag für die sich daraus erge-

benden Rückhaltemaßnahmen sowie die 

sichere Ableitung von Niederschlagswas-

ser im Starkregenfall, der über die Über-

flutung eines 30-jährlichen Ereignisse 

hinausgeht. Die zugrunde zu legenden 

Rahmendbedingungen und Parameter 

für das Entwässerungskonzept sind in 

Abstimmung mit der Unteren Wasserbe-

hörde und dem Umweltbetrieb der Stadt 

Bielefeld festgelegt worden. 

Für das Plangebiet wird auf Basis des 

Entwässerungskonzepts eine Einleitbe-

schränkung auf 8 l/(s*ha) festgesetzt, für 

die gesamte Gemeinbedarfsfläche ergibt 

sich daraus eine Einleitmenge von 33 l/s. 

Die rechnerische Einleitmenge im Be-

stand beträgt aufgrund des hohen Befes-

tigungsgrads und der ungedrosselten 

Einleitung bei einem 5-jährlichen Regen-

ereignis ca. 690 l/s. Durch die festge-

setzte Drosselung erfolgt somit eine deut-

liche Reduzierung der Einleitmengen und 

damit eine Entlastung der Gewässer.  

Die Drosselung und Rückhaltung des Re-

genwassers vor Einleitung in den öffentli-

chen Regenwasserkanal kann gemäß 

Entwässerungskonzept durch den Ein-

bau von Rigolenkörpern erfolgen. Das er-

forderliche Volumen wird abhängig von 

der Größe der angeschlossenen Flächen 

im Entwässerungskonzept dargelegt. Für 

den Machbarkeitsnachweis ist die maxi-

mal zulässige Versiegelung mit einer 

GRZ von 0,7 für die gesamte festgesetzte 

Gemeinbedarfsfläche zugrunde gelegt 
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Das Plangebiet ist lt. Starkregengefah-

renkarte nur geringfügig von Starkregen 

betroffen Anlage 1).  

Zur Umsetzung des Klimaanpassungs-

konzeptes und Entastung des Fließge-

wässers schlagen wir folgende Maßnah-

men vor:  

• Begrünung von Dachflächen  

• Möglichst geringe bauliche Verdich-

tung  

• Dezentrale Versickerung und Ver-

dunstung  

• Dezentraler Rückhalt, z. B. in Verbin-

dung mit Regenwassernutzung  

• Entsiegelung von befestigten Flä-

chen  

Die entsprechenden Flächen sind festzu-

setzen und langfristig zu sichern.  

Von den in der o.g. Stellungnahme gefor-

derten „Maßnahmen zur Verbesserung 

des Wasserhaushaltes“ wurde eine Be-

grünungspflicht von ca. 50% der Dachflä-

chen mit festgesetzt.  

Seitens der Unteren Wasserbehörde 

kann erst nach Vorliegen der konkreten 

Erschließungsplanung und eines abge-

stimmten Entwässerungskonzeptes eine 

abschließende Stellungnahme abgege-

ben werden. 

 

worden. Da es sich vorliegend um einen 

Angebotsbebauungsplan handelt, steht 

die finale Projektplanung und Freiflä-

chengestaltung zu diesem Zeitpunkt 

noch nicht abschließend fest. Die Mach-

barkeitsstudie zeigt die Umsetzbarkeit 

der Entwässerung bei Umsetzung des 

aktuell vorliegenden städtebaulichen 

Konzepts auf und führt den Nachweis zur 

Rückhaltung anhand der maximal zu ver-

siegelnden Fläche. Form und Lage der im 

Konzept berücksichtigten Anlagen zur 

Rückhaltung, Versickerung und Ableitung 

des Niederschlagswassers können ver-

ändert werden, sofern die Einleitbe-

schränkung eingehalten wird.  

Für den westlichen Teilbereich des Plan-

gebiets ist bereits eine Baugrunduntersu-

chung erstellt worden, die eine nur einge-

schränkte Versickerungsmöglichkeit auf-

grund des hoch anstehenden Grundwas-

sers in Aussicht stellt. Aus diesem Grund 

ist das Entwässerungskonzept zunächst 

ohne eine planmäßige Versickerung auf-

gestellt worden. Im Zuge der konkreten 

Projektplanung wird empfohlen, die Un-

tersuchung auf das gesamte Plangebiet 

auszuweiten und soweit möglich eine 

Versickerung des anfallenden Nieder-

schlagswassers anzustreben. Durch eine 

vorgelagerte Sammlung und Rückhal-

tung von Niederschlagswasser in offenen 

Mulden kann der Anteil des versickern-

den und verdunstenden Regenwassers 

zudem bereits vor Ableitung in die unter-

irdische Kanalisation erhöht werden. Die 

Empfehlungen für die nachgelagerte ob-

jektkonkrete Entwässerungsplanung 

werden in der Begründung zum Bebau-

ungsplan ergänzt. 

 

Im Rahmen des Entwässerungskonzepts 

wird neben der Rückhaltung des anfallen-

den Wassers bei einem 2-jährlichen Re-

genereignis auch ein Überflutungsnach-

weis für ein 30-jährliches Niederschlags-

ereignis geführt. Das nachzuhaltende 

Retentionsvolumen kann zusätzlich zur 

unterirdischen Rückhaltung in mehreren, 

über die Liegenschaft verstreuten Ober-

flächenmulden vorgehalten werden. Für 

Extremereignisse, die über ein 30-jähri-

ges Regenereignis hinaus gehen, ist ein 
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Notwasserweg über die Oberfläche in 

Richtung der Feldstraße zu planen. Der 

vorgesehene Verlauf des Notwasser-

wegs wird in der Anlage 2 zum Entwäs-

serungskonzept dargestellt. Im Bebau-

ungsplan wird ein Hinweis diesbezüglich 

aufgenommen. Die konkrete Modellie-

rung zur Ableitung des anfallenden Nie-

derschlagswassers ist im Rahmen der 

Freiraumgestaltung zu berücksichtigen.  

 

Die abflusswirksamen Flächen des Plan-

gebiets werden auf Basis des heutigen 

Planstands, wie gefordert, gemäß DWA-

Arbeitsblatt 102 den unterschiedlichen 

Belastungskategorien zugeordnet. Dem-

nach sind sämtliche Flächen der Belas-

tungskategorie I (gering belastetes Nie-

derschlagswasser) zuzuordnen, sodass 

eine Einleitung in das Gewässer ohne 

weitere Vorbehandlung möglich ist. So-

fern die geplante Quartiersgarage, auch 

teilweise, nicht überdacht wird, ist das 

Niederschlagswasser der überregneten 

Stellflächen vor der Einleitung behand-

lungsbedürftig.  

 

Zu Starkregen, Klimaanpassung: 

Die Anregungen zur Umsetzung von 

Maßnahmen zur Klimaanpassung wer-

den zur Kenntnis genommen.  

 

Die Begrünung der Dachflächen neu zu 

errichtender Gebäude mit Flachdach ist 

bereits zum Vorentwurf im Bebauungs-

plan festgesetzt worden. An der Pflicht 

zur Dachbegrünung für Neubauten soll 

auch zum Entwurf festgehalten werden. 

Eine nachträgliche Begrünungspflicht für 

die Bestandsbauten wird nicht vorgese-

hen, da der zu erhaltende Gebäudebe-

stand weitestgehend nicht die erforderli-

chen statischen Gegebenheiten aufweist. 

Eine umfassende statische Ertüchtigung 

zur Umsetzung einer Dachbegrünung für 

das umzunutzende Firmengebäude wird 

im vorliegenden Fall als wirtschaftlich un-

zumutbar bewertet. Im Sinne einer wirt-

schaftlichen und, mit Blick auf den hohen 

Bedarf an Schulräumen, zeitnahen Um-

setzung des Bildungscampus an der Her-

forder Straße wird auch für zu errichtende 

Garagen und Parkhäuser von einer Be-

grünungspflicht abgesehen, um die Um-
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setzung im Systembau zu ermöglichen, 

der ggf. ebenfalls nicht die erforderlichen 

statischen Eigenschaften aufweist.  

Für alle neu zu errichtenden Hauptge-

bäude wird eine mindestens extensive 

Dachbegrünung auf 80 % der Dachflä-

chen verpflichtend festgesetzt. Von der 

Dachbegrünung ausgenommen werden 

können nur die Bereiche, die für Glas- 

oder Belichtungsflächen, Bewegungsflä-

chen oder technische Einrichtungen er-

forderlich sind. Die Umsetzung einer in-

tensiven Dachbegrünung mit begehba-

rem Dachgarten bleibt im Zuge der Um-

setzung weiter möglich. 

Gegenüber dem Vorentwurf wird die ma-

ximal zulässige Versiegelung über die 

Grundflächenzahl 0,7 etwas geringer 

festgesetzt. Die Regelungen des Bebau-

ungsplans sollen das angestrebte Bebau-

ungskonzept ermöglichen und enthalten 

zusätzlich einen Spielraum um, unter Be-

rücksichtigung der Entwicklung des 

Schulflächenbedarfs, geringfügige Erwei-

terungen oder Anpassungen des städte-

baulichen Konzepts zu ermöglichen. Im 

bisher geltenden Ursprungsbebauungs-

plan ist für das Gewerbegebiet eine GRZ 

von 0,6 sowie für die Flächen des Indust-

riegebiets im Süden des vorliegenden 

Geltungsbereichs eine GRZ von 0,7 fest-

gesetzt. Rechtsgrundlage für die Festset-

zung des Maßes der baulichen Nutzung 

ist hier die alte Fassung der Baunut-

zungsverordnung aus dem Jahr 1977. 

Diese Fassung rechnet die Nebenanla-

gen gemäß § 14 nicht auf die Grundflä-

che an, sodass im Einzelfall theoretisch 

eine faktische Vollversiegelung der 

Grundstücke durch Nebenanlagen, Stell-

plätze etc. möglich ist.  

Das ehemalige Seidenstickergelände 

weist durch die rückwärtige Parkfläche ei-

nen relativ hohen Grünflächenanteil auf, 

die weiteren bisher gewerblich-industriell 

genutzten Grundstücke im Plangebiet 

sind hingegen vollversiegelt. Im Rahmen 

des Entwässerungskonzepts wird durch 

die Flächenbilanzierung die zu erwar-

tende Entwicklung der befestigten Flä-

chen bei Umsetzung des städtebaulichen 

Konzepts sowie der maximalen Ausnut-
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zung der Festsetzungen des Bebauungs-

plans Nummer III/3/26.02 dem Bestand 

gegenübergestellt. Dabei wird deutlich, 

dass der Anteil der Grünflächen im Ver-

gleich zum Bestand in jedem Fall zu-

nimmt, sodass insgesamt eine Flä-

chenentsiegelung stattfindet.  

Die neu zu errichtenden Gebäude mit 

Dachbegrünung können insbesondere in 

den klimatisch belasteten Bereichen ent-

lang der Herforder Straße die Auswirkun-

gen der Bebauung abmildern, zudem 

bleibt die bestehende Parkfläche als 

Spiel- und Sportfläche bestehen. Im Be-

reich des ehemaligen Parkplatzes im 

Nordwesten des Plangebiets wird gemäß 

städtebaulichem Konzept ebenfalls die 

Anlage einer Grünfläche vorgesehen, die 

eine klimatische Ausgleichsfläche dar-

stellen kann und nicht als überbaubare 

Grundstücksfläche zur Verfügung steht. 

Hier und im Bereich der bereits bestehen-

den Parkanlage wird zudem ein Großteil 

der dezentralen Rückhaltebereiche für 

das Niederschlagswasser vorgesehen. 

Durch die Planung offener Mulden kann 

der Anteil des verdunstenden und versi-

ckernden Wassers erhöht werden. 

Die Entwicklung des Bildungscampus soll 

sich an dem zum Siegerentwurf gekürten 

städtebaulichen Konzept orientieren, die 

finale Projekt- und Objektplanung steht 

zum aktuellen Planungsstand noch nicht 

fest. Aus diesem Grund wird von einer 

Festsetzung konkreter Flächen für die 

Wasserwirtschaft oder umfangreichen 

Vorgaben zur Freiraumgestaltung abge-

sehen. Die vorliegende Planung einer 

Gemeinbedarfseinrichtung erfolgt durch 

die Stadt Bielefeld, die selbst auch Plan-

geberin ist, in engem Austausch mit den 

Fachämtern, sodass eine sachgerechte 

Umsetzung im Rahmen der Genehmi-

gungsplanung sichergestellt werden 

kann. Der Bebauungsplan setzt die zent-

ralen Rahmenbedingungen unter Berück-

sichtigung der städtebaulichen Ziele fest, 

ohne dabei den Gestaltungsspielraum für 

die tatsächliche Umsetzung übermäßig 

einzuschränken.  

Die Belange der Wasserwirtschaft sowie 

der Klimaanpassung werden somit auf 
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Ebene des Bebauungsplans und im De-

tail im Rahmen der Umsetzung aus Sicht 

der Stadt Bielefeld angemessen berück-

sichtigt. 

1.17 

UNTERE 

DENKMALBE-

HÖRDE 

Schreiben vom 

04.12.2023  

Die Belange der Denkmalpflege gemäß 

§ 1 Abs. 5 BauGB und 8 1 DSchG NRW 

werden nicht berührt, da sich im Plange-

biet zurzeit keine eingetragenen Bau- 

und Bodendenkmäler befinden. . 

 

Im B-Plan ist folgender Hinweis unter 

Festsetzungen aufzunehmen: 

„Bau- und Bodendenkmalschutz“ 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenk-

mäler (kultur- und/oder naturgeschichtli-

che Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Grä-

ben, Einzelfunde aber auch Veränderun-

gen und Verfärbungen in der natürlichen 

Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spal-

ten, aber auch Zeugnisse tierischen 

und/oder pflanzlichen Lebens aus erdge-

schichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die 

Entdeckung von Bodendenkmälern ist 

der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmal-

behörde und/oder der LWL-Archäologie 

für Westfalen/Außenstelle Bielefeld (Am 

Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 

0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39; E-

Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) 

unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte 

Bodendenkmal und die Entdeckungs-

stätte sind bis zum Ablauf von einer Wo-

che nach der Anzeige unverändert zu be-

lassen, wenn nicht die Obere Denkmal-

behörde die Entdeckungsstätte vorher 

freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 

gestattet. Die Obere Denkmalbehörde 

kann die Frist verlängern, wenn die sach-

gerechte Untersuchung oder die Bergung 

des Bodendenkmals dies erfordern und 

dies für die Betroffenen zumutbar ist (& 

16 Abs. 2 DSchG NRW). Gegenüber der 

Eigentümerin oder dem Eigentümer so-

wie den sonstigen Nutzungsberechtigten 

eines Grundstücks, auf dem Bodendenk-

mäler entdeckt werden, kann angeordnet 

werden, dass die notwendigen Maßnah-

men zur sachgemäßen Bergung des Bo-

dendenkmals sowie zur Klärung der 

Fundumstände und zur Sicherung weite-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-

men. Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Stellungnahme betrifft beide Planver-

fahren. 

Ein grundlegender Hinweis auf die ge-

setzlichen Vorgaben zum Umgang mit 

Bodendenkmälern wird in die Planunter-

lagen aufgenommen. Darüber hinaus ist 

mit Blick auf den angeregten Textbau-

stein jedoch festzuhalten, dass es im 

Rahmen der Bauleitplanung ausreichend 

ist, auf geltende landesrechtliche Rege-

lungen des Denkmalschutzgesetzes all-

gemein aufmerksam zu machen. Einer 

ausführlichen Wiedergabe des Gesetzes-

textes oder einer Festsetzung bedarf es 

hierzu nicht. 
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rer auf dem Grundstück vorhandener Bo-

dendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 

4 DSchG NRW).“ 

2.7a)  

BEZIRKSRE-

GIERUNG DET-

MOLD, DEZER-

NAT 33 B  

Schreiben vom 

08.12.2023 

 

Die vorgelegte Planung wurde hinsicht-

lich der Belange der Agrarstruktur, der 

allgemeinen Landeskultur, des Immissi-

onsschutzes (nur Achtungsabstände 

nach KAS-18), des Grundwasserschut-

zes, des Hochwasserschutzes und des 

kommunalen Abwassers geprüft.  

 

Als Träger öffentlicher Belange bestehen 

Bedenken.  

 

Bedenken und Hinweise des Dezernates 

32 (Bezirksplanungsbehörde)  

Ansprechpartner: xxx Tel.: 05231 71-xxx  

Das regionalplanerische Anpassungsver-

fahren gem. § 34 LPlG muss für die vor-

bereitende Bauleitplanung noch durchge-

führt werden. Ein Abschluss dieser Bau-

leitplanung kann erst nach einem positi-

ven Ausgang dieses Anpassungsverfah-

rens erfolgen. Aus den vorgenannten 

Gründen werden daher vorsorglich Be-

denken gegen die o.a. Bauleitplanung er-

hoben. Es wird darauf hingewiesen, dass 

eine entsprechende regionalplanerische 

Anpassung gem. § 34 LPlG aus dieser 

Stellungnahme nicht hergeleitet werden 

kann. 

Die Hinweise der Bezirksregierung zum 

regionalplanerischen Anpassungsverfah-

ren werden zur Kenntnis genommen. 

Der Anregung wird gefolgt. Die Stellung-

nahme wurde inhaltsgleich für beide 

Planverfahren abgegeben. 

Mit Schreiben vom 28.04.2025 hat die 

Bezirksregierung Detmold mitgeteilt, 

dass keine raumordnungsrechtlichen Be-

denken gegen die Planung bestehen. Die 

Planung ist an die Ziele der Raumord-

nung angepasst. 

2.11 

VODAFONE 

NRW GMBH 

Schreiben vom 

12.12.2023 

 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-

Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen ge-

plante Maßnahme keine Einwände gel-

tend macht. In Ihrem Planbereich befin-

den sich Telekommunikationsanlagen 

unseres Unternehmens. Bei objektkon-

kreten Bauvorhaben im Plangebiet wer-

den wir dazu eine Stellungnahme mit ent-

sprechender Auskunft über unseren vor-

handenen Leitungsbestand abgeben. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne 

zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei im-

mer unsere obenstehende Vorgangs-

nummer an. 

 

Die Stellungnahme wurde inhaltsgleich 

für beide Planverfahren abgegeben und 

wird zur Kenntnis genommen. Die Hin-

weise auf Telekommunikationsanlagen 

im Plangebiet werden auf der Umset-

zungsebene berücksichtigt. 
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Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen 

Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfrei-

machung, etc. oder eine Koordinie-

rung/Abstimmung zum weiteren Vorge-

hen, dass die verschiedenen Vodafone-

Gesellschaften trotz der Fusion hier noch 

separat Stellung nehmen. Demnach gel-

ten weiterhin die bisherigen Kommunika-

tionswege. Wir bitten dies für die nächs-

ten Monate zu bedenken und zu ent-

schuldigen. 

2.12 

STADTWERKE 

BIELEFELD 

GMBH   

Netzinformati-

onen und Geo-

dienste (NI) 

Schreiben vom 

05.12.2023 

 

Die Stadtwerke Bielefeld GmbH vertritt im 

Rahmen von Bauleitplanungen in Biele-

feld die Belange der Betreiber der Spar-

ten Elektrizität, Fernwärme, Gas, Was-

ser, Straßenbeleuchtung und Telekom-

munikation. Dabei handelt die Stadt-

werke Bielefeld GmbH im eigenen Na-

men bezüglich der Sparten Fernwärme 

und Wasser sowie gemäß TKG bezüglich 

der Sparte Telekommunikation (Breit-

band). Bezüglich der Sparte Telekommu-

nikation (Breitband, LWL und Tk-Cu) 

handelt sie gemäß TKG im Namen und 

Auftrag der BITel Gesellschaft für Tele-

kommunikation mbH, bezüglich der Spar-

ten Elektrizität und Gas handelt sie im 

Namen und Auftrag der Bielefelder Netz 

GmbH und bezüglich der Straßenbe-

leuchtung im Namen und Auftrag der 

Stadt Bielefeld.  

Diese Belange werden von den beab-

sichtigten Darstellungen/Festsetzungen 

insoweit berührt, als dass planerische 

Festsetzungen zur Sicherung der 

Wärme- und Elt-Versorgung getroffen 

werden müssen.  

In diesem Zusammenhang regen wir an, 

auf die in der beigefügten Anlage durch 

rote Färbung und Planzeichen dargestell-

ten Fernwärme- und Elt-Versorgungs-

trassen ein Geh-, Fahr- und Leitungs-

recht mit den dargestellten Schutzstrei-

fenbreiten gem. § 9 Abs. 1 Ziff. 21 BauGB 

zu Gunsten der Stadtwerke Bielefeld 

GmbH festzusetzen.  

Bezüglich einer Bepflanzung regen wir 

an, das DVGW-Regelwerk (GW 125) zu 

Die Hinweise zur Energieversorgung 

werden zur Kenntnis genommen, den 

Anregungen wird gefolgt. Die Stellung-

nahme wurde zu beiden Planverfahren 

abgegeben. Konkreter Festsetzungsbe-

darf ergibt sich für das Geh-, Fahr- und 

Leitungsrecht auf Ebene des Bebauungs-

plans. 

In der Fortschreibung des Bebauungspla-

nentwurfs wird das Geh-, Fahr- und Lei-

tungsrecht für den Betrieb und die Siche-

rung der Fernwärme und Elt-Versor-

gungstrassen im Süden des Plangebiets 

zugunsten der Stadtwerke Bielefeld auf-

genommen. 

Die Hinweise auf das zu berücksichti-

gende DVGW-Regelwerk über Baum-

standorte im Zusammenhang mit unterir-

dischen Ver- und Entsorgungsanlagen 

werden zur Kenntnis genommen und ein 

Verweis in der Begründung zum Bebau-

ungsplan aufgenommen. 

Die Energieversorgung des Plangebiets 

wird auf der Umsetzungsebene in Ab-

stimmung zwischen dem Bauamt und 

dem Immobilienservicebetrieb im Detail 

geplant. Im Juni 2025 hat der Rat der 

Stadt Bielefeld die kommunale Wärme-

planung offiziell beschlossen. Das vorlie-

gende Plangebiet liegt demnach inner-

halb des Fernwärmeeignungsgebiets. 

Die Raumwärmeversorgung des Plange-

biets kann insofern auch unter Berück-

sichtigung der Zielsetzung der Wärme-

planung sowie des Energiekonzepts der 

Stadtwerke Bielefeld GmbH sicherge-

stellt werden.  
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beachten und sinngemäß in die textliche 

Begründung mit aufzunehmen.  

Nach dem DVGW-Regelwerk (GW 125) 

bzw. dem "Merkblatt über Baumstandorte 

und unterirdische Ver- und Entsorgungs-

anlagen" der Forschungsgesellschaft für 

Straßen- und Verkehrswesen ist bezüg-

lich Baumpflanzungen im Bereich vor-

handener Versorgungsleitungen gemäß 

Abschnitt 3.2 der genannten Richtlinie zu 

verfahren.   

Hieraus ist abzuleiten, dass bei Abstän-

den von über 2,50 m zwischen Baum-

standort und Außenhaut der Versor-

gungsanlage i. d. R. keine Schutzmaß-

nahmen erforderlich sind. Bei Abständen 

zwischen 1,00 m und 2,50 m ist der Ein-

satz von Schutzmaßnahmen vorzusehen 

(z. B. Einbau einer Wurzelsperre zum 

Schutz von Versorgungsleitungen wie in 

der Vergangenheit praktiziert). Bei Ab-

ständen unter 1,00 m ist eine Baumpflan-

zung nur in Ausnahmefällen möglich. Bei 

dem Einbau der Wurzelsperre ist auf je-

den Fall zu beachten, dass der Abstand 

von 0,30 m zwischen der Wurzelsperre 

und der Außenhaut der Versorgungsan-

lage nicht unter-schritten wird (erforderli-

cher Arbeitsraum bei der Beseitigung von 

Störungen). Die genannten, auf Versor-

gungsleitungen anzuwendenden Krite-

rien gelten sinngemäß auch für kreu-

zende Hausanschlussleitungen.  

Bezüglich der Raumwärmeversorgung 

des Plangebietes nehmen wir wie folgt 

Stellung:  

In der Ratssitzung am 27.1.2011 haben 

die Stadtwerke Bielefeld das Energiekon-

zept 2020 vorgestellt, welches auf den 

am Energiekonzept der Bundesregierung 

angelehnten und formulierten Zielen der 

Stadt Bielefeld zugunsten einer nachhal-

tigen, klimafreundlichen Versorgung mit 

Elektrizität und Wärme für die Stadt 

Bielefeld basiert. 

Das Konzept sieht auf der Grundlage der 

in 2010 erarbeiteten „Wärmebedarfsstu-

die Bielefeld“ u.a. nachfolgende Schwer-

punktziele vor: 

• Senkung des CO2-Ausstoßes für 

Bielefeld 

Ein Fernwärmeanschluss für das Plange-

biet ist bereits vorhanden und wird auch 

schon für die Interimsschule genutzt wer-

den. 
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• Erreichen einer hohen KWK-

Quote für Bielefeld bis 2020 

• Ausbau der dezentralen KWK-

Stromerzeugung 

Mit dem zertifizierten, günstigen „Primär-

energiefaktor“ der Fernwärme in Bielefeld 

können die hohen Anforderungen der 

Energieeinsparverordnung problemlos 

erfüllt werden. Zur Erzeugung von 1 kWh 

Nutzwärme im Haus wird rechnerisch le-

diglich 0,105 kWh Primärenergie bei Nut-

zung der Bielefelder Fernwärme aufge-

wendet. Da die Fernwärme zu über 96% 

in umweltfreundlicher und hocheffizienter 

Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt wird, ist 

sie im EEWärmeG als Versorgung den 

Regenerativen gleichgestellt und ist als 

gültige Ersatzmaßnahme anerkannt. 

Zur Erreichung der ehrgeizigen Klima-

ziele ist daher insbesondere ein Ausbau 

der klimafreundlichen und ressourcen-

schonenden Fernwärme notwendig, d.h. 

• Verdichtungen im bestehenden Fern-

wärmegebiet 

• Fernwärmeausbaumaßnahmen  

• Nahwärmekonzepte wie 

o Nahwärmeinseln  

o Objekt BHKW 

d.h. Versorgung eines/mehrerer 

benachbarter, größerer Gebäude 

o Mikro BHKW 

d.h. Versorgung einzelner1 bis 2-

Familienhäuser 

Mit Bezug auf den v.g. Sachverhalt regen 

wir an, die Begründung zu ergänzen und 

nachfolgenden Text zu übernehmen.  

„Auf der Grundlage des derzeit in der po-

litischen Beratung befindlichen Energie-

konzeptes der Stadtwerke Bielefeld 

GmbH empfehlen wir die Raumwärme-

versorgung   

• durch Verdichtungen im bestehen-

den Fernwärmegebiet sicherzustel-

len.“  

Abschließend behalten wir uns vor, im 

weiteren Verfahren gemäß § 4 (2) ggf. 

über die bereits genannten Anregungen 

hinaus Ergänzungen und Bedenken zu 

äußern.  
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2.13 

MOBIEL GMBH 

 

Schreiben vom 

18.12.2023 

 

Grundsätzlich weist der geplante Bil-

dungscampus aus verkehrlicher Sicht 

eine gute Lage an der Stadtbahnlinie 2 

mit den nahen Stadtbahn-Haltestellen 

Schillerstraße und Stadtheider Straße 

auf. Aus Sicht der moBiel GmbH sind 

aber verschiedene Sachverhalte frühzei-

tig in vertiefenden Verkehrsgutachten zu 

untersuchen und im B-Planverfahren vo-

rausschauend zu berücksichtigen: 

 

1. Verkehrsangebot 

Der neue Schulstandort dürfte zu Verla-

gerungseffekten führen; v.a. ist davon 

auszugehen, dass bspw. Schülerinnen 

und Schüler aus dem Raum Baumheide/ 

Milse/ Altenhagen schwerpunktmäßig 

den neuen Schulstandort anwählen. So-

mit könnten sich Entlastungen für den In-

nenstadtzulauf der Linie 2 aus Richtung 

Altenhagen ergeben sowie für tangenti-

ale Buslinien von Baumheide in Richtung 

Schildesche und Heepen. Da der neue 

Schulstandort aber grundsätzlich dem 

Auffangen steigender Schüler- und Schü-

lerinnenzahlen dient, wird es dem ent-

sprechend in anderen Schulverkehrsrela-

tionen Zuwächse geben. 

1.1 Stadtbahn 

Die Stellungnahme der moBiel GmbH 

zum Bebauungsplan Nr. III/3/27.02 wird 

zur Kenntnis genommen, den Anregun-

gen wird teilweise gefolgt. 

 

Das geforderte Verkehrsgutachten ist 

zum Entwurf fortgeschrieben und aktuali-

siert worden, es wird den Unterlagen des 

Bebauungsplans beigefügt. Auf die de-

taillierten Ausführungen in der Untersu-

chung wird ergänzend verwiesen.  

 

Zu 1. Verkehrsangebot 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

durch den neuen Schulstandort Verlage-

rungseffekte, aber auch Zunahmen hin-

sichtlich des Schülerverkehrs erwartet 

werden. 

 

1.1 Stadtbahn 

Sofern Verstärkerfahrten im Rahmen des 

Stadtbahnverkehrs  zu Schulbeginn 

und -schluss erforderlich werden, sind 

diese im Rahmen des schrittweisen Aus-

baus umzusetzen. Die dafür erforderli-

chen Fahrzeugplanungen und gegebe-

nenfalls notwendigen Neuanschaffungen 

sind nicht Bestandteil des Bauleitplanver-

fahrens. 



264. FNP-ÄNDERUNG UND BEBAUUNGSPLAN NR. III/3/27.02 AUSWERTUNG 

STAND: ENTWURF; JUNI 2026  SEITE 49 VON 69 

LFD. NR.  

EINWENDER 

DATUM 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

Die zu erwartenden hauptsächlichen 

Schülerströme aus der Innenstadt zum 

Bildungscampus treten entgegen der 

Hauptverkehrsströme auf. Zu vergleich-

baren anderen Schulstandorten sind aber 

trotz Einsatz von kapazitätsstarken Va-

mos-Stadtbahn-Fahrzeugen z.T. zusätz-

liche Verstärkerfahrten zu Stoßzeiten 

notwendig. Es ist davon auszugehen, 

dass auch durch den neuen Bil-

dungscampus Verstärkerfahrten auf der 

Stadtbahn-Linie 2 erforderlich werden. 

Für Zusatzverkehre eines neuen Schul-

standorts werden derzeit keine Fahr-

zeugreserven vorgehalten. Eine Stadt-

bahnfahrzeug-Neubestellung und neue 

ÖPNV-Leistungen wären im Rahmen der 

ÖPNV-Direktvergabe der Stadt Bielefeld 

zu prüfen und ggf. mit anderen Stadt-

bahn-Ausbaumaßnahmen (u.a. Stadt-

bahnverlängerung Hillegossen/ Senne-

stadt) zu kombinieren. Hierbei ist die Fi-

nanzierung für die Zusatzleistung und Zu-

satzfahrzeuge frühzeitig zu sichern, ein 

erforderlicher Vorlauf von mind. 42 Mo-

nate ist zu berücksichtigen. 

1.2 Bus 

Zurzeit weist das Gebiet keine Erschlie-

ßung durch Buslinien im Tagesverkehr 

auf. Gemäß dem 3. Nahverkehrsplan der 

Stadt Bielefeld ist aber eine neue Linie 42 

(Tangentiallinie Nordost) mit Führung 

entlang der Straße „Am Stadtholz“ und 

„Stadtheider Straße“ vorgesehen. Für 

diese Buslinie ist ein erweiterter Nutzer-

kreis anzunehmen, da diese auch wei-

tere, bereits bestehende Schulstandorte 

erschließt. Wir empfehlen eine frühzeitige 

Bestellung und Einrichtung dieser Linie. 

Hiermit wäre eine westliche Erschließung 

des neuen Bildungscampus mit Verbin-

dungen nach Sieker und Schildesche ge-

währleistet. Zusätzlich sind weitere Ände-

rungen im Bestandsnetz (u.a. Linie 31, 

Verstärkerfahrten, schulbezogene Busli-

nien) zu prüfen, jedoch aufgrund der gu-

ten Stadtbahnanbindung ggf. nicht not-

wendig. 

In Abstimmung mit dem Amt für Verkehr 

und der moBiel GmbH im Zuge der Ent-

wurfserarbeitung ist festgehalten worden, 

dass eine durchgängig erhöhte Taktung 

aufgrund von Engstellen im Stadtbahn-

tunnel nach aktuellem Stand nicht umge-

setzt werden kann.  

Generelle Kapazitätsengpässe bestehen 

nach Aussage des Verkehrsgutachtens 

insbesondere bei den Warteflächen an 

den Haltestellen. Diesen wird durch den 

Ausbau der Hochbahnsteige unter Be-

rücksichtigung des potenziell zu erwar-

tenden Fahrgastaufkommens begegnet.  

Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung 

ist das ÖPNV-Angebot analysiert wor-

den, zudem wurden Prognosen für das 

künftige Fahrgastaufkommen erstellt. 

Das Fahrgastaufkommen verteilt sich vor 

dem Hintergrund der Lage des Plange-

biets auf zwei Stadtbahnhaltestellen. Zu-

dem wird angenommen, dass sich die 

Personen während der Spitzenstunden 

innerhalb von ca. 40 Minuten vor Schul-

beginn beziehungsweise nach Schul-

ende an der Haltestelle einfinden. Da die 

Stadtbahn im 10-Minuten-Takt fährt, 

wurde das Fahrgastaufkommen der Spit-

zenstunde wiederum auf vier Intervalle 

aufgeteilt. Es wird angenommen, dass 

der am stärksten frequentierte Intervall 

etwa 20 Minuten vor und nach Schulbe-

ginn liegt und zu dieser Zeit 70 % dieser 

Schülerinnen und Schüler und 50 % die-

ser Lehrkräfte die Stadtbahn nutzen. 

 

1.2 Bus 

In Abstimmung mit dem Amt für Verkehr 

erfolgt im Rahmen der Einrichtung des 

Gymnasialstandorts die Anlage von zwei 

Bushaltestellen im Umfeld des Plange-

biets an der Straße Am Stadtholz. Diese 

werden über eine neu zu schaffende 

Fußwegeverbindung vom Gelände des 

Bildungscampus direkt erreicht. 

Die Umsetzung einer neuen Buslinie mit 

Haltestellen in der Straße Am Stadtholz 

am westlichen Ende der Campusmeile 

soll ebenfalls in diesem Zusammenhang 

erfolgen. Auf die Beratungsergebnisse 

zur Beschlussvorlage Drucksachen-
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Nummer 0006/2025-2030 des Amts für 

Verkehr wird diesbezüglich verwiesen. 

 2. Schulzeitentzerrung 

Aus den Erfahrungen und täglichen Her-

ausforderungen im Schülerverkehr ist 

aus unserer Sicht eine Umsetzung ent-

zerrter Unterrichtszeiten bei der hohen zu 

erwartenden Schüleranzahl dringend er-

forderlich. Zwischen den drei Schultypen 

innerhalb des Bildungscampus und/ oder 

anderen Schulstandorten der Innenstadt 

(z.B. Luisenschule) und Schildesche be-

wirkt eine Staffelung der Schulzeiten eine 

Verteilung zu erwartender Fahrgastzah-

len auf benachbarte Zeitfenster/ Fahr-

zeuge. Eine Kombination von Schulzei-

tenstaffelung und der Gunst bestimmter 

Verlagerungseffekte könnte u.U. den 

Mehrbedarf an Stadtbahnfahrzeugen 

und/ oder Bussen reduzieren. Dies wäre 

in einem vertiefenden Verkehrsgutachten 

zu untersuchen. Unabhängig hiervon ist 

auch die Verkehrssicherheit und der Be-

förderungskomfort, bspw. Vermeidung 

überfüllter Fahrzeuge und Haltestellen, 

zu bedenken. Es ist besonders zu beach-

ten, dass die Organisation der Sporthal-

lennutzung bzw. weiterer Gemeinschafts-

räume durch die Schulen eine Schulzei-

tenstaffelung durch eine entsprechende 

Aufteilung der Sporthallensegmente auf 

die Schulen berücksichtigt. 

Zu 2. Schulzeitenentzerrung 

Die Anregung, die Schulzeiten zwischen 

den geplanten Bildungs- und Sportein-

richtungen sowie gegebenenfalls in Ver-

bindung mit weiteren Schulstandorten in 

der Innenstadt zu entzerren, wird zur 

Kenntnis genommen. Eine Schulzeitent-

zerrung ist grundsätzlich denkbar, aber 

nicht Gegenstand der vorliegenden Bau-

leitplanung. Diese organisatorischen 

Maßnahmen können im Zuge der Umset-

zung berücksichtigt werden. 

 3. Infrastruktur 

Aufgrund des neuen Schulstandortes und 

der damit veränderten und induzierten 

Verkehrsbelastungen, ist eine Anpas-

sung der ÖPNV-Infrastruktur unaus-

weichlich. Im Hinblick auf Planung, Fi-

nanzierung und Umsetzung hat die Ab-

stimmung zwischen den beteiligten Äm-

tern und Trägern öffentlicher Belange 

frühzeitig und regelmäßig zu erfolgen. 

3.1 Stadtbahn 

Die Hochbahnsteige Schillerstraße und 

Stadtheider Straße erschließen den 

neuen Bildungscampus im nördlichen 

Bereich. Beide Hochbahnsteige sind für 

den Schülerverkehr aufgrund fehlender 

Breite nicht ausgelegt und weisen jeweils 

nur einen Abgang zu einem signalisierten 

Zu 3. Infrastruktur 

Die Hinweise auf notwendige Anpassun-

gen der ÖPNV-Infrastruktur werden zur 

Kenntnis genommen. Im Rahmen der 

Entwurfserarbeitung hat eine Abstim-

mung der Verkehrsuntersuchung inklu-

sive der darin vorgeschlagenen Maßnah-

men sowie der weiteren Projektplanung 

mit der moBiel GmbH als Verkehrsbetrieb 

stattgefunden.  

3.1 Stadtbahn 

Der Zugang zum Bildungscampus erfolgt 

gemäß aktuellem Planungsstand primär 

von der Feldstraße und aus dem Knoten-

punktbereich mit der Herforder Straße 

sowie über die Fußwegeverbindung von 

der Straße Am Stadtholz.  
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Überweg auf. Für den pulkartigen Schü-

lerverkehr sind ausreichend breite Auf-

stell-, Ein- und Ausstiegsflächen, sowie 

mehrere Zugänge zum Bahnsteig aus 

Gründen der Verkehrssicherheit und des 

Stadtbahn-Betriebs aus unserer Sicht er-

forderlich. 

Zur Haupterschließung des Bil-

dungscampus liegt der Hochbahnsteig 

Schillerstraße am günstigsten. Aufgrund 

der zu erwartenden hohen Fahrgastbe-

lastung kann die Kapazität des Bahnstei-

ges nur durch eine Verbreitung und/oder 

Verlängerung des Bahnsteiges sowie 

Gleisanpassungen erweitert werden. 

Hierfür ist die Aufgabe der Linksabbiege-

spur Herforder Straße stadtauswärts 

und/oder eine Verschiebung der nördli-

chen Fahrbahn in den Parkstreifen/ Geh-

wegbereich (Erwerb des Grundstücks-

streifens vor der „Lagerbox“) zu prüfen. In 

jedem Falle ist eine neue Westanbindung 

des Bahnsteiges mit Fußgängerüberwe-

gen in die Planungen mit aufzunehmen, 

um unsicheren Straßenquerungen vorzu-

beugen. 

Der Hochbahnsteig Stadtheider Straße 

liegt etwas abseits des Bildungscampus, 

eine leicht höhere Fahrgastbelastung ist 

ebenfalls zu erwarten. Hier ist eine gerin-

gere Kapazitätserweiterung durch Ver-

längerung und/oder Verbreiterung des 

Bahnsteiges, Änderung des Straßen-

querschnitts mit Wegfall von Parkplätzen 

und Anpassung der Gleise zu prüfen. 

Eine Ostanbindung des Bahnsteiges mit 

Fußgängerüberwegen ist ebenfalls zu 

prüfen. 

Die Kosten (Bahnsteige, Gleise, Fahrlei-

tung, Dach, Elektro, …) für beide Bahn-

steige wären vollumfänglich durch die 

Maßnahme zu tragen, da die Sanierung 

der Bahnsteige und Gleiskörper erst Mitte 

/ Ende der 2010er Jahre abgeschlossen 

wurde. 

3.2 Bus 

Zur Einrichtung der Linie 42 gemäß des 

3. Nahverkehrsplanes der Stadt Bielefeld 

sind neue Haltestellen erforderlich. 

Standorte im Bereich der Straße „Am 

Stadtholz“ sind mit der Anlage einer aus 

unserer Sicht notwendigen Fußwegever-

Die Bushaltestellen an der Straße Am 

Stadtholz können die Personen, die mit 

dem ÖPNV anreisen, über die neu zu 

schaffende Fußwegeverbindung im Wes-

ten des Plangebiets (Campusmeile) ab-

seits des Kfz-Verkehrs erreichen. Die Zu-

wegung von der Stadtbahnhaltestelle 

Schillerstraße erfolgt im Kreuzungsbe-

reich Herforder Straße/Feldstraße. Durch 

die Abbindung der Feldstraße für den 

motorisierten Verkehr können Gefähr-

dungen durch abbiegende Fahrzeuge re-

duziert werden. 

Im Zuge der Planung des Bildungscam-

pus werden zudem zusätzliche Bewe-

gungsflächen im Kreuzungsbereich von 

Feldstraße und Herforder Straße berück-

sichtigt, um vor dem geplanten vollständi-

gen Umbau der Herforder Straße die 

Ausbildung von Wartebereichen für eine 

sichere Querung der Herforder Straße 

zum Hochbahnsteig der Haltestelle Schil-

lerstraße auch in Stoßzeiten mit großen 

Schülerzahlen zu gewährleisten. Für 

diese Bewegungsräume werden keine 

überbaubaren Grundstücksflächen vor-

gesehen.  

Die Haupteingänge zu den geplanten 

Schulgebäuden werden im städtebauli-

chen Konzept von der südlichen und öst-

lichen Gebäudeseite mit Ausbildung mar-

kanter Vorplatzsituationen vorgesehen. 

Durch diese Wegeführung kann eine 

möglichst sichere Erschließung des 

Campus ohne Hauptzugänge direkt von 

der Herforder Straße sichergestellt wer-

den, bis der Umbau der Herforder Straße 

abgeschlossen ist. 

Der notwendige Ausbau der Stadtbahn-

haltestellen mit einer Verbreiterung der 

Bahnsteige ist mit Blick auf die Schulent-

wicklung bereits geplant. Umfang und 

konkrete Ausgestaltung der Bahnsteige 

werden durch das Amt für Verkehr ge-

prüft und in einem eigenständigen Ver-

fahren umgesetzt. Die Anbindung des 

Schülerverkehrs soll konsequent über die 

Feldstraße und die Straße Am Stadtholz 

erfolgen, ein Hauptzugang für die Schü-

lerschaft von der Herforder Straße wird 

im Rahmen der Planungen nicht ange-

strebt. 
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bindung von der Straße „Am Stadtholz“ 

zum Schulcampus aufeinander abzustim-

men. Die Anlage von Querungshilfen 

über die Straße „Am Stadtholz“ ist zu prü-

fen. 

Das Rundschreiben der Stadt Bielefeld 

(Amt für Verkehr, 660.22) „Verkehrliche 

Anforderungen an Bildungs- und Betreu-

ungseinrichtungen bei Neu- oder Umbau-

ten“ vom 13.11.2023 ist zu beachten. 

3.2 Bus 

Im Rahmen der Planung des Interims-

schulgebäudes sind die Anlage der Bus-

haltestelle sowie der Fußwegeverbin-

dung inklusive Querungsmöglichkeit der 

Straße Am Stadtholz mit einer Ampelan-

lage bereits geplant und abgestimmt wor-

den (siehe Drucksachen-Nummer 

0006/2025-2030). 

Die verkehrlichen Anforderungen des 

Amts für Verkehr der Stadt Bielefeld an 

Bildungs- und Betreuungseinrichtungen 

bei Neu- oder Umbauten werden im Zuge 

der Erschließungsplanungen berücksich-

tigt. Weiterer Handlungsbedarf im Rah-

men der Bauleitplanung wird nicht gese-

hen. Die Umsetzung der Maßnahmen 

wird gegenwärtig bereits vorbereitet und 

wird im weiteren Verlauf der Planung 

schrittweise entsprechend der Entwick-

lung des Bildungscampus fortgeführt. 

 Anmerkungen und Ergänzungen zu 

den Allgemeinen Zielen und Zwecken 

des BPL-Nr. III/3/27.02 Bildungscam-

pus Herforder Straße / Feldstraße: 

• Der Satz (Seite C – 2) „Durch die in 

unmittelbarer Umgebung vorhan-

dene ÖPNV-Anbindung mit Straßen-

bahnanschluss …“ sollte geändert 

werden in: „Durch die in unmittelbarer 

Umgebung vorhandene ÖPNV-Er-

schließung durch die Stadtbahnlinie 

2 …“ 

Der Absatz (Seite C -10) „Aus dem ge-

samten Planungsgebiet können in einem 

Radius von 400 m Haltestellen des öf-

fentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

erreicht werden. Im unmittelbaren Umfeld 

des Plangebietes befinden sich die Stadt-

bahnhaltestellen Stadtheider Straße und 

Schillerstraße, die in einem 10-minütigen 

Takt mit der Linie 2 an den Ortsteil Alten-

hagen sowie die Innenstadt angebunden 

sind. Südlich des Plangebietes verkehrt 

außerdem die Buslinie 23 zweimal pro 

Stunde und bietet ebenfalls Anschluss an 

die Innenstadt.“ sollte geändert werden 

in: ) „Das gesamte Planungsgebiet wird 

unter Annahme eines Erschließungsra-

dius von 400 m von den vorhandenen 

Haltestellen des öffentlichen Personen-

Die Angaben zur ÖPNV-Erschließung in 

der Begründung des Bebauungsplans 

werden unter Berücksichtigung der Anre-

gungen der moBiel GmbH zum Entwurf 

sinngemäß angepasst. 
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nahverkehrs (ÖPNV) erschlossen. Im un-

mittelbaren Umfeld des Plangebietes be-

finden sich die Stadtbahnhaltestellen 

Stadtheider Straße und Schillerstraße, 

die in einem 10-minütigen Takt von der 

Linie 2 Altenhagen – Milse – Baumheide 

- Innenstadt – Sieker bedient wird. Süd-

lich des Plangebietes verkehrt im Zuge 

der Petristraße außerdem die Buslinie 

23, die halbstündlich zwischen der Rad-

rennbahn und der Innenstadt verkehrt.“ 

2.22 

INDUSTRIE- 

UND HAN-

DELSKAMMER 

OSTWESTFA-

LEN ZU BIELE-

FELD 

Schreiben vom 

14.12.2023 

 

Wir weisen im Zusammenhang mit dem 

vorliegenden Verfahren auf den großen 

Mangel an gewerblichen Bauflächen in 

der Stadt Bielefeld hin. Die Stadt Biele-

feld muss eine Abwägung zwischen ver-

schiedenen Belangen der städtebauli-

chen Entwicklung finden. Jedoch ging 

diese Abwägung in den vergangenen 

Jahren stets zu Lasten der gewerblichen 

Entwicklung, sodass derzeit mehrere 

Bauleitplanverfahren in Bearbeitung sind, 

bei denen die Stadt bestehende gewerb-

liche Flächen in andere Nutzungen um-

widmet (vgl. z. B. auch I/S 71 und wei-

tere). Dabei liegt das Flächenangebot für 

Unternehmen bei nahezu null. Die letzten 

Angaben der Stadt beziehen sich auf 

eine Fläche von 0,21 ha in der Bollstraße, 

die durch die BBVG vergeben wird. Jeder 

in Aufstellung befindliche Bebauungs-

plan, der statt einer weiteren gewerbli-

chen Nutzung eine andere Nutzung vor-

sieht, ist besonders kritisch zu prüfen, um 

nicht weitere Unternehmen aus der Stadt 

zu verdrängen. Den Unterlagen ist nicht 

zu entnehmen, dass für die Fläche durch 

die Stadt eine weitere gewerbliche Ent-

wicklung geprüft wurde, bevor das Vor-

kaufsrecht ausgeübt wurde.  

Der vorgelegte Bebauungsplan wider-

spricht damit den Überlegungen und 

Handlungsempfehlungen der Stadt zur 

Reaktion auf den akuten Gewerbeflä-

chenmangel entsprechend der Vorlage 

„Aktuelle Lage der Bielefelder Wirtschaft 

und des Gewerbeflächenmarktes“ 

(Drucksache 6263/2020-2025) an den 

Haupt-, Wirtschaftsförderungs- und Be-

teiligungsausschuss vom 7. Juni 2023. 

Bitte prüfen sie den Bebauungsplan Nr. 

III/3/27.02 deshalb trotz des hohen Be-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. Sie betrifft sowohl die Neu-

aufstellung des Bebauungsplans als 

auch die FNP-Änderung. 

Die Stadt Bielefeld strebt im Rahmen ih-

rer städtebaulichen Entwicklung an, den 

Bedarf an Wohnraum, Gewerbeflächen 

und Bildungsangeboten etc. möglichst 

präzise zu decken. Dabei kommt es na-

turgemäß aufgrund der begrenzten Flä-

chenverfügbarkeit immer wieder zu Ziel-

konflikten. 

Am gewählten Standort des vorliegenden 

neuaufzustellenden Bebauungsplans 

zeichnet sich eine heterogene städtebau-

liche Struktur ab. Die Nutzungsstruktur 

wird neben der gewerblich-industriellen 

Prägung auch durch Nutzungen aus dem 

Dienstleistungssektor sowie Wohnen 

durchmischt. 

Aufgrund der Lage im zentralen Innenbe-

reich des Stadtgebiets und der guten 

ÖPNV-Anbindung eignet sich die Fläche 

besonders für die Entwicklung eines Bil-

dungsstandorts, insbesondere mit Blick 

auf die anzusprechenden Personengrup-

pen, die vermehrt auf die Nutzung des 

ÖPNV sowie des Fuß- und Radverkehrs 

angewiesen sind.  

Auch mit Blick auf die erforderliche Flä-

chengröße stehen zurzeit im erweiterten 

Innenstadtbereich beziehungsweise im 

Stadtbezirk Mitte keine Alternativen zum 

vorgesehenen Standort des Bil-

dungscampus zur Verfügung. Vorliegend 

besteht aufgrund des Gebäudebestands 

der Firma Seidensticker zudem ein wert-

volles Potenzial zur Nachnutzung vor-

handener Ressourcen und damit zur Be-
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darfs an Schulplätzen noch einmal kri-

tisch. Sofern der Plan in der vorgelegten 

Form weiterverfolgt wird, gehen in der 

Stadt mehrere Hektar gewerblicher Bau-

flächen verloren. Diese müssten entspre-

chend der Empfehlungen der städtischen 

Wirtschaftsförderung dann dringend an 

anderer Stelle neu geschaffen werden.  

Bitte beziehen Sie uns auch im weiteren 

Planverfahren mit ein.   

rücksichtigung der grauen Energie. Eine 

effektive Nachnutzung durch gewerbliche 

Nutzungen sowie der Erhalt der prägen-

den Freifläche im Süden des Plangebiets 

könnten bei einer nachfolgenden gewerb-

lich-industriellen Nutzungen nicht gesi-

chert werden. Im Rahmen der schuli-

schen Nutzungen werden diese Flächen 

als Spiel- und Sportflächen ohnehin be-

nötigt. 

Der Regionalplan OWL stellt das Plange-

biet als Allgemeinen Siedlungsbereich 

dar und entspricht damit den oben ange-

sprochenen strukturellen Veränderungen 

und der zunehmenden Durchmischung 

des ehemaligen gewerblich-industriellen 

Bereichs. Gleichzeitig erfolgt an mehre-

ren Stellen im Stadtgebiet gegenwärtig 

die Neuaufstellung von Bebauungsplä-

nen, die der Ausweisung von Gewerbe- 

und Industriegebieten dienen. Hierfür 

werden primär die regionalplanerisch 

ausgewiesenen Bereiche für gewerbliche 

und industrielle Nutzungen genutzt, die 

prioritär für emittierende Nutzungen vor-

gehalten werden sollen, die in anderen 

Baugebieten wegen der von ihnen aus-

gehenden erheblichen Belästigungen 

nicht zugelassen werden können. Dar-

über hinaus befinden sich weitere ge-

werblich genutzte oder potenziell zu nut-

zende Flächen in einer städtebaulichen 

Neuordnung, um die Nutzung vorhande-

ner Flächen künftig zu verbessern.  

Im Ergebnis wird an der Nutzungsände-

rung durch die vorliegende Bauleitpla-

nung und der Entwicklung des Bil-

dungscampus an dem ehemals gewerb-

lich-industriell genutzten Standort unter 

Abwägung des kommunalen Bedarfs an 

Schulen und Gewerbeflächen gegen- 

und untereinander und mit Blick auf die 

vorhandenen Standortfaktoren festgehal-

ten. 

2.36  

LANDESBÜRO 

DER NATUR-

SCHUTZVER-

BÄNDE NRW 

Aufgrund des Neuaufstellungsbeschlus-

ses des Stadtentwicklungsausschusses 

der Stadt Bielefeld vom 24.10.2023 ist die 

frühzeitige Beteiligung auch der Träger 

öffentlicher Belange initiiert worden. Sie 

sind unter anderem mit der Steuerung 

der Öffentlichkeitsbeteiligung des oben 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen, den Anregungen wird teil-

weise gefolgt. Die Stellungnahme ist 

zum Bebauungsplan abgegeben worden. 

Für die vorliegende Flächenentwicklung 

ist keine Neuinanspruchnahme bisher 

unbebauter Flächen erforderlich. Zudem 
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Schreiben vom 

30.11.2023 

 

genannten Baugebiets beauftragt. Von 

dem Träger öffentlicher Belange LNU 

NRW e.V. bin ich nun mit der Stellung-

nahme beauftragt:   

Ziel der Planung ist, auf dem bisherigen 

Gelände des ehemaligen Produktionsbe-

triebes der Firma Seidensticker Baurecht 

für eine Nutzung als Schule für den sie-

benzügigen Sekundarstufe I Bereich und 

vierzügigen Sekundarstufe II Bereich zu 

schaffen.  

1. Gebiets- und Vorhabenbeschrei-

bung  

Die 4,1 ha große Fläche liegt auf dem Rü-

cken des unteren Lias, geringfügig be-

deckt mit saaleeiszeitlichen Schmelzwas-

sersanden, auf Gley-Podsolböden mit 

geringer Wertzahl von 15 bis 25 Boden-

punkten in der Liasmulde des Ravens-

berger Hügellandes. Neben den Indust-

riegebäuden der Firma Seidensticker und 

der Firma Erdmann & Dohmke finden wir 

einige Wohnhäuser, deren Parzellenzu-

schnitt darauf schließen lässt, dass es 

sich um Grundstücke aus der Urerschlie-

ßung des 5. Kantons Anfang des 19. 

Jahrhunderts handelt. Diese Grundstü-

cke waren Kleinsiedlergrundstücke in 

meist Halbsubsistenzwirtschaft.  

Bis zum 2. Weltkrieg, teilweise sogar 

heute noch, sind die Flächen überwie-

gend als Ackerland und Gartenbauland 

genutzt worden, nach dem Krieg nahm 

die Entwicklung von Gewerbe- und In-

dustrieflächen stetig zu.  

Mittlerweile ist fast die gesamte Fläche 

bis auf eine parkartige, gärtnerisch ge-

staltete Fläche im südlichen mittleren Be-

reich sowie den Privatparzellen vollstän-

dig versiegelt. Diese Gartenanlage muss 

in den frühen 70er Jahren aus den Res-

ten der Acker- und Gartenparzellen ge-

schaffen worden sein.  

Die Ausgestaltung des Planvorhabens ist 

einem auszuschreibenden Architekten-

wettbewerb vorbehalten. Der Nutzungs-

plan enthält lediglich die maximale Kuba-

tur der Baukörper.  

Begrüßt wird, dass der Nutzungsplanent-

wurf vorsieht, sich streng am vorhande-

nen Bestand zu orientieren und nur we-

liegt sie im zentralen Innenbereich des 

Stadtgebiets und ist über den ÖPNV sehr 

gut angebunden. Aus diesem Grund wird 

die Entwicklung des Bildungscampus an 

diesem Standort unter Berücksichtigung 

der Bedarfe und der Planungsziele ver-

folgt. 

Die vorgesehene Entwicklung der Fläche 

erfordert die Festsetzung einer Fläche für 

Gemeinbedarf. Innerhalb des Plange-

biets sollen neben den Schulbauten auch 

die erforderlichen begleitenden Infra-

strukturen geschaffen werden. Dazu zäh-

len Sportflächen und Sporthallen zur De-

ckung der Bedarfe auf Schul- und Ver-

einssportebene, aber auch ein Quartiers-

parkhaus. 

Die Planung innerhalb eines im Bestand 

stark verdichteten und hochversiegelten 

Siedlungsraums erfolgt unter Berücksich-

tigung stadtklimatischer Aspekte auch mit 

dem Ziel, eine Flächenentsiegelung zu 

erreichen. 

Zu den einzelnen thematisierten Aspek-

ten wird wie folgt Stellung genommen: 

Zu Artenschutz: 

Im Rahmen der Entwurfserarbeitung ist 

ein Artenschutzfachbeitrag erstellt wor-

den. Die vorhandenen Baumbestände 

sind in diesem Zuge auf ihre Eignung als 

Fortpflanzungs- und Ruhestätte für pla-

nungsrelevante Arten überprüft sowie die 

zum Umbau oder Abbruch vorgesehenen 

Gebäude im Plangebiet hinsichtlich ihres 

artenschutzfachlichen Potenzials unter-

sucht worden. 

Insgesamt wurden vereinzelt potenzielle 

Strukturen für planungsrelevante Fleder-

maus- und Vogelarten an Bäumen sowie 

Gebäuden festgestellt.  

Eine Nutzung der Strukturen als Wochen-

stube oder Winterquartier durch Fleder-

mäuse konnte nicht nachgewiesen wer-

den. Da bezüglich der Nutzung vor allem 

durch Einzeltiere Restunsicherheiten 

aber nicht ausgeschlossen werden konn-

ten und die betroffenen Gebäude im 

Zuge der Umnutzung abgebrochen sowie 

gegebenenfalls Teile der Bäume gefällt 

werden, werden im Artenschutzbeitrag 
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nige Quadratmeter zusätzlich der poten-

tiellen weiteren Versiegelung preisgege-

ben werden.  

Für den wachsenden Bedarf an Schul-

raumflächen ist im Entwurf die Umnut-

zung der Gewerbeflächen an dieser 

Stelle plausibel dargelegt. In der Tat 

scheint es schlüssig, an dieser sehr gut 

erschlossenen Stelle der Bielefelder 

Kernstadt eine Umnutzung in den tertiä-

ren Bereich anzugehen.  

Die Entwicklung in Bielefeld zeigt auf, 

dass sich die Nutzungen in Gewerbege-

bieten immer weiter mischen und die 

Tendenz zu Mischgebieten aufweisen. 

Diese Entwicklung ist nicht negativ, son-

dern positiv zu bewerten, aus diesem 

Grunde wird das Vorhaben auch vom Na-

turschutz im Grundsatz begrüßt.  

 

2. Rechtlicher Status der Flächen  

Auf Grund ihrer Lage in der Kernstadt, 

werden weder Natur- und Landschafts-

schutz, noch der Landschaftsplan Biele-

feld Ost tangiert. Auch das Zielkonzept 

Naturschutz sieht diese Flächen als für 

den Naturschutz weniger relevant an.  

Die ersten schützenwerten Biotope in 

circa einem Kilometer Entfernung werden 

durch das Vorhaben nicht berührt wer-

den.   

 

3. Schutzgut Pflanzen, Tiere  

Gleichwohl sind die auf der Planfläche 

befindlichen Biotope von wenigstens mitt-

lerem ökologischem Wert. Die parkartige 

Gartenanlage bietet zahlreichen Garten-

vögeln Futter und Nistmöglichkeiten.   

Zwar liegen nach bisherigem Kenntnis-

stand der Planungsbehörde keine Er-

kenntnisse über Arten mit planungsrele-

vanten Schutzstatus vor, dieserhalb soll 

jedoch eine artenschutztechnische Prü-

fung vorgenommen und die notwendigen 

Maßnahmen getroffen werden.  

Gerechnet werden muss in den alten, ho-

hen Gemäuern mit planungsrelevanten 

Arten wie Mauerseglern (Apus apus) und 

Dohlen (Corvus monedula). Sie sind be-

sonders geschützt nach § 44 Abs.1 und § 

Maßnahmen formuliert, um im Rahmen 

der Planumsetzung den Eintritt arten-

schutzrechtlicher Verbotstatbestände 

auszuschließen. 

Die Gehölze im Plangebiet stellen poten-

zielle Brutplätze für den Girlitz dar. Ein 

Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten im Untersuchungsraum wird 

durch die Planung jedoch nicht gesehen, 

da die ökologische Funktion nach Ein-

schätzung des Artenschutzgutachtens 

durch den in 400 m Entfernung gelege-

nen Nicolaifriedhof weiterhin gegeben ist. 

Die im Plangebiet vorkommenden Ast- 

und Spechthöhlen an den Bäumen kön-

nen durch den Star als potenzielle Brut-

plätze sowie durch baumhöhlenbewoh-

nende Fledermäuse genutzt werden. Am 

Gebäude Feldstraße 111 sind im Rah-

men der artenschutzrechtlichen Unter-

suchung zudem zwei Mehlschwalben-

nester festgestellt worden. Da im Zuge 

der Planung ein Abbruch dieses Gebäu-

des zu erwarten ist und die betroffenen 

Höhlenbäume auf Ebene des Bebau-

ungsplans nicht planungsrechtlich gesi-

chert werden, sind hierfür Ersatzstruktu-

ren zu schaffen. 

Die durch das Gutachterbüro benannten 

Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnah-

men in Form von Ersatzstrukturen sowie 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Baufeldfreimachung werden, soweit er-

forderlich, im Bebauungsplan als spezifi-

sche Artenschutzmaßnahmen gemäß § 9 

Absatz 1 Nummer 20 BauGB festgesetzt 

oder sind im Zuge der Umsetzung bezie-

hungsweise als Auflage zur Baugenehmi-

gung zu beachten. 

Als Ausgleichsmaßnahmen sind Ersatz-

quartiere für gebäudebewohnende Fle-

dermäuse, Ersatzhöhlen für Star und Fle-

dermaus sowie Kunstnester für die Mehl-

schwalbe zu schaffen. Da bei den Mehl-

schwalbennestern eine Nutzung bekannt 

ist, sichert ergänzend zur verbindlichen 

Vorgabe der Maßnahme eine aufschie-

bend bedingte Festsetzung in diesem 

Fall, dass Ersatznester vor dem Eingriff 

geschaffen werden. 
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7 Abs. 2 Ziffer 13. b) bb) BNatSchG i.V.m. 

Richtlinie 79/409/EWG und Anhang II 

Richtlinie 2009/147/EG.  

Ebenfalls muss mit Gebäudefledermäu-

sen wie der Zwergfledermaus ( Pipistrel-

lus pipistrellus) und der Breitflügelfleder-

maus (Eptesicus serotinus), die ihre 

Wohnhabitate in alten Gebäuden haben 

und deren Lebenssituation gemäß § 44 

BNatSchG nicht verschlechtert werden 

darf. Beide Arten sind im Messtischquad-

ranten 3917.3 sicher nachgewiesen und 

planungsrelevante Arten nach § 44 

BNatSchG i.V.m. Anhang IV der FFH - 

Richtlinie. Sie dürfen in ihren Jagdrevie-

ren nicht gestört werden. Daher sind in je-

dem Fall Schutzmaßnahmen zu ergrei-

fen.   

Selbstverständlich kommen auch die kul-

turfolgenden Säugetiere wie Igel, Wildka-

ninchen Steinmarder, besonders ge-

schützt nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG, 

und auch der nicht schutzbedürftige 

Waschbär auf den Flächen vor.   

Mit Amphibien oder Reptilien ist nicht zu 

rechnen.  

Schützenswert sind die im östlichen Be-

reich der Flächen befindlichen alten Gar-

tenbäume, zum Beispiel mehrere alte 

Süßkirschen (Prunus avium agg.), Gold-

regen (Laburnum anagyroides), Hänge 

Birken (Betula pendula) sowie die Park-

bäume, die teilweise sicherlich älter sind 

als die Parkanlage. Denn, während ei-

nige Parzellen dort noch in den 20er Jah-

ren des 20. Jahrhunderts beackert wur-

den, standen auf anderen Bäume, die of-

fensichtlich nicht gefällt wurden.  

Wir finden dort schöne Buchen (Fagus 

sylvatica), Stieleichen (Quercus robur), 

Spitzahorn (Acer pseudoplatanus), Plata-

nen (Platanus x hispanica), Eiben (Taxus 

baccata), Fichten (Picea abies), Schein-

zypressen (Chamaecyparis lawsoniana) 

und andere Parkbäume, die auch nach 

dem Entwurf erhalten bleiben sollen, da 

die Flächen als Schulhof genutzt werden 

können. Keinesfalls darf es hier zu zu-

sätzlichen Versiegelungen kommen.  

Die Gebäude Herforder Straße 196a und 

200 sowie Feldstraße 111 weisen Struk-

turen auf, die sich als Quartiere für Fle-

dermäuse eignen und werden im Rah-

men der kurzfristigen Entwicklung des 

Bildungscampus voraussichtlich abgeris-

sen. Neben der Schaffung der Ersatz-

quartiere sind, um das Töten und Verlet-

zen von Fledermäusen (§ 44 Absatz 1 

Nummer 1 BNatSchG) zu vermeiden, die 

Abbrucharbeiten auf die Schwärmphasen 

bzw. den Zeitraum außerhalb der Aktivi-

tätszeit zu reduzieren. Alternativ sind ab-

bruchbegleitende Besatzkontrollen 

durchzuführen. Da die dort vorhandenen 

Jalousiekästen mögliche Winterquartiere 

darstellen, sind sie ganzjährig im Rah-

men einer fachgutachterlichen Besatz-

kontrolle zu demontieren. 

Des Weiteren werden die allgemeinen ar-

tenschutzfachlichen Regelungen zur Be-

rücksichtigung im Rahmen des Bauge-

nehmigungsverfahrens als Hinweise auf-

genommen. Dies betrifft insbesondere 

die Beschränkung von Arbeiten im Zu-

sammenhang mit Gebäudeabbruch, Ro-

dung und Baufeldräumung auf den Zeit-

raum außerhalb der Brut- und Aufzucht-

zeit von Vögeln vom 1. Oktober bis 28. 

Februar sowie die Besatzkontrolle von 

Höhlenbäumen vor deren Inanspruch-

nahme. 

Der kurzfristige Umgang mit dem vorhan-

denen Teich sowie den Wohngebäuden 

auf privaten Flächen im Plangebiet ist 

zum aktuellen Stand noch nicht abseh-

bar. Hier sind zum Zeitpunkt eines bauli-

chen Eingriffs Kontrollen auf mögliche ar-

tenschutzrechtliche Konflikte durchzufüh-

ren und die erforderlichen Artenschutz-

maßnahmen im Abstimmung mit der Un-

teren Naturschutzbehörde umzusetzen.  

Eine Betroffenheit nach § 44 Absatz 1 

Nummern 1 bis 3 BNatSchG durch die 

Planung kann unter Berücksichtigung der 

im Artenschutzfachbeitrag festgehalte-

nen Maßnahmen ausgeschlossen wer-

den. Die verbindlich festgesetzten Ver-

meidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

können innerhalb des Plangebiets umge-

setzt werden. 
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4. Schutzgut Mensch  

a) Lärm  

Der Blick auf die Karte des Umgebungs-

lärms zeigt, dass Lärmimmissionen weni-

ger von den südlich angrenzenden Ge-

werbebetrieben, noch von der Herforder 

Straße herrühren. Der erhebliche, stö-

rende Lärm der Eckendorfer Straße wird 

teilweise abgeschirmt durch hohe Mau-

ern der Betriebe am nördlichen Rand der 

Eckendorfer Straße. Auf der Eckendorfer 

Straße werden ein 24 Stunden Mittel von 

über 70 dB(A) gemessen, an der Herfor-

der Straße nur bis maximal 55 d (A) im 

Mittel.  

Der Planentwurf thematisiert die Proble-

matik passiven Immissionsschutzes sehr 

breit. Der Unterzeichner hat sich die 

Mühe gemacht, Anwohner im B-Plange-

Im Laufe des Planverfahrens ist der 

Baumbestand des Grundstücks an der 

Herforder Straße durch einen Sachver-

ständigen hinsichtlich seiner Vitalität und 

Erhaltungsperspektiven bewertet wor-

den. Die auf Grundlage des Gutachtens 

als besonders erhaltenswert bewerteten 

Bäume sind einzeln hinsichtlich einer 

möglichen Festsetzung zum Erhalt ge-

prüft worden. Im Bereich der heute vor-

handenen Grünfläche werden fünf 

Bäume nach § 9 Absatz 1 Nummer 25 b 

BauGB zum Erhalt festgesetzt, die so-

wohl während der Errichtung und dem 

Bestand der Interimslösung für das Gym-

nasium als auch im Zuge einer flexiblen 

Freiflächenentwicklung erhalten werden 

können. Der weitere Baumbestand soll 

im Rahmen der Außenflächengestaltung 

soweit wie möglich berücksichtigt wer-

den.  

Von einer Festsetzung weiterer Bäume 

zum Erhalt wird zugunsten der Einrich-

tung eines Interimsbaus für das dringend 

benötigte Gymnasium sowie vor dem 

Hintergrund zu schaffender Freiflächen-

nutzungen, wie zum Beispiel Sportanla-

gen, abgesehen. Sollte ein Erhalt der be-

nannten Bäume im Zuge der Detailpla-

nung für die Freianlagen möglich sein, so 

können diese im Zuge der Umsetzung 

weiterhin berücksichtigt werden. Auf die 

Festsetzung der Bäume zum Erhalt wird 

somit verzichtet, um unbeabsichtigte Ein-

schränkungen aufgrund fehlender Flexi-

bilität in der Aufteilung der vorhandenen 

Freiflächen zu vermeiden.  

Insgesamt ist festzuhalten, dass ein mög-

lichst schonender Umgang mit den wert-

vollen Grünstrukturen im Rahmen der 

Planung durch die Stadt als Planungsträ-

gerin verfolgt wird. Die Konkretisierung 

der Projektplanung erfolgt auf der nach-

gelagerten Ebene durch die kommunalen 

Planungsträger. Eine Zunahme der Ver-

siegelung im Plangebiet insgesamt wird 

durch die festgesetzte Grundflächenzahl 

ausgeschlossen. Insbesondere die südli-

chen und westlichen Flächen, die bereits 

heute als Grünflächen sowie Stellplatzflä-

chen vorliegen, werden von den überbau-

baren Grundstücksflächen ausgenom-

men, sodass hier langfristig auf Basis des 
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biet, deren Grundstücke Bestandsschutz 

haben werden, zu der Thematik zu befra-

gen: Das Problem wird nicht im passiven 

Immissionsschutz, sondern im aktiven 

Immissionsschutz gesehen. Es wird be-

fürchtet, dass die Lautstärke von 1.550 

Schülerinnen und Schülern in den Pau-

senzeiten zu erheblichen Beeinträchti-

gungen führt, während die Nachbarschaft 

sich durch Gewerbe und Verkehr nicht 

sonderlich gestört fühlt.  

Der Planentwurf schlägt eine 5 Meter 

hohe Mauer zur Lärmabschirmung an der 

Südkante des Gebiets vor. Zwar mag die-

ses die Lärmimmissionen weiter mindern, 

doch andere Gründe des Klima- und Ar-

tenschutzes sprechen gegen eine solche 

Mauer. Es sollte daher untersucht wer-

den, ob diese tatsächlich notwendig ist.   

 

 

 

b) Klima  

Die Gewerbe- und Industriegebiete füh-

ren wegen ihrer extremen Versiegelung 

auf Grund der ebenerdigen Parkflächen 

zu bedrohlichen Wärmeinseleffekten. 

Das Gebiet selbst weist laut Klimaanaly-

sekarte Bielefeld eine um 5° höhere Tem-

Bebauungsplans keine umfassenden 

Hochbauten entstehen können.  

Auf die Begründung zum Bebauungsplan 

wird ergänzend verwiesen. 

 

Zu Immissionsschutz: 

Für die Aufstellung des Bebauungsplans 

ist ein Immissionsschutz-Gutachten er-

stellt worden, das die schalltechnischen 

Gegebenheiten für das Plangebiet, die 

sich durch die angrenzenden Verkehrs-

wege sowie die Gewerbe- und Industrie-

gebiete ergeben, ermittelt und vor dem 

Hintergrund anerkannter lärmtechnischer 

Regelwerke einordnet. Zudem werden 

die durch die Planung zu erwartenden 

Geräusche durch gewerbliche Lärmquel-

len sowie die Schülerinnen und Schüler 

prognostiziert. 

Verkehrslärm 

Der in der Stellungnahme vorgebrachten 

Darstellung einer geringeren Lärmbelas-

tung entlang der Herforder Straße wird 

auf Grundlage des aktuellen Schallgut-

achtens, das eine aktuelle Verkehrsprog-

nose ansetzt, nicht gefolgt. 

Im Schallgutachten werden bereits im 

Prognose-Nullfall entlang der Herforder 

Straße Beurteilungspegel erreicht, die 

sich im gesundheitsgefährdenden Be-

reich bewegen. Vor dem Hintergrund ist 

die ausführliche Abwägung möglicher 

passiver und aktiver Lärmschutzmaßnah-

men aus Sicht der Stadt gerechtfertigt. 

Auf die Begründung zum Bebauungsplan 

wird ergänzend verwiesen. 

Im Ergebnis erfolgt bezüglich des Ver-

kehrslärms die Festsetzung passiver 

baulicher Lärmschutzmaßnahmen auf 

der Grundlage von Lärmpegelbereichen. 

Von der Festsetzung einer Lärmschutz-

wand zum Schutz der Gebäude vor Ver-

kehrslärm wird aufgrund der dafür erfor-

derlichen Höhe und des Flächenbedarfs 

aus städtebaulichen Gründen entlang der 

Herforder Straße abgesehen. Der Schutz 

der Freiräume vor den Einwirkungen des 

Verkehrslärms kann durch ausreichend 

große Abstände auf den südlichen Frei-

flächen, die abschirmende Wirkung der 
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peratur als das Freiflächenmittel aus, die 

sich nach Klimaprognose mittags auf 43° 

und mehr erhöhen wird. Durch eine 5 Me-

ter hohe Mauer wird dieser Effekt sicher-

lich verstärkt, denn sie behindert den 

nächtlichen Kaltluftstrom erheblich.  Zwar 

thematisiert der Entwurf die wichtige Luft-

leitbahn im Flächenbereich der Herforder 

Straße, meint aber mit „optimierenden 

Maßnahmen“ die Problematik bewältigen 

zu können  

Ein Blick auf das aktuelle Luftbild zeigt 

deutlich, dass der Hauptgrund der Wär-

meinsel, die Parkplatzflächensituation ist.  

 

 

 

Am Beispiel des Parkplatzes von der 

Firma Portamöbel habe ich errechnet, 

wie sich die Entsiegelung einer Park-

platzfläche auf die Klimabilanz auswirken 

würde. Bereits nach 15 Jahren würde 

sich der Bau einer 3-stöckigen Parkpa-

lette klimatechnisch amortisieren, wenn 

man stattdessen Wald anpflanzen würde 

Gebäude oder in Teilbereichen durch Er-

richtung einer niedrigeren optionalen 

Lärmschutzwand gewährleistet werden. 

Einwirkender Gewerbelärm 

Zur Untersuchung des Gewerbelärms, 

der im Wesentlichen aus südlicher und 

westlicher Richtung auf das Plangebiet 

einwirkt, werden im vorliegenden Einzel-

fall nicht die tatsächlich auf das Plange-

biet einwirkenden Geräuschimmissionen 

aus den vorhandenen Gewerbebetrie-

ben, sondern die planungsrechtlich maxi-

mal zulässigen flächenbezogenen 

Schallleistungspegel der angrenzenden 

Gewerbe- und Industriegebiete berück-

sichtigt. Dies geschieht vor dem Hinter-

grund, bestehende, aber heute nicht aus-

geschöpfte Entwicklungsmöglichkeiten 

der Betriebe im Gewerbe- und Industrie-

gebiet ebenso wie gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse angemessen zu be-

rücksichtigen.  

Im Rahmen der Bauleitplanung bestehen 

keine normativen Grenzwerte für die Ge-

währleistung gesunder Wohn- und Ar-

beitsverhältnisse. Zur Beurteilung von 

Lärmimmissionen können im Sinne einer 

geordneten städtebaulichen Entwicklung 

lärmtechnische Regelwerke als Orientie-

rungshilfe herangezogen werden.  Ge-

mäß der DIN 18005 (Schallschutz im 

Städtebau) und der Technischen Anlei-

tung zum Schutz gegen Lärm sind in 

Mischgebieten tagsüber maximale Lärm-

pegel von 60 dB(A) zulässig. Aufgrund 

der allgemeinen Zulässigkeit von Woh-

nen in Mischgebieten gemäß BauNVO ist 

in der Rechtsprechung allgemein aner-

kannt, dass bei Einhaltung von Mischge-

bietswerten „gesundes Wohnen“ gege-

ben ist. 

Es ist festzustellen, dass  sowohl im Be-

reich des ehemaligen Betriebsgebäudes 

der Fa. Seidensticker als auch an den 

Wohngebäuden und der erweiterten 

Plangebietsfläche im Nordosten, ehe-

mals durch das Autohaus genutzt, Immis-

sionswerte von maximal 60 dB(A) durch 

den im Gutachten berücksichtigten Ge-

werbelärm erreicht werden. Auf das 

Schallgutachten und die Ausführungen in 
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und die notwendigen Stellflächen in einer 

Palette unterbringt:   

Eine dreistöckige Parkpalette auf dem 

Porta Möbel Gelände für sämtliche zur 

Zeit 420 oberirdischen Stellflächen würde 

nach neuesten Methoden (Q-Park 

Deutschland, Goldbeck Bau) 140 KG 

CO2 pro Stellplatz also etwa 59 Tonnen 

CO 2 insgesamt verursachen.  

Gleichzeitig bestünde die Möglichkeit, 

0,6792 ha Fläche zu entsiegeln und mit 

Wald zu bepflanzen.  

Laut Stiftung Unternehmen Wald spei-

chert ein Hektar Wald rund 6 Tonnen 

CO2 pro Jahr im Beispielsfall pro Jahr 

3,999 also rund vier Tonnen CO2.  

Das heißt die Umwandlung von Parkplät-

zen zu einer Parkpalette hätte sich CO2 

technisch gesehen in rund 15 Jahren 

amortisiert und würde obendrein betref-

fend das Lokalklima statt zum Klimaerhit-

zer zum dauerhaften CO2 – Speicher. Ei-

ner solcher Wald könnte im günstigsten 

Fall direkt vor Ort als Tiny Forest angelegt 

werden, um die klimawirksame Grün-

struktur südlich der Herforder Straße, ein 

„Mini Centralpark“, zu stärken.  

 

der Begründung des Bebauungsplans 

wird ergänzend insgesamt verwiesen. 

Da die südlichen und westlichen Flächen 

des Plangebiets, die als Aufenthalts- und 

Sportflächen vorgesehen sind, deutlich 

durch Lärmpegel oberhalb der Mischge-

bietswerte belastet sind, sind diese Berei-

che durch eine aktive Schallschutzmaß-

nahme abzuschirmen. Dadurch soll die 

Aufenthaltssituation soweit verbessert 

werden, dass gesunde Verhältnisse ge-

währleistet sind. Zur Abschirmung kann 

eine Lärmschutzwand dienen. Jedoch 

können im Südosten des Plangebiets, im 

Bereich bereits versiegelter Flächen, 

auch Gebäude diese Funktion überneh-

men. Im Bereich der Freiflächen kann der 

aktive Lärmschutz auch als begrünte 

Wall-Wand-Kombination oder multifunkti-

onal als Kletterwand ausgestaltet wer-

den. Die Festsetzung im Bebauungsplan 

eröffnet eine flexible Ausgestaltung des 

aktiven Lärmschutzes, sofern der erfor-

derliche Schallschutz erreicht wird. Zur 

Sicherstellung gesunder Aufenthaltsbe-

dingungen auf den Freiflächen der Schul-

nutzung ist aktiver Lärmschutz somit er-

forderlich. 

Ausgehender Lärm 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

nach Aussage des Einwenders in der 

Nachbarschaft Sorgen hinsichtlich des 

vom Plangebiet ausgehenden Lärms 

durch die Schulnutzung bestehen. Im 

Rahmen des Schallgutachtens sind auch 

die potenziellen ausgehenden Geräu-

sche durch den Bildungscampus ermittelt 

und anschließend durch die Stadt Biele-

feld unter Berücksichtigung des Bun-

desimmissionsschutzgesetzes und der 

planungsrechtlichen Rahmenbedingun-

gen bewertet worden.  

Die Geräusche, die durch Kinder von Kin-

dertageseinrichtungen oder Ballspielplät-

zen hervorgerufen werden, sind gemäß 

§ 22 Bundesimmissionsschutzgesetz 

(BImSchG) im Regelfall keine schädliche 

Umwelteinwirkung und aufgrund ihrer So-

zialadäquanz bei der Beurteilung nicht an 

den Immissionsgrenzwerten zu messen. 

Im Rahmen der vorliegenden Planung ist 

daher eine zweiteilige Immissionsberech-
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c) Ruhender Verkehr  

Eine Einhegung des ruhenden Verkehrs 

auf der Fläche ist jedenfalls wünschens-

wert. Der Plan geht davon aus, dass die 

auf dem Gelände befindlichen Stellflä-

chen ausreichend sind, die etwa 130 not-

wendigen Stellflächen für die 167 Be-

schäftigten zu errichten. Hierzu sind fol-

gende Feststellungen zu treffen. Die 

Schülerschaft benötigt zunächst einmal 

überhaupt keine Stellflächen, siehe unter 

d). Aber auch das Lehrerkollegium benö-

tigt erheblich weniger Stellflächen. Laut 

neuester Haushaltsbefragung 

(https://www.bielefeld.de/node/25533, 

NW 22.11.2023) zum Modal-Split, nutzen 

im Stadtbezirk Mitte erheblich mehr Per-

sonen den Umweltverbund als im Schnitt. 

Lediglich 32 % nutzen das KFZ und be-

reits 31% ein Fahrrad, daher ist gerecht-

fertigt, für die zu erwartenden 167 Be-

diensteten höchstens 54 Stellplätze vor-

zusehen. Andere Schulstandorte in der 

Innenstadt haben noch weniger Stell-

platzflächen.  

Eine dreistöckige Parkpalette für dreimal 

20 Fahrzeuge kann dieses leisten und 

würde die Möglichkeit schaffen, wie wei-

ter oben ausgeführt, dort einen Tiny Fo-

rest zur Klimastabilisierung einzurichten. 

Mindestens 70 bereits vorhandene Stell-

flächen und mindestens 1.000 m² As-

phaltflächen könnten dafür entsiegelt 

werden.  

Daher sollte nicht nur der Parkbereich vor 

Versiegelung geschützt werden, sondern 

auch weite Bereiche der Stellplatzflä-

chen. In diesem Zusammenhang wird 

nung vorgenommen worden. Die Berech-

nung der Immissionen, die durch die Pla-

nung voraussichtlich verursacht werden 

können, wurde einmal unter Berücksich-

tigung des Kinderlärms und einmal für die 

nach BImSchG relevanten Geräusch-

quellen durchgeführt, um beide Auswir-

kungen beurteilen und in die Abwägung 

einstellen zu können. 

Die betrachteten Immissionsorte im di-

rekten Umfeld der Planung, an denen die 

Auswirkungen beurteilt werden, liegen 

teilweise innerhalb des vorliegenden Gel-

tungsbereichs sowie im Geltungsbereich 

der Bebauungspläne Nummer III/3/27.00 

und Nummer II/18.01, die jeweils Ge-

werbe- und teilweise Industriegebiete 

festsetzen. Die Ergebnisse zeigen, dass 

bei Betrachtung des Gesamtlärms an al-

len untersuchten Immissionsorten die 

geltenden Immissionsrichtwerte für Ge-

werbegebiete von 65 dB(A) zur Tageszeit 

eingehalten oder unterschritten werden. 

Somit erfolgt durch die Planung keine 

Konfliktverschärfung gegenüber dem bis-

her geltenden Planungsrecht.  

Die wesentlichen Geräuschauswirkun-

gen insbesondere auf den Freiflächen in 

Nachbarschaft zu den Immissionsorten 

beziehen sich vor allem auf die Pausen-

zeiten sowie Schulbeginn- und -endzei-

ten. Hierzu wird abwägend berücksich-

tigt, dass ohne die Planung des Bil-

dungscampus gemäß der bisher festge-

setzten Baugebietskategorie grundsätz-

lich auch die Ansiedlung wesentlich stö-

render Gewerbebetriebe im direkten Um-

feld der vorhandenen Immissionsorte pla-

nungsrechtlich zulässig wäre und somit 

ein dauerhafter Störgrad mindestens bis 

60 dB(A) tagsüber entstehen könnte. 

Die gewerblichen Lärmquellen (Vorbelas-

tung und planbedingte Geräusche) halten 

an nahezu allen Immissionsorten die 

Richtwerte für Mischgebiete ein, bei de-

nen nach ständiger Rechtsprechung von 

gesunden Wohnverhältnissen ausgegan-

gen werden kann. 

Am Immissionsort IP17 (Feldstraße 97) 

wird bereits durch die gewerbliche Vorbe-

lastung der MI-Richtwert von 60 dB(A) 

überschritten. Die Beurteilungspegel al-
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eine Festlegung der GRZ mit 0,8 als zu 

hoch erachtet. Um die notwendigen Ent-

siegelungen zu erreichen ist eine Festle-

gung der GRZ mit 0,6 empfehlenswert. 

Dabei sollte die Bebaubarkeit der jetzigen 

Parkflächen im Südwesten des Geländes 

zurückgenommen werden. Im Bereich 

der ehemaligen Firma Erdmann & 

Dohmke stehen genügend Reserveflä-

chen zur Bebauung zur Verfügung.  

 

Die Parkpalette böte zusätzlichen passi-

ven Schallschutz. Damit sie sich in die 

Flächen einfügt, mit einem Geschoss un-

terhalb des Erdbodenniveaus. Der 

Haupteingang müsste etwas weiter nach 

Westen verlegt werden.  

Voraussichtlich müssten die beiden öst-

lich stehenden Bäume geopfert werden.  

 

d) Fließender Verkehr  

Die Erschließung der Flächen mit der 

ÖPNV ist jedenfalls optimal. Im 10 - Mi-

nutentakt, hält die Stadtbahnlinie 2 direkt 

vor dem Hauptzugang zu der Fläche. 

Diese gute Erschließung ermöglicht, das 

Stellflächenangebot sehr knapp zu be-

messen.  

Für den motorisierten Individualverkehr 

ist die Fläche ohnehin bestens erschlos-

sen.  

Große Mängel gibt es lediglich bei der 

Radwegeerschließung, denn in der Her-

forder Straße gibt es keinen Radweg und 

die Nutzung der Fahrbahnen ist für den 

Radfahrer wegen der engen Fahrbahn-

verhältnisse und des dichten Verkehrs 

gefährlich. Eine Nutzung dieser Möglich-

keit ist gerade für die Schülerschaft nicht 

angeraten. Es existieren zur Zeit auch 

keine Alternativen, denn die Nutzung der 

lein für das untersuchte Vorhaben betra-

gen an dieser Stelle mit Kinderlärm 

44 dB(A) und ohne diesen 19 dB(A). Ge-

mäß TA Lärm ist die Zusatzbelastung ei-

ner zu beurteilenden Anlage im Hinblick 

auf den Gesetzeszweck als nicht relevant 

anzusehen, wenn sie die geltenden Im-

missionsrichtwerte um mindestens 6 

dB(A) unterschreitet, da sie aufgrund der 

physikalischen Eigenschaften des 

Schalls dann nur zu einer geringfügigen, 

nicht wahrnehmbaren Erhöhung der Ge-

samtpegel führen könnte. Das ist am 

IP17 gegeben, sodass auch hier durch 

die Planung kein weitergehender Konflikt 

besteht. 

Der zusätzlich betrachtete Lärm durch 

die Schülerinnen und Schüler des Bil-

dungscampus wird mit Blick auf die Lage 

in einem gewerblich vorgeprägten Sied-

lungsraum, die vorhersehbaren, begrenz-

ten Belastungszeiten und auf Grundlage 

des § 22 BImSchG als sozialadäquat und 

mit dem Umfeld verträglich eingestuft. 

 

Zu Klima und Versiegelung: 

Die Anregung zur Berücksichtigung kli-

matischer Rahmenbedingungen im Rah-

men der vorliegenden Planung wird zur 

Kenntnis genommen.  

Die Planung innerhalb eines im Bestand 

stark verdichteten und hochversiegelten 

Siedlungsraums erfolgt unter Berücksich-

tigung stadtklimatischer Aspekte auch mit 

dem Ziel, eine Flächenentsiegelung zu 

erreichen. Die heute bereits bestehende 

Grünanlage sowie der zentrale Parkplatz 

des ehemaligen Seidenstickergebäudes 

sollen als Freiräume weitestmöglich er-

halten bleiben und können primär als 

Schulhofflächen und Außensportanlagen 

ausgestaltet werden. Die Freiflächen sol-

len darüber hinaus als Retentionsräume 

im Rahmen der Niederschlagswasserbe-

wirtschaftung möglichst multifunktional 

genutzt werden können. Es soll eine was-

sersensible Stadtentwicklung verfolgt 

werden. 

Im Rahmen der Mehrfachbeauftragung 

ist ein Rahmenkonzept für die künftige 

Gestaltung der Freiräume erarbeitet wor-
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Feldstraße ist ebenfalls nicht angeraten, 

da viel zu wenig freier Verkehrsraum auf 

Grund parkender Fahrzeuge vorhanden 

ist.   

Zwar gehört die Herforder Straße zu den 

präferierten Entwicklungskorridoren des 

Radwegeverkehrskonzepts, so dass 

langfristig mit einer Verbesserung der 

Verhältnisse gerechnet werden kann. 

Maßnahmen zur radläufigen Erreichbar-

keit des neuen Schulcampus sind aber 

zwingend vorzuziehen.  

 

Fazit:  

Der Änderung des Bebauungsplans kann 

unter folgenden Voraussetzungen zuge-

stimmt werden.  

1. Entsiegelung von wenigstens 70 

Stellflächen  

2. Schaffung einer Radwegeverbindung 

zum Campus  

3. Festlegung der GRZ mit 0,6  

4. Sorgfältige Bestandsaufnahme der 

Mammiferen und Aves in Überein-

stimmung mit  

5. dem BNatSchG  

6. Erhalt aller größeren Bäume (bis auf 

die zwei siehe oben)  

Die Stellungnahme wird vom BUND Kreis 

Bielefeld e.V. unterstützt. 

den. Die Konkretisierung der Projektpla-

nung erfolgt im weiteren Verlauf in der 

Umsetzung. Vor diesem Hintergrund wer-

den durch den Bebauungsplan lediglich 

die wesentlichen städtebaulichen Rah-

menbedingungen festgesetzt.  

Die maximal zulässige bauliche Dichte 

und der Versiegelungsgrad werden in An-

lehnung an das städtebauliche Rahmen-

konzept geregelt. Da es sich vorliegend 

um einen Angebotsplan handelt, der bei 

Bedarf und innerhalb eines begründet de-

finierten Rahmens auch eine abwei-

chende Projektplanung erlauben soll, 

wird das Maß der baulichen Nutzung mit 

einem geringfügigen zusätzlichen Spiel-

raum festgesetzt. Die maximal zulässige 

GRZ wird mit 0,7 festgesetzt. Gemäß der 

bisher geltenden Rechtslage im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans ist 

theoretisch eine Versiegelung unter an-

derem durch Nebenanlagen und Stell-

plätze bis zu 100 % denkbar. Durch die 

neue Festsetzung auf Grundlage der ak-

tuellen Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) wird eine Überschreitung der 

maximalen GRZ von 0,7 gemäß § 19 

BauNVO ausgeschlossen. 

Die befestigten und bebauten Flächen 

des Plangebiets machen im Bestand ca. 

73,4 % aus, sodass auch gegenüber dem 

Bestand in der Gesamtbilanz eine Flä-

chenentsiegelung zu erwarten ist. Im 

Rahmen der Umsetzung soll in allen Be-

reichen, wo eine langfristige und stabile 

Umsetzung gewährleistet werden kann, 

der Einsatz versickerungsfähiger Beläge 

erfolgen. 

Im Südwesten des Plangebiets wird auf 

die Ausweisung überbaubarer Grund-

stücksflächen verzichtet, sodass hier die 

Entwicklung der Aufenthalts- und Sport-

flächen in den Fokus gestellt wird. Inner-

halb der bestehenden parkartigen Grün-

anlage wird zudem auch die Errichtung 

von Stellplätzen und Garagen ausge-

schlossen.  

Die Errichtung einer aktiven Lärmschutz-

maßnahme entlang der südlichen Grenze 

des Geltungsbereichs ist zur dauerhaften 

Sicherstellung gesunder Aufenthaltsver-

hältnisse auf den Freiflächen der Bil-
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dungseinrichtungen erforderlich. Auf der 

Umsetzungsebene lässt der Bebauungs-

plan verschiedene Möglichkeiten der 

Ausgestaltung zu, die zu Verbesserun-

gen des Mikroklimas beitragen können. 

Der aktive Lärmschutz kann als begrünte 

Lärmschutzwand, als Wall-Wand-Kombi-

nation oder auch multifunktional durch 

Gebäude hergestellt werden. Die Stadt 

bewertet diesen Umsetzungsspielraum 

vor dem Hintergrund des städtebaulichen 

Umfelds sowie der noch ausstehenden 

Freiflächengestaltung in der vorliegenden 

Situation als sachgerecht.  

 

Zu Ruhender Verkehr: 

Im Rahmen der Planung wird die Errich-

tung eines gemeinschaftlichen Parkhau-

ses im Südosten zur Unterbringung der 

notwendigen Stellplätze für den Bil-

dungscampus und teilweise für die be-

nachbart geplante Feuerwehrwache be-

rücksichtigt, sodass die Notwendigkeit 

großflächiger Stellplatzanlagen voraus-

sichtlich entfällt.  

Die genaue Anzahl der zu schaffenden 

Stellplätze wird im Rahmen der Umset-

zung unter Berücksichtigung der konkret 

geplanten Größe der öffentlichen Einrich-

tungen festgelegt. 

Der Bebauungsplan erlaubt auch außer-

halb der südöstlichen Teilfläche, mit Aus-

nahme der parkartigen Grünanlage, die 

Anlage von Stellplätzen, um Sondernut-

zungen im Zusammenhang mit dem Bil-

dungscampus ausreichend Flexibilität 

einzuräumen. Die Erschließung des Bil-

dungscampus erfolgt von Osten über die 

Feldstraße, sodass die Verkehre und 

ihnen dienende Anlagen dort gebündelt 

werden können.  

Sofern in Einzelfällen die Anlage von 

ebenerdigen Stellplätzen erfolgt, ist je an-

gefangene fünf Stellplätze ein Baum zu 

pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  

Der angeregten Anlage eines Walds wird 

im vorliegenden Planverfahren hingegen 

nicht gefolgt. Die Freiflächen auf dem Bil-

dungscampus werden bedarfsgerecht im 

Rahmen der Umsetzung als Spiel-, 
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Sport- und Aufenthaltsflächen benötigt 

und entsprechend gestaltet. Die detail-

lierte Freiraumplanung steht zum aktuel-

len Zeitpunkt noch nicht fest. Auf die kon-

krete Festsetzung von Baumstandorten 

wird vor diesem Hintergrund verzichtet. 

Im Rahmen der Außenflächengestaltung 

werden ein möglichst umfassender 

Baumerhalt sowie Neuanpflanzungen an-

gestrebt.  

Im Bereich der heute vorhandenen Grün-

fläche werden fünf Bäume nach § 9 Ab-

satz 1 Nummer 25 b BauGB zum Erhalt 

festgesetzt, die im Rahmen einer gut-

achterlichen Stellungnahme als erhal-

tenswert bewertet worden sind und so-

wohl während der Errichtung und dem 

Bestand der Interimslösung für das Gym-

nasium als auch im Zuge einer flexiblen 

Freiflächenentwicklung erhalten werden 

können. 

Insgesamt kann den Anregungen zur 

Klimaanpassung und Ordnung des ru-

henden Verkehrs also teilweise gefolgt 

werden. Die Errichtung des gemeinsa-

men Parkhauses ist insbesondere auf-

grund der Erschließungssituation im Süd-

osten des Plangebiets vorgesehen. Eine 

entsprechende Zufahrt von der Herforder 

Straße, wie angeregt, wird aufgrund der 

dort herrschenden Verkehrsbelastung 

sowie dem noch ausstehenden Ausbau 

nicht als geeignet bewertet. 

 

Zu Radverkehr: 

Der notwendige Ausbau der Radver-

kehrsinfrastruktur im Umfeld des Bil-

dungscampus wird von der Stadt Biele-

feld gegenwärtig weiterverfolgt. 

Im Rahmen des Radverkehrskonzepts 

der Stadt Bielefeld ist neben dem Ausbau 

der Radverkehrsanlagen im Bereich der 

Herforder Straße (Radschnellweg OWL) 

die Einrichtung einer Fahrradstraße über 

die Feldstraße vorgesehen. Unter Be-

rücksichtigung dieser geplanten Maßnah-

men verbessert sich die Erschließungs-

qualität für den Radverkehr maßgeblich. 

Derzeit kann das Plangebiet direkt über 

die Feldstraße (aus südlicher Richtung) 

über eine Tempo-30-Zone in Mischver-
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kehrsführung und zukünftig auch über die 

eigenständige Radverkehrsanlage „Am 

Stadtholz“ in Verbindung mit einer neu 

angelegten Fuß- und Radwegeverbin-

dung („Campusmeile“) zum westlichen 

Teil des Campus erreicht werden. 

Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung 

werden weitere Maßnahmen für den 

Radverkehr vorgeschlagen, die die Um-

setzungsebene betreffen. Dazu zählt die 

Anlage ausreichend dimensionierter und 

überdachter Radabstellanlagen. 

Im Bereich des Knotenpunkts Herforder 

Straße / Feldstraße werden ergänzend 

Bewegungsräume für Zufußgehende zur 

funktionalen Erweiterung des Verkehrs-

raums innerhalb der Gemeinbedarfsflä-

chen vorgesehen. Die Durchfahrt für den 

Kfz-Verkehr durch die Feldstraße wird 

nördlich des geplanten Parkhauses zu-

dem ebenfalls unterbunden, sodass auf 

Höhe des Bildungscampus ein verkehrs-

beruhigter Raum entstehen kann. Die 

Ausbauplanung ist nicht Gegenstand der 

Bauleitplanung und erfolgt im Rahmen 

der Umsetzung des Bildungscampus. 

 

Fazit 

Im Ergebnis kann den Anregungen teil-

weise gefolgt werden. Die Planung sieht 

eine Reduktion der insgesamt zu versie-

gelnden Flächen durch Festsetzung einer 

maximalen GRZ von 0,7 ohne Über-

schreitungsmöglichkeiten vor. Die tat-

sächliche Ausgestaltung der Freiflächen 

sowie Umfang und Art der Begrünung im 

Bereich der Freiflächen sind im Rahmen 

der Genehmigungsplanung zu regeln. 

Die Verbesserung der Anbindung für 

Radfahrende sowie der Ausbau der Infra-

struktur erfolgen über den Umbau der 

Herforder Straße hinaus.  

Im Rahmen der Planung ist ein Arten-

schutzfachbeitrag mit Aufnahme der 

Quartierpotenziale planungsrelevanter 

Arten erarbeitet worden. Unter Berück-

sichtigung der Vermeidungs- und Ersatz-

maßnahmen kann das Eintreten arten-

schutzrechtlicher Verbotstatbestände ge-

mäß BNatSchG ausgeschlossen werden.  
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Auf Ebene des Bebauungsplans wird ein 

verbindlicher Erhalt von fünf im Baumgut-

achten als erhaltenswert beurteilten Bäu-

men vorgesehen. Darüber hinaus ist der 

mögliche Baumerhalt in enger Abstim-

mung mit dem Umweltamt und unter Be-

rücksichtigung einer bedarfsgerechten 

Freiraumgestaltung auf der Umsetzungs-

ebene zu planen. 

Auf Grundlage der zum Entwurf fortentwi-

ckelten Planungen soll das Planverfahren 

zum Bebauungsplan Nr. III/3/27.02 fort-

geführt werden. 

 
Von den folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurden keine Bedenken oder 
Hinweise vorgetragen (Nummer entsprechend der verwaltungsinternen Beteiligungsliste): 
 
2.1a) Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion K/KK 34 KP/O (06.12.2023) 
2.1b) Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion V 
2.7b) Bezirksregierung Detmold, Dezernat 53 
2.10 Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung West 
2.14 BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH   
2.15 Westnetz GmbH Regionalzentrum Münster 
2.16 PLEdoc GmbH (jeweils 2 Schreiben vom 06.11.2023 zu FNP und BP)   
2.17 GASCADE Gastransport GmbH, Abteilung GNL 
2.18 Gasunie Deutschland Services GmbH   
2.19 Avacon AG Prozesssteuerung – DGP (07.11.2023) 
2.20 TenneT TSO GmbH   
2.21 Amprion GmbH   
2.23 Handwerkskammer Ostwestfalen-Lippe zu Bielefeld  
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Nach Auswertung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden sowie der sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange sowie unter Einbeziehung von ergänzenden Anregungen und 
Hinweisen der städtischen Fachämter wurden die Vorentwurfsplanungen zur 264. FNP-Ände-
rung sowie zum Bebauungsplan Nr. III/3/27.02 jeweils als Entwurf weiter ausgearbeitet. Die 
im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit städtebaulich vertret-
bar, in den Planungen berücksichtigt.   
 
ÜBERSICHT DER WESENTLICHEN ERGÄNZUNGEN UND ÄNDERUNGEN ZUM ENT-
WURF 
 
264. FNP-Änderung 
keine 
 
 
Bebauungsplan Nummer III/3/27.02 
 
Planzeichnung 

- Erweiterung des Geltungsbereichs um den nördlichen Teil der Feldstraße 

- Annäherung an Zielsetzung gemäß städtebaulichem Konzept (Ergebnis Werkstattver-
fahren hinsichtlich Maß der baulichen Nutzung, überbaubaren Grundstücksflächen) 

- Aufnahme einer abweichenden Tiefe der Abstandsfläche entlang der Baulinie 

- Aufnahme von Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zur Erschließung privater 
Wohnnutzungen sowie für Leitungen der Fernwärme und der Elektrizität 

- Konkretisierung der aktiven Lärmschutzmaßnahme mit Mindesthöhe 

- Aktualisierung der Lärmpegelbereiche 

- Aufnahme von Flächen mit Schutzvorkehrungen für Aufenthaltsbereiche vor Ge-
werbe- und Verkehrslärm 

- Aufnahme einer Festsetzung zum Erhalt von Einzelbäumen 
 
Textliche Festsetzungen 

- Ausschluss von Überschreitungsmöglichkeiten der zulässigen GRZ durch Anlagen ge-
mäß § 19 Absatz 4 BauNVO 

- Öffnung der Fläche für den Gemeinbedarf zur Einrichtung einer Mobilitätsstation 

- Aufnahme von Artenschutzmaßnahmen 

- Aktualisierung der Festsetzung zur Dachbegrünung 

- Aufnahme einer Festsetzung zur Stellplatzbegrünung 

- Regelungen für Gemeinschaftsanlagen (Unterbringung von Flächen für notwendige 
Stellplätze der geplanten Feuer- und Rettungswache östlich des Plangebiets 

- Aktualisierung der Vorgaben zur Ausführung der aktiven Lärmschutzmaßnahme 

- Ausschluss von Fassadenöffnungen schutzbedürftiger Räume nach TA Lärm im Teil-
bereich 2 

- Aufnahme einer Festsetzung zur Niederschlagswasserbeseitigung 

- Aufnahme einer Gestaltungsvorschrift für Dachaufbauten 

- Streichung der Gestaltungsvorschriften für die Beschaffenheit von Stellplatzflächen 
und Zufahrten 

- Aufnahme ergänzender Hinweise zur Beachtung 
 
Begründung 

- Die Begründungen zum Bebauungsplan Nummer III/3/27.03 und zur 264. FNP-Ände-
rungen sind vor dem Hintergrund des zwischenzeitlich wirksam gewordenen Regio-
nalplans, der Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung und auf Grundlage der zum Ent-
wurf konkretisierten Planungen und Fachbeiträge fortgeschrieben worden. 


